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Karl v. Lilienthal f. 


Franz v. Liſzt und Karl v. Lilienthal — das war faſt vier Jahrzehnte hindurch ein Zweiklang, allen vertraut, denen 
Strafrecht und Kriminalpolitik am Herzen lag, die glückliche gegenſeitige Ergänzung zweier von Grund aus verſchiedener Naturelle: 
dort ſtarkes Temperament und ſcharfe Dialektik, hier ruhige Abgeklärthei und weiſer Ausgleich. Nun iſt auch Karl v. Lilienthal 
dahingegangen, um gleich dem Freunde in der Erde des ſchönen Heidelberger Bergfriedhofs die letzte Ruhe zu finden. 

Lilienthal war am 31. Auguſt 1853 in Elberfeld geboren, Sohn eines begüterten Kaufmanns, der, ſelbſt von hoher 
künſtleriſcher und literariſcher Kultur, einen Kreis Gleichgeſinnter um ſich zu ſammeln verſtand. Zunächſt im Haufe erzogen, 
trat er erſt in die Oberſekunda des Gymnaſiums ein und konnte ſchon 1868 — 14 jährig — die Univerſität beziehen. 
Seine ganze Studienzeit verlebte er in Berlin, nicht nur für ſeine Berufswiſſenſchaft intereſſiert, ſondern auch für Geſchichte, 
Psychiatrie, Philoſophie, von Schopenhauers damals aufſteigendem Geſtirn mächtig angezogen und dauernd für den 
Determinismus gewonnen. Schon 1872 ſchmückte den Neunzehnjährigen der Heidelberger Doktorhut. Nach beendetem juriſtiſchen 
Vorbereitungsdienſt, beſtandenem Aſſeſſorexamen und weiterer Beſchäftigung in der Juſtiz ließ er ſich 1879 an der Univerſität 
Halle als Privatdozent nieder; Adolf Dochow wurde ihm dort ein freundlicher Förderer, bald auch ein naher Freund. 
Auf dem Leipziger Juriſtentage 1880 trafen ſich zum erſten Male Dochow und Liſzt, und Lilienthal wurde Zeuge der 
Verhandlungen zwiſchen ihnen über die Begründung der Zeitſchrift für die geſamte Strafrechtswiſſenſchaft. Das war der 
Beginn einer lebenslangen Freundſchaft und Kampfgemeinſchaft — „ein Stück meines beſten Lebensglückes“, ſagt Lilienthal. 
„Was er, Liſzt, mir für mein ganzes wiſſenſchaftliches Leben bedeutet hat, darüber Auskunft zu geben hieße nicht ſein, 
ſondern mein Leben ſchreiben“ —, wieviele dankbare Schüler Liſzts dürfen die gleichen Worte von ſich ſagen! 

Bald war Lilienthal mit Liſzt durch gemeinſame Arbeit eng verbunden. Mit dem zweiten Bande der Zeitſchrift 
wurde er an Dochows Stelle deren Mitherausgeber. Adolf Dochow war am 20. Dezember 1881 allzufrüh verſchieden. 
Brunnenmeiſter, der ſich durch ſein Buch über die Quellen der Bambergenſis ein dauerndes Denkmal geſetzt hat, wurde ſein 
Nachfolger, Lilienthal ſeinerſeits ging an Brunnenmeiſters Stelle nach Zürich und blieb dort ſieben Jahre, offenen Auges 
für die eigengearteten rechtlichen und politiſchen Zuſtände des Schweizerlandes. Im Herbſt 1889 wurde er Liſzts Nachfolger 
in Marburg, 1896 kam er als Nachfolger Heinzes nach Heidelberg. Lilienthal ſelbſt hat die Geſchichte ſeines Heidelberger 
Lehrſtuhls geſchrieben und den bedeutendſten feiner Vorgänger, Mittermaier, feinſinnig geſchildert. 22 Jahre hindurch hat 
er die durch Mittermaier begründete ruhmvolle Überlieferung des Heidelberger ſtrafrechtlichen Lehrſtuhls würdig fortgeſetzt. 
Faſt ſo lange Zeit hat er als Hilfsrichter beim Landgericht Heidelberg mit der praktiſchen Rechtspflege enge Fühlung gehalten. 

So, praktiſch erfahren und theoretiſch gebildet, war er mit ſeiner Lebensklugheit und ruhigen Reife beſonders berufen, 
geſetzgeberiſcher Arbeit zu dienen. Von den erſten Anfängen an hat er an der Strafrechtsreform tätigen Anteil genommen. 
Seit ihrer Gründung ſtand er in den vorderſten Reihen der Vereinigung, die unter Liſzts Führung der Strafrechtsreform 
die Wege bahnte: der Internationalen Kriminaliſtiſchen Vereinigung. Er gehörte dem achtköpfigen Komitee an, das 1902 
durch die Vorbereitung der Vergleichenden Darſtellung des deutſchen und ausländiſchen Strafrechts den Grundſtein des 
Reformwerkes legte und lieferte ſelbſt zu dieſem Monumenkalwerk deutſchen Kriminaliſtenfleißes dauernd wertvolle Beiträge. 
Alle Entwürfe bis zu dem jüngſten von 1927 begleitete er mit feiner einſichtigen Kritik. Er war es, der die Anregung gab 
zu dem von ihm mit Liſzt, Kahl und Goldſchmidt i. J. 1911 herausgegebenen Gegenentwurfe. Als er im Univerſitätsjahre 
1912/13 die höchſte akademiſche Ehrenſtelle bekleidete, galt auch ſeine Rektoratsrede der Strafrechtsreform. Über den Entwurf 
1925 ſchrieb er mir am 28. Juni 1925: „Im Ganzen habe ich doch den lebhaften Wunſch, daß der Entwurf bald Geſetz 
werde. Ob er ſich erfüllen wird? Erleben werde ich es wohl kaum.“ 

Er ſollte es nicht mehr erleben. Im Jahre 1918 hatte er ſich von der Verpflichtung, Vorleſungen zu halten, entbinden 
laſſen. Sein Alter wurde durch die Tragik unſeres nationalen Schickſals getrübt, durch ein zunehmendes Augenleiden 
verdüſtert, das den Leſefrohen an der Lektüre immer mehr verhinderte. Aber die heitere Gelaſſenheit, die ihm immer eigen 
geweſen war, verließ ihn auch jetzt nicht, die Herzensgüte, die ſiy lebenslang in die Formen einer ſchönen, ritterlichen 
Höflichkeit gekleidet hatte, durchbrach in feinen Altersjahren mit warmem Glanze alle ihre Hüllen. Er hatte den Kreis ſeines 
Lebens voll erfüllt, als er am 8. November 1927 nach kurzem Leiden von uns ging, umgeben von der Liebe der Seinen, 
der Freundſchaft der Amtsgenoſſen, der Dankbarkeit der Schüler. 
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Lilienthals wiſſenſchaftliche Arbeit, mannigfach und weitverzweigt, iſt nicht in umfangreichen Werken zuſammen⸗ 
gefaßt, ſondern in zahlreichen kleineren Arbeiten zerſtreut. Die biographiſche Selbſtdarſtellung ſeines Schaffens, die er für 
das Sammelwerk „Die Rechtswiſſenſchaft der Gegenwart“ ſchrieb, wird hoffentlich der Offentlichkeit nicht allzulange vor⸗ 
enthalten bleiben. Sie erſpart es uns, die zahlreichen ſchriftſtelleriſchen Außerungen aufzuzählen, mit denen er, zumal in 
der Deutſchen Juriſtenzeitung, der Zeitſchrift für die geſamte Strafrechtswiſſenſchaft, der Monatsſchrift für Kriminalpfycho⸗ 
logie und Strafrechtsreform, auch — was an dieſer Stelle dankend betont werde — in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
juriſtiſchen Streitfragen und geſetzgeberiſchen Forderungen des Tages diente. Es war die Tragik einer ganzen Kriminaliſten⸗ 
generation, daß der beſte Teil ihrer Arbeit Aufgaben der Geſetzgebung galt, deren Erfüllung geſcheitert iſt wie die Straf⸗ 
prozeßreform oder wie die Strafrechtsreform noch im Ungewiſſen ruht. Aber wenn der neue Strafgeſetzentwurf einmal Geſetz 
werden wird, wird der Kundige in ihm auch die Züge der Lilienthalſchen Handſchrift nicht überſehen, und wenn die grund⸗ 
fägliche Neuordnung des Strafverfahrens wieder in Angriff genommen werden ſollte, wird man gut tun, die kritiſchen Auf⸗ 
ſätze Lilienthals zum Entwurfe 1908 — an Umfang einem kleinen Buche gleich — zur Hand zu nehmen und recht 
eingehend zu leſen (vgl. 8ZStW. Bd. 29, 1909, S. 1 ff., 188 ff., 414 ff., 549 ff., 737 ff.). 

Hier zeigt ſich vielleicht am vollkommenſten der praktiſche Blick Lilienthals, aber ſchon in ſeiner erſten Arbeit, ſeiner 
Habilitationsſchrift, iſt er ſichtbar (Beiträge zur Lehre von den Kollektivdelikten 1879). Lilienthal geht in dieſer Erſtlings⸗ 
ſchrift wie Dochow in der ſeinen von dem gleichen Problem des gewohnheitsmäßigen Verbrechens aus, das ſpäter auch in 
den Mittelpunkt der Gedanken ihres Freundes Liſzt trat. Freilich kamen ſie zu anderem Ergebnis als Liſzt: damals 
meinten beide noch die Strafſchärfung wegen gewohnheitsmäßiger Begehung ablehnen zu ſollen. Dennoch kündigt ſich in 
Lilienthals Schrift, erſtaunlich früh, das ſpäter von Liſzt entwickelte Programm der „geſamten Strafrechtswiſſenſchaft“ 
an, die nicht nur Strafrechts wiſſenſchaft fein will, ſondern Wiſſenſchaft vom Verbrechen und von der Strafe unter allen 
ihren vielfältigen methodiſchen Aſpekten. Mit umfaſſender Beleſenheit behandelt er das Kollektivverbrechen nicht nur als einen 
juriſtiſchen Begriff, ſondern auch als eine Tatſache des Lebens, unter pſychologiſchen, pſychiatriſchen, kriminalſtatiſtiſchen, 
gefängniskundlichen Geſichtspunkten, ohne doch den Druck dieſer ſchweren wiſſenſchaftlichen Rüſtung zu zeigen, vielmehr mit 
der unauffällig leichten Hand, die ſeiner ſchriftſtelleriſchen Art überall eigen iſt. 

Die Verbindung juriſtiſcher Betrachtungsweiſe mit umfaſſenden außerjuriſtiſchen Kenntniſſen und Intereſſen bezeichnet 
auch feine weitere ſchriftſtelleriſche Produktion, die ſich beſonders gern juriſtiſch⸗mediziniſchen Grenzproblemen zuwendet, ob 
er nun über Hypnotismus und Strafrecht ſchreibt, die pflichtmäßige ärztliche Handlung ſtrafrechtlich würdigt, Eugenik und 
Strafrecht in Beziehung zueinander ſetzt oder künſtliche Fehlgeburt und künſtliche Unfruchtbarkeit vom Standpunkte des 
Rechts erörtert. (Hypnotismus und Strafrecht, ZStW. Bd. 7, 1887, S. 281 ff.; Die pflichtmäßige ärztliche Handlung und 
das Strafrecht in der Feſtgabe der Heidelberger Juriſtenfakultät für Bekker 1899; Eugenik und Strafrecht, Zeitſchr. Bd. 39, 
1918, S. 255 ff.; Beitrag zu dem Sammelwerk „Künſtliche Fehlgeburt und künſtliche Unfruchtbarkeit“, herausgegeben von 
Placzek, S. 391 ff.) Hier wie ſonſt find es Fragen des Tages, die ihn immer wieder zu grundſätzlichen Außerungen an⸗ 
regen. So hatte ihm ſchon der Mißſtand des „ambulanten Gerichtsſtandes der Preſſe“ den Anlaß gegeben zur Behandlung 
des Problems vom Ort der begangenen Handlung im Strafrecht. (Feſtgabe für Wetzell, 1890.) 

Den ganzen Kreis ſeiner Wiſſenſchaft hat Lilienthal grundrißmäßig umſchrieben in der Skizze des Strafrechts, die 
er ſeinen Hörern in die Hände zu geben pflegte, und in ſeiner Darſtellung des Strafprozeſſes für Birkmeyers Enzyklopädie 
der Rechtswiſſenſchaft (Der Grundriß zur Vorleſung über deutſches Strafrecht iſt in 4. Auflage 1916, die Darſtellung des 
Strafprozeßrechts iſt erneut als Bd. 21 von Kohlrauſchs und Kaskels Enzyklopädie der Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaft 1923 
erſchienen), erfreulich abhold jenen ſelbſtgenugſamen Spielen des konſtruktiven Scharfſinns, die in der Strafrechts⸗ wie in 
der Prozeßwiſſenſchaft fo oft ihr Weſen treiben. Ihn leitete imneer die Überzeugung, „daß die Aufgabe des Rechts und 
der Rechtſprechung praktiſche Sozialpolitik iſt“, daß der Juriſt „nicht auf mehr oder minder glattes Aktenpapier zu ſchreiben 
hat, ſondern auf die empfindliche Haut feiner Mitmenſchen“. 

Zur „strafrechtlichen Bekenntnisſchrift“ aber wurde ihm ſeine Rektoratsrede „Der Streit um die Strafrechtsreform“. 
Sie iſt die reifſte Frucht ſeines Schaffens, neben einem kleinen, aber ſo fein geſchliffenen wie inhaltlich reichem Vortrag 
„Über den Zweck als Straf- und Schuldmoment“, den er am 14. März 1900 in der Juriſtiſchen Geſellſchaft in Wien hielt. 
(Zeitſchr. Bd. 20, 1900, S. 440 ff.) Ein neuer Rechtsgedanke wird hier zum erſten Male in Worte gefaßt: „daß der 
Zweck einer Handlung die zu ſeiner Erreichung notwendigen Mittel als nicht rechtswidrig erſcheinen läßt, ſofern er ſelbſt 
als rechtlich notwendig zu betrachten iſt.“ In der bedeutſamen Entſcheidung des 1. Strafſenats vom 11. März 1927 
(RG St. 61, 242 ff.) machte ſich das Reichsgericht dieſen Gedanken in ähnlicher Geſtalt zu eigen. Aber auch das Problem 
des Überzeugungsverbrechens wird in dieſem Vortrag (und zwar ſchon unter dieſem Namen) ſchon mit aller Schärfe gefaßt, 
eine beſondere Strafart für Überzeugungsverbrecher gefordert, die weder vergelten noch beſſern, ſondern nur zeitweilig un⸗ 
ſchädlich machen ſoll. „Überzeugungen werden im Strafhaus nicht reformiert. Es kann ſich hier nur um eine Unſchädlich⸗ 
machung handeln, die braucht nicht von beſonderer Empfindlichkeit für den Betroffenen zu ſein“. 

Lilienthals letzte größere Arbeit — aus dem Jahre ſeines Todes — hat die Sexualdelikte zu ihrem Thema. 
(Zeitſchr. für Sexualwiſſenſchaft Bd. 14, Heft 2, 1927, S. 40 ff.) Hier wird auch die Frage der Beſtrafung der Abtreibung 
erörtert und mit Entſchiedenheit verneint. „Wenn es ein Delikt gibt, das ſo oft ſtraflos begangen werden kann, ſo iſt das 
gewiß kein für die Geſellſchaft gefährliches.“ „Durch das geltende Recht ſind zwar eine Menge von ſchweren Härten beſeitigt, 
aber ſtrafbar bleibt die Handlung doch, und das iſt ein ſchwerer Übelſtand.“ „Alle dieſe Erwägungen aber machen die 
grundſätzliche Forderung der Abſchaffung einer Strafe der Abtreibung nicht überflüffig. Sie allein würde das gründliche 
und zugleich geſellſchaftsungefährliche Mittel ſein“. Das letzte freie Wort eines freien Geiſtes. 

Lilienthal bot das in einer Zeit zweckrationalen Wiſſenſchaftsbetriebes ſeltene Bild eines Gelehrten, der geiſtig nicht 
nur einnahm, um auszugeben, der viel mehr innerlich verarbeitete als er ſchriftſtelleriſch verausgabte, der ſehr Vieles im 
Geſpräch zu ſagen hatte, was er nicht ſofort drucken ließ, — der als Menſch noch wertvoller war als ſein Werk. Es wider⸗ 
ſtrebt mir, hier zu wiederholen, was ich bei der Totenfeier in der Ergriffenheit der Stunde über Karl v. Lilienthals 
Perſönlichkeit ſagen durfte. Es verſchmilzt zu voller Harmonie mit dem, was von andern Seiten zum Andenken dieſes fein⸗ 
gebildeten und feinſinnigen, dieſes lauteren und aufrechten, dieſes edelmütigen und liebenswerten Mannes geſagt worden iſt. 
Wenn irgendwo, ſo iſt hier der alte akademiſche Abſchiedsgruß in ſeinem Rechte: Have anima candida! 

Prof. Dr. Guſtav Radbruch, Heidelberg. 


56. Jahrg. 1927 Heft 52/53] 


Größere Aufſätze 


3035 


Das Recht des Anwalts im Entwurf eines allgemeinen deutſchen 
Strafgeſetzbuchs. 


Von Juſtizrat Dr. Siegfried Löwenſtein, Berlin. 


Die StcEntw. von 1925 und 1927 enthalten grund⸗ 
legende Anderungen der den Rechtsanwalt als ſolchen be⸗ 
treffenden ſtrafrechtlichen Beſtimmungen. In keiner von ihnen 
vermag ich eine Verbeſſerung des geltenden Rechts zu er⸗ 
blicken. Es iſt bezeichnend, daß zwei Vertreter der entgegen⸗ 
geſetzten Pole der Strafrechtspflege, der Oberſtaatsanwalt 
Weber, Dresden, und Rechtsanwalt Klefiſch, Köln, die 
Begriffsbeſtimmung des wichtigſten Anwaltsdeliktes, des 
Parteiverrats, in 8 181 des Entw. von 1925, die oben⸗ 
drein nach dem Vorſchlage des Entw. von 1927 8 195 noch 
eine weſentliche Erweiterung erfahren ſoll, als untragbar für 
die Anwaltſchaft nachgewieſen haben (L3. 1926, 307 ff., 
378 ff.). Der 8356 StG B. hat beſonders wegen der Aus⸗ 
legung des Begriffs „derſelben Rechtsſache“ der praktiſchen 
Anwendung erhebliche Schwierigkeiten bereitet, und die Be⸗ 
ſchränkung der Prävarikation auf die gleichzeitige Unterſtützung 
gerade der beiden miteinander ſtreitenden Parteien hatte zur 
Folge, daß ſchwere Fälle des Parteiverrats ungeſühnt blei⸗ 
ben mußten. Demgegenüber beſtimmt § 181 des Entw. 
von 1925: 

„Wer als Rechtsanwalt eine ihm anvertraute Sache 
wiſſentlich zum Nachteil ſeines Auftraggebers führt, wird 
mit Gefängnis beſtraft. Der Verſuch iſt ſtrafbar. In be 
ſonders ſchweren Fällen iſt die Strafe Zuchthaus bis zu 

Jahren.“ 

§ 195 des Entw. von 1927 erweitert den Tatbeſtand 
durch Androhung der gleichen Strafe gegen den, der pflicht⸗ 
widrig in derſelben Sache beiden Parteien dient. — Welch“ 
unerträgliche Folgen dieſe verſchwommene, das Weſen des 
Parteiverrats überhaupt nicht erfaſſende Begriffsbeſtimmung 
nach ſich ziehen muß, iſt in den oben erwähnten Aufſätzen von 
Weber und Klefiſch überzeugend nachgewieſen. Ergänzend 
möchte ich hinzufügen, daß ſchon die bloße vorſätzliche Unter⸗ 
laſſung, Verſäumnisurteil, insbeſ. ein zweites Verſäumnis⸗ 
urteil zu nehmen, ja ſelbſt die Erinnerung der Gegenpartei an 
Wahrnehmung eines ſolchen Termins eine wiſſentliche Be⸗ 
nachteiligung der eigenen Partei darſtellt, ohne daß bisher 
jemand auf den Gedanken gekommen wäre, darin ein ſtraf⸗ 
bares Verhalten des Anwalts zu erblicken. Das Weſen des 
Parteiverrats beſteht in der pflichtwidrigen Schädigung be- 
rechtigter Parteiintereſſen durch Förderung entgegenſtehender 
Intereſſen. Das muß im neuen Strafgeſetz ſcharf umgrenzt 
werden, wenn nicht der Rechtsanwalt unüberſehbaren Ge⸗ 
fahren ſelbſt bei gewiſſenhafter Ausübung ſeines Berufes aus⸗ 
geſetzt ſein ſoll. 

Die wiſſentliche Gebührenüberhebung, die 
nach 8 352 StÖB. ein Sonderdelikt der Beamten und An⸗ 
wälte darſtellt, ſoll im künftigen Strafrecht gegenüber dem 
Anwalt in Fortfall kommen. Ich bin der letzte, der Trauer⸗ 
flor anlegt, wenn ein Strafgeſetz zu Grabe getragen wird. 
Aber gerade dieſes Geſetz, das, wie jeder Anwalt weiß, eine 
beſonders ſtarke Präventivwirkung ausübt, möchte ich um ſo 
weniger entbehren, als in der Begründung des Entw. hervor⸗ 
gehoben wird, daß der Betrugstatbeſtand genügenden ſtraf⸗ 
rechtlichen Schutz gegen Gebührenüberhebung biete. Die Be⸗ 
ſeitigung des § 352 StGB. ſtellt danoch ein Danaergeſchenk 
für den Anwalt dar, deſſen Annahme wir dankend ablehnen 
müſſen. Literatur und Praxis find darüber einig, daß nach 
geltendem Recht das Sonderdelikt der Gebührenüberhebung 
die Anwendbarkeit des Betrugsparagraphen in der Regel aus⸗ 
ſchließt (vgl. Eber mayer zu $ 352 Note 8 und Entſch. des 
RGSt. 18, 219; 40, 378). Künftig würde bei der Rechtswirk⸗ 
ſamkeit formloſer Honorarvereinbarungen der unzufriedene 
Klient ſeiner Forderung auf Rückgewähr bezahlter oder ſeiner 
Weigerung zur Zahlung verſprochener Honorarbeträge in 
zahlreichen Fällen unter Hinweis auf die Möglichkeit einer 
Betrugsanzeige erhöhten Nachdruck verleihen können. Die 
Gefahr iſt um ſo größer, als bei Fortfall des Spezialgeſetzes 
der Anwalt künftig bei Forderungen von Honoraren, wie ſie 
in Strafſachen allgemein üblich und bei Zivilprozeſſen und 
langwierigen Konferenzen mit niedrigem Objekt zum minde⸗ 


ſten nicht ſelten ſind, gar nicht daran denken wird, daß ſolche 
ſelbſtverſtändliche Forderung zur Beſtrafung wegen Be⸗ 
truges führen kann. Deshalb erachte ich eine Strafdrohung 
wegen Gebührenüberhebung auch im künftigen Recht für ge⸗ 
boten, wobei allerdings mit Rückſicht auf die Unüberſichtlich⸗ 
keit und Unklarheit zahlreicher Gebührenvorſchriften und die 
häufige Unzulänglichkeit der geſetzlichen Gebühren nur die 
wiſſentliche (gemäß $ 18 des Entw. von 1927 den Eventual⸗ 
vorſatz ausſchließende) und zugleich in Täuſchungsabſicht er⸗ 
folgte Gebührenüberhebung unter das Strafgeſetz fallen darf. 
Beide Tatbeſtandsmerkmale werden nach geltendem Recht als 
Vorausſetzung der Strafbarkeit nicht erfordert. Die Täu⸗ 
ſchungsabſicht bildet gegenwärtig überhaupt kein Tatbeſtands⸗ 
merkmal und nach Entſch. des Reh. 16, 363 reicht für die im 
geltenden Recht geforderte Wiſſentlichkeit der bei Gebühren⸗ 
überhebung ſeitens eines Rechtsanwalts faſt ſtets konſtruier⸗ 
bare Eventualvorſatz zur Begründung der Strafbarkeit aus. 

8 300 StGB. bedroht mit Strafe neben den Rechts- 
anwälten und ihren Gehilfen eine Reihe ſtaatlich geprüfter 
Perſonen, wenn fie unbefugt Privatgeheimniſſe offenbaren, 
die ihnen kraft ihres Berufes anvertraut worden ſind. § 293 
des Entw. von 1925 wollte dieſe Strafdrohung auf alle be 
rufsmäßigen Berater und Vertreter in Rechtsangelegenheiten 
ausdehnen. Dadurch aber würde der Vertrauenswürdigkeit des 
Winkelkonſulententums eine geſetzliche Anerkennung ausge 
ſprochen werden, deſſen ſich dieſes auch mit Hilfe der Straf⸗ 
drohung niemals würdig zeigen wird. Andererſeits würde 
aber durch eine ſolche geſetzliche Gleichſtellung mit dem Anwalt 
im rechtſuchenden Publikum der Eindruck erweckt, als ob ſein 
Geheimnis beim Winkelkonſulenten ebenſo ſicher wie beim An⸗ 
walt aufbewahrt ſei. Der Winkelkonſulent würde unter Be⸗ 
rufung auf ſein Amtsgeheimnis ſicherlich nicht unterlaſſen, ſich 
dem rechtſuchenden Publikum gegenüber als eine dem Rechts⸗ 
anwalt geſetzlich gleichgeſtellte Vertrauensperſon zu bezeichnen. 
Mit Recht hat daher der Entw. von 1927 im 8 325 dieſen 
gefährlichen Weg nur taſtend betreten, indem er die Ver 
ſchwiegenheitspflicht auf diejenigen Rechtskonſulenten beſchrän⸗ 
ken will, denen das mündliche Verhandeln vor Gericht durch 
eine von der Juſtizverwaltung getroffene Anordnung geſtattet 
iſt. Mit dieſer Einſchränkung wird man die Ausdehnung der 
Verſchwiegenheitspflicht auch vom anwaltlichen Standpunkte 
aus befürworten können; denn bei den ſeitens der Juſtiz⸗ 
verwaltung zugelaſſenen Prozeßagenten iſt durch die Vor⸗ 
prüfung der Behörde eine gewiſſe Vertrauenswürdigkeit ge» 
währleiſtet. Ganz beſonders aber iſt zu berückſichtigen, daß 
bei zahlreichen kleinen, nur mit einem oder wenigen Anwälten 
beſetzten Gerichten der Rechtſuchende oft geradezu gezwungen 
iſt, einen Prozeßagenten mit ſeiner Beratung und Vertretung 
vor Gericht zu betrauen. Es würde dem Bedürfnis des auf 
ſolche Vertreter angewieſenen Publikums widerſprechen und 
eine Gefahr für die Rechtspflege bedeuten, wenn in ſolchen 
Fällen das in einer Notlage anvertraute Privatgeheimnis 
ſtraflos preisgegeben werden dürfte. Demgegenüber müſſen 
die berechtigten Bedenken gegen jede Erweiterung der Ver⸗ 
trauensſtellung des Rechtsagenten zurücktreten. Wenn aber 
die Entw. von 1925 und 1927 übereinſtimmend den Tat⸗ 
beſtand des Verrats von Privatgeheimniſſen gegenüber dem 
geltenden Recht, das nur „anvertraute“ Geheimmniſſe ſchüßt, 
auf alle Privatgeheimniſſe ausdehnen will, die dem Anwalt 
und den ihm hierin gleichgeſtellten Perſonen bei Ausübung 
des Berufs „zugänglich“ geworden ſind, ſo muß dem wider⸗ 
ſprochen werden. Der Begriff des „Anvertrautſeins“ hat in 
der Theorie (vgl. Olshauſen, Ebermayer, Franck, 
Komm. zum § 300 StGB.) und insbeſ. in der Rſpr. des RG. 
(vgl. RG. 53, 169; 54, 360) eine ſehr weitgehende Aus⸗ 
legung erſahren. Anvertraut iſt danach alles, was mit der 
ausdrücklichen Auflage des Geheimhaltens oder unter ſolchen 


Umſtänden mitgeteilt wurde, aus denen ſich die Anforderung 


des Geheimhaltens ſtillſchweigend ergab, und es fallen dar⸗ 
unter auch ſolche Tatſachen, die bloß mittelbar durch Akten, 
Urkunden, Briefe u. dgl. zur Kenntnis des Anwalts gebracht 
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find. Durch die Worte „oder zugänglich geworden“ wollen 
beide Entw., wie ihre Begründung ergibt, den Strafſchutz des 
geltenden Rechts noch weiter ausdehnen. Welche Fälle dabei 
ins Auge gefaßt ſind, iſt nicht erkennbar. Anſcheinend ſollen 
unter Geheimniſſen, die dem Anwalt durch den Beruf „zu⸗ 
gänglich“ geworden ſind, auch Tatſachen geſchützt werden, die 
er ohne Verſchwiegenheitspflicht oder die er außerhalb des Be⸗ 
rufs von dritter Seite erfahren hat, aber kraft ſeines Berufs 
hätte erfahren können und insbeſ. würde nach der neuen 
Faſſung das Strafantragsrecht auf alle Perſonen, die ſich 
durch die Mitteilung verletzt fühlen, ausgedehnt werden (vgl. 
RGSt. 13, 16 ff.). Daß irgendein praktiſches Bedürfnis für 
dieſe beabſichtigte Erweiterung des Tatbeſtandes und des 
Strafantragsrechts hervorgetreten wäre, wird in der Begrün⸗ 
dung der Entw. nicht behauptet. Der Mißbrauch des Ver⸗ 
trauens iſt das Strafwürdige des Geheimnisverrats, und wo 
ein ſolcher Mißbrauch nicht vorliegt oder ſeine Strafverfolgung 
von Anvertrauenden nicht gewünſcht wird, kann ein Bedürfnis 
zu ſtrafrechtlicher Reaktion nicht anerkannt werden, zumal die 
Möglichkeit diſziplinarer Ahndung in beſonderen Fällen, be⸗ 
ſonders dort, wo dritte Perſonen durch die Mitteilung ſich 
verletzt fühlen, ausreichenden Schutz gegen Indiskretion bietet. 
Dagegen iſt die erhöhte Strafdrohung gegen Geheimnisverrat 
aus Eigennutz durchaus zu billigen. 

Beide Entw. wollen im Gegenſatz zu der geplanten Er⸗ 
weiterung des Tatbeſtandes des Geheimnisverrats dem An⸗ 
walt und den anderen im Geſetz aufgeführten Vertrauens⸗ 
perſonen die Preisgabe des Geheimniſſes geſtatten, wenn ſeine 
Offenbarung zur Wahrnehmung eines berechtigten öffentlichen 
oder privaten Intereſſes erfolgt, das nicht auf andere Weiſe 
gewahrt werden kann, und wenn das gefährdete Intereſſe 
überwiegt. Die Begründung ergibt, daß dieſe Neuerung im 
weſentlichen auf den Wunſch der Arzteſchaft zurückzuführen iſt, 
die eine klare geſetzliche Beſtimmung darüber forderte, wann 
und in welchem Umfange insbeſ. bei Geſchlechtskrankheiten und 
anderen anſteckenden Krankheiten dem Arzt die Offenbarung 
des Berufsgeheimniſſes geſtattet iſt. Mag für den ärztlichen 
Beruf eine geſetzliche Klärung des Begriffs „unbefugt“ i. S. 
des § 300 StGB. zweckmäßig oder gar erforderlich erſcheinen, 
ſo kann ein gleiches Bedürfnis zur Durchbrechung der 
Schweigepflicht für den Rechtsanwalt nicht anerkannt werden. 
Zwar ftatuiert in dem vorerwähnten Falle das Geſetz keine 
Mitteilungspflicht, aber ſchon das bloße Recht zum Bruch 
der amtlichen Verſchwiegenheit in den vom Entw. vorgeſehenen 
Fällen wird den Anwalt fortgeſetzt vor harte Gewiſſens⸗ 
konflikte ſtellen. Er wird, wie er auch immer ſich entſcheidet, 
ſchweren Angriffen entweder ſeiner Partei oder derjenigen, 
deren Intereſſen durch Verſchweigung der dem Anwalt ge⸗ 
machten Mitteilungen gefährdet werden, ausgeſetzt fein. — Der 
anwaltliche Beruf, der im Gegenſatz zum ärztlichen in der 
Regel widerſtreitende Intereſſen der Beteiligten zum Gegen⸗ 
ſtande hat, bringt es mit ſich, daß dem Anwalt fortgeſetzt 
Tatſachen anvertraut werden, an deren Kenntnis dritte Per⸗ 
ſonen und insbeſ. der Gegner ein ſo erhebliches und berech⸗ 
tigtes Intereſſe haben, daß es ſehr häufig das Intereſſe des 
Klienten an der Geheimhaltung überwiegt, und auch das öffent⸗ 
liche Intereſſe an Offenbarung anvertrauter Geheimniſſe wird 
oft, beſonders vom Standpunkte der Staatsgewalt betrachtet, 
höher ſtehen als das private Intereſſe des Klienten. Man 
denke z. B. an die Kenntnis des Aufenthalts eines ſteckbrief⸗ 
lich verfolgten Mandanten, an Geſtändniſſe gegenüber dem 
Verteidiger u. dgl. m. Stellt in ſolchen Fällen der Anwalt 
feine Schweigepflicht höher als das gefährdete Intereſſe, jo 
ſetzt er ſich ſchweren Vorwürfen ſeitens der Gefährdeten, unter 
Umſtänden ſogar diſziplinarer Ahndung aus; ſtellt er das ge⸗ 
fährdete Intereſſe über die Schweigepflicht, ſo wird er das 
Vertrauen ſeiner Klienten für alle Zeit verlieren und ſich 
obendrein, wenn das Gericht die Vorausſetzungen für die Er⸗ 
laubtheit der Mitteilung in tatſächlicher Beziehung nicht für 
vorliegend erachtet, der Gefahr ſtrafgerichtlicher Verfolgung 
ausſetzen. Die Stellung des Strafantrags ſeitens der in 
ihrem Vertrauen zum Anwalt getäuſchten Partei wird die 
regelmäßige Folge ſein. Nie iſt mir aus Kreiſen der Anwalt⸗ 
ſchaft im Gegenſatz zur Arzteſchaft bekannt geworden, daß ein 
Bedürfnis nach Durchbrechung der Schweigepflicht, die ohne⸗ 
hin nur ſtrafbar iſt, wenn ſie unbefugt, d. h. rechtswidrig er⸗ 
folgt, beſteht. Sie würde, zum Geſetz erhoben, den Anwalt 
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und ganz beſonders den Verteidiger unausgeſetzt vor die Frage 
ſtellen, ob und wann er anvertraute Geheimniſſe offenbaren 
dürfe oder gar müſſe, und ſie würde notwendig eine all⸗ 
gemeine Untergrabung des Vertrauens zur Anwaltſchaft bei 
Behörden und Privatperſonen zur Folge haben, gleichgültig, 
ob der Anwalt von ſeinem Recht auf Bruch der Amts⸗ 
verſchwiegenheit Gebrauch macht oder nicht. 

Aber noch weit bedenklicher erſcheint der $ 199 des Entw. 
von 1927 in ſeiner Anwendung auf das Berufsgeheimnis des 
Anwalts. Dieſer Paragraph bedroht mit Gefängnis, in be⸗ 
ſonders ſchweren Fällen ſogar mit Zuchthaus denjenigen, der 
von dem Vorhaben oder der Ausführung eines Verbrechens 
zu einer Zeit, zu der die Ausführung oder der Erfolg noch 
abgewendet werden kann, glaubhaft Kenntnis erhält und es 
unterläßt, der Behörde oder dem Bedrohten rechtzeitig Mit- 
teilung zu machen. Die fahrläſſige Unterlaſſung der Anzeige 
wird mit Gefängnis bis zu 1 Jahr oder mit Geldſtrafe be⸗ 
droht. Nur der Geiſtliche iſt von dieſer Anzeigepflicht hin⸗ 
ſichtlich deſſen, was ihm als Seelſorger anvertraut worden 
iſt, befreit. Eine gleiche Ausnahme für den Rechtsanwalt 
zuzulaſſen, lehnt der Entw. ausdrücklich ab, und zwar, wie 
die Begründung ſagt, wegen der großen Gefahr, welche die 
Unterlaſſung der Anzeige für die Allgemeinheit nach ſich 
zieht. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob ſchon nach geltendem 
Recht eine Anzeigepflicht des Anwalts bezüglich der wenigen 
im 8 139 StGB. aufgeführten Verbrechen beſtand. Von ihrem 
Vorhaben wird der Anwalt kraft ſeines Berufes nur in den 
allerſelteuſten Fällen Kenntnis erhalten, und es iſt mir nie 
ein Fall bekanntgeworden, daß ſich eine ſolche Anzeige für 
den Anwalt erforderlich gemacht hat. Die Ausdehnung der 
Anzeigepflicht auf alle Verbrechen, von deren Vorhaben 
der Anwalt glaubhaft Kenntnis erhält, wird aber entgegen 
der Annahme des Entw., daß dieſe Erweiterung ohne erheb⸗ 
liche praktiſche Bedeutung ſei, gerade für ihn die weittragend⸗ 
ſten Folgen haben und in ihrer Anwendung auf den Anwalt 
eher zur Vermehrung als zur Vorbeugung von Verbrechen 
führen. Außerdem aber wird ſie gerade den Anwalt zwingen, 
eine Flut von Strafanzeigen wegen bevorſtehenden Meineids 
zu erſtatten, vor denen der Staatsanwaltſchaft gar bald grauen 
würde. Kommt es doch faſt in jedem größeren Straf- und 
Zivilprozeß vor, daß der Anwalt aus der Sachlage oder den 
Mitteilungen ſeiner Partei die Überzeugung ſchöpft, daß ein 
Zeuge bei ſeiner bevorſtehenden eidlichen Vernehmung, oder 
der Gegner und ſelbſt die eigene Partei bei Leiſtung eines 
auferlegten Eides einen Meineid ſchwören will. In allen 
dieſen Fällen müßte er vorſorglich Strafanzeige erſtatten, 
oft ſogar die eigene Partei auf Grund des in ihm wach⸗ 
gewordenen Verdachtes denunzieren. — Sehr häufig ereignet 
es ſich aber auch, daß der Anwalt von Rechtſuchenden um 
Rat befragt wird, ob eine beabſichtigte Handlung unter das 
Strafgeſetz falle und welche ſtrafrechtlichen Folgen ſich daran 
knüpfen. Bei bevorſtehenden Konkurſen, Eidesleiſtungen, 
Preſſeveröffentlichungen uſw. bildet ſolche Raterteilung ge⸗ 
radezu das tägliche Brot des Spezialiſten in Strafſachen, 
der dieſerhalb oft von anderen, auf dem Gebiete des Straf⸗ 
rechts minder erfahrenen Kollegen zugezogen wird. Der Rat 
des Anwalts hat in ſolchen Fällen in der Regel der Begehung 
der Tat vorgebeugt. Künftig würde der Anwalt, beſonders 
wenn auch die fahrläſſige Unterlaſſung der Anzeigepflicht 
ſtrafbar bleibt, um einem Konflikt zwiſchen Geſetz und Ge⸗ 
wiſſen zu entgehen, dem Ratſuchenden vorweg mitteilen, daß 
er gegebenenfalls zur Erſtattung einer Strafanzeige ver⸗ 
pflichtet ſei; denn dieſe Pflicht würde in der Regel auch dann 
nicht in Fortfall kommen, wenn etwa der Klient auf Grund 
der Belehrung des Anwalts erklären würde, daß er von 


“feinem Vorhaben Abſtand nehme, zumal der Anwalt einer 


ſolchen Verſicherung nicht ohne weiteres wird Glauben ſchenken 
dürfen. Wird das Verbrechen dennoch begangen, ſo würde der 
Anwalt mit der Entſchuldigung, er habe geglaubt, daß der 
Klient von der Straftat Abſtand nehmen würde, kaum gehört 
und beſonders leicht fahrläſſige Unterlaſſung der Anzeige feſt⸗ 
geſtellt werden. Ein wichtiges Ventil zur Vermeidung von 
Straftaten wäre damit verſchkoſſen, dafür aber ein neues 
Moment des Mißtrauens gegen den Anwalt und ſeine Tätig⸗ 
keit durch das Strafgeſetz geſchaffen. Mit Recht hat deshalb 
auch der Ausſchuß der Rechtsanwaltskammer in Wien beim 
Deutſchen Anwaltverein ſchwere Bedenken gegen dieſe ge 
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plante Neuerung erhoben. Da das Vorhaben ſolcher Ver⸗ 
brechen, wie fie im § 139 des geltenden StGB. zur Anzeige 
verpflichtet, erfahrungsgemäß dem Anwalt in Ausübung des 
Berufes nicht anvertraut wird, abgeſehen von beabſichtigten 
hoch⸗ oder landesverräteriſchen Veröffentlichungen, dann aber 
gerade durch den Anwalt meiſt verhindert wird, ſo ſprechen 
alle Erwägungen gegen und keine für die geplante Neuerung. 
— Wenn die Verfaſſer des Entw. durch die vorſtehend er⸗ 
örterten Beſtimmungen das Palladium des Anwaltsberufes 
— Recht und Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit — durch⸗ 
brechen wollen, gefährden ſie zugleich den Anwaltsſtand und 
die Intereſſen der Strafrechtspflege. 

Die ſchwerſte Bedrohung des Anwaltsſtandes aber erblicke 
ich in den 88 47, 48 des Entw. von 1927, wonach der Straf⸗ 
richter bei Verhängung einer Mindeſtſtrafe von 3 Monaten 
Gefängnis ohne Rückſicht auf Art und Schwere der began⸗ 
genen Straftat nach freiem Ermeſſen auf dauernden Verluſt 
der Rechtsanwaltſchaft erkennen kann. Gegen dieſe Beſtim⸗ 
mung hat bereits im Rechtsausſchuß des RT. Herr Kollege 
Landsberg leider erfolglos ſeine warnende Stimme erhoben. 
Die Paragraphen ſind unverändert, allerdings dem Ver⸗ 
nehmen nach unter dem Vorbehalt einer ſpäteren Nachprüfung 
zur Annahme gelangt. Sie ſtellen eine grundlegende Ande⸗ 
rung des geltenden Rechts und auch eine weſentliche Er⸗ 
weiterung der ſchon ſehr weitgehenden Beſtimmungen des 
Entw. von 1925 dar. Nach geltendem Recht — SS 31ff. 
StGB. — zieht die Verurteilung zur Zuchthausſtrafe ſowie 
die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte den Ausſchluß 
aus der Rechtsanwaltſchaft kraft Geſetzes nach ſich. Außerdem 
kann der Strafrichter auf Ausſchluß aus der Anwaltſchaft 
in denjenigen Fällen erkennen, wo er mit einer Gefängnis⸗ 
ſtrafe den Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte hätte ausſpre⸗ 
chen können. Die Entw. von 1925 und 1927 kennen die Ab⸗ 
erkennung der bürgerlichen Ehrenrechte nicht mehr. Sie be⸗ 
ſtimmen dafür übereinſtimmend, daß Zuchthaus und Todes⸗ 
ſtrafe den dauernden Verluſt der bekleideten öffentlichen Amter 
und damit auch den Ausſchluß aus der Rechtsanwaltſchaft 
kraft Geſetzes zur Folge haben ſoll. Hiergegen wird ein Be⸗ 
denken nicht zu erheben ſein; denn die Schwere dieſer Strafen 
und der Verluſt des Anſehens und Vertrauens, mit dem ſie im 
öffentlichen Rechtsbewußtſein verknüpft ſind, laſſen es un⸗ 
tragbar erſcheinen, daß der ſo Beſtrafte ein öffentliches Amt 
oder die Anwaltſchaft ausübt. Nicht das gleiche gilt aber von 
Gefängnisſtrafen, die in erheblicher Höhe wegen fahrläſſiger 
Vergehen, ſowie Beleidigung, Körperverletzung, Zweikampf, 
Teilnahme an verbotenen Verbindungen uſw. verhängt werden 
können. Deshalb hatte der Entw. von 1925 das Recht des 
Strafrichters, auf Ausſchluß aus ber Anwaltſchaft zu er⸗ 
kennen, an die doppelte Vorausſetzung geknüpft, daß nämlich 
die erkannte Strafe mindeſtens 1 Jahr Gefängnis beträgt und 
daß der Verurteilte durch die Tat das Vertrauen verwirkt 
hat, das die Ausübung öffentlicher Amter erfordert. Der 
Entw. von 1927 will die Zuläſſigkeit dieſer folgenſchwerſten 
aller Nebenſtrafen bei einer Reihe von Delikten, insbeſ. auf 
politiſchem Gebiete ohne Rückſicht auf Art und Höhe der 
Strafe alfo auch bei Geldſtrafe und bei der geſetzlichen 
Mindeſtfreiheitsſtrafe von einer Woche Gefängnis oder 
Einſchließung (8 72) eintreten laſſen und ihre Verhängung 
obendrein in das freie Ermeſſen des Gerichts 
ſtellen. Die Gründe der Ausſchließung ſind damit der 
Nachprüfung durch die Reviſionsinſtanz entzogen. Schorn⸗ 
ſteinfeger und Scheuerfrau werden gelegentlich die letzte Ent⸗ 
ſcheidung darüber zu treffen haben, ob auf Grund einer nicht 
ehrenrührigen Verfehlung ein Amtsträger oder Anwalt noch 
würdig und befähigt iſt, ein Staatsamt zu bekleiden oder dem 
Anwaltsſtande als Mitglied anzugehören. Daß dabei oft die 
unſachlichſten, ganz beſonders aber politiſche Erwägungen 
ausſchlaggebend fein werden, liegt auf der Hand. Ich bin ſtets 
für eine Erweiterung des richterlichen Ermeſſens eingetreten, 
weil ich in ihr die wichtigſte Grundlage einer gefunden Straf⸗ 
rechtsreform erblicke. Aber die erſte Vorausſetzung bildet, daß 
dieſes erweiterte richterliche Ermeſſen auf ſolchen Gebieten 
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waltet, wo der Strafrichter ſachkundig iſt und ausreichende 
Unterlagen für die Bildung ſeines Urteils hat. Das wird man 
bei der Entſcheidung über die Würdigkeit zum Anwaltsberuf 
in der Regel verneinen müſſen. Wo nicht die Art der Strafe 
gebieteriſch die Amtsenthebung und den Ausſchluß aus der 
Anwaltſchaft erfordern, wird man den zuſtändigen und ſachkun⸗ 
digen Diſziplinargerichten die endgültige Entſcheidung über⸗ 
laſſen dürfen. Um aber dem oft empfundenen Mißſtand des 
geltenden Rechts vorzubeugen, daß ein ſchwer beſtrafter An⸗ 
walt bis zum rechtskräftigen Ausſchluß aus der Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft oft in Argernis erregender und das Anſehen des An⸗ 
waltsſtandes ſchädigender Weiſe ſeinen Beruf öffentlich weiter 
ausübt, würde ich es für tragbar erachten, wenn dem Straf⸗ 
richter bei Verurteilung wegen einer Straftat, durch die der 
angeklagte Anwalt das Vertrauen verwirkt hat, das die Aus⸗ 
übung ſeines Berufes erfordert, die Befugnis zugeſprochen 
wird, dem Rechtsanwalt bis zur Entſcheidung des zuſtändigen 
Diſziplinargerichts das öffentliche Verhandeln vor Gericht 
zu unterſagen. Auf keinen Fall aber darf das Verbot des 
öffentlichen Verhandelns oder gar der Ausſchluß aus der 
Rechtsanwaltſchaft in das freie Ermeſſen des Strafrichters 
geſtellt, ſondern muß von der ſeitens des Rev. nachzuprüfen⸗ 
den und daher ſachlich zu begründenden Amtsunwürdigkeit des 
Angekl. abhängig gemacht werden. 

Demgemäß ftelle ich für das künftige Strafrecht des An⸗ 
walts folgende Leitſätze auf, die inzwiſchen bereits ſeitens der 
hierfür eingeſetzten Kommiſſion der Deutſch⸗Oſterreichiſchen 
Arbeitsgemeinſchaft, der neben einer Reihe von Anwälten 
auch Prof. Dr. James Goldſchmidt angehört, beraten 
ſind und einſtimmige Annahme gefunden haben: 


1 


47 Abſ. 1 findet auf Rechtsanwälte keine Anwendung. 
Statt deſſen kann das Gericht bei Verhängung einer Ge⸗ 
fängnisſtrafe von mindeſtens 3 Monaten bis zur Entſchei⸗ 
dung der zuſtändigen Diſziplinarbehörde dem Rechtsanwalt 
das Auftreten vor Gericht unterſagen, wenn er durch die Tat 
das Vertrauen verwirkt hat, das die Ausübung der Rechts⸗ 
anwaltſchaft erfordert. 

Evtl. find an Stelle der Beſtimmungen des Entw. von 
1927 über den Verluſt der Amtsfähigkeit (88 46 ff.) die Be⸗ 
ſtimmungen des Entw. von 1925 (88 54ff.) wiederherzu⸗ 
ſtellen. R 


Die wiſſentliche Gebührenüberhebung ($ 352 StGB.) 
ſoll auch künftig durch ein beſonderes Strafgeſetz mit gericht⸗ 
licher Strafe bedroht werden. Es ſoll jedoch der Tatbeſtand 
neben der Wiſſentlichkeit auch auf die Täuſchungsabſicht ab⸗ 
geſtellt werden. 

r 3. 

Verrat von Privatgeheimniſſen: 

Die Beſchränkung der Strafdrohung im 8 325 des Entw. 
von 1927 auf Rechtsanwälte und Perſonen, denen das münd⸗ 
liche Verhandeln vor Gericht durch die Juſtizverwaltung ge⸗ 
ſtattet iſt, gegenüber 8 293 des Entw. von 1925, der die 
Strafdrohung auf alle berufsmäßigen Berater und Vertreter 
in Rechtsangelegenheiten ausdehnen wollte, iſt zu billigen. 
Dagegen iſt die in beiden Entw. enthaltene Erweiterung des 
Tatbeſtandes abzulehnen und demgemäß ſind die Worte „oder 
zugänglich“ zu ſtreichen. 

4. 

Ferner iſt im § 199 Abſ. 4 nach dem Worte „Seel⸗ 
ſorger“ einzuſchalten „oder einen Anwalt hinſichtlich deſſen 
was ihm in Ausübung ſeines Berufs anvertraut worden iſt“. 


5. 

8195 des Entw. von 1927 erhält folgende Faſſung: 
„Wer als Rechtsanwalt in einer ihm übertragenen Rechts⸗ 
ſache wiſſentlich und pflichtwidrig die berechtigten Intereſſen 
ſeines Auftraggebers durch Unterſtützung gegenteiliger Inter⸗ 
eſſen ſchädigt, wird mit Gefängnis beſtraft.“ Fr 
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Größere Aufſätze 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Aber Urkundenunterdrückung, Nechtswidrigkeit und Schuld.) 


Von Geh. Juſtizrat Prof. Dr. R. v. Hippel, Göttingen. 


I. Tatbeſtand: 

Rechtsanwalt A., ſtändiger Vertreter der Partei B., ger 
langt durch Zufall in den Beſitz des geöffneten Briefes eines 
Dritten an die Gegenpartei K. Aus dem Briefe geht hervor, 
daß X. als Angeſtellter der Partei B. hinter deren Rücken 
unlauteren Wettbewerb gegenüber B. trieb. RA. A. gibt 
dieſen Brief nicht alsbald an X. heraus, ſondern verwertet 
ihn im Prozeß gegen X. als Beweismittel als wichtigen 
Grund ſofortiger Kündigung. Auf Anzeige des K. wird gegen 
RA. A. von der Staatsanwaltſchaft deshalb Anklage 
wegen Urkunden unterdrückung aus 8 274 Nr. 1 
SGB. erhoben und vom Gericht das Hauptverfahren 
eröffnet. Auf Grund meines Gutachtens erfolgte Freiſpre⸗ 
chung, die jetzt rechtskräftig iſt. 

In tatſächlicher Beziehung nahm die Anklage als 
Zweck der Zurückhaltung an, den Brief als Beweismittel 
im Prozeß zu benutzen, wie das auch geſchehen iſt. Der 
Eröffnungsbeſchluß dagegen nahm als Zweck an, den 
Inhalt des Briefes der Gegenpartei X. zeitweilig vor⸗ 
zuenthalten und dieſe damit an der Fortſetzung ihrer 
Konkurrenzverhandlungen zu hindern. Mein Gutachten mußte 
hiernach beide Möglichkeiten geſondert betrachten. In beiden 
Fällen kam ich zur Freiſprechung, aber aus verſchiedenen 
Gründen: 

II. Die 
beſchluſſes: 


Auffaſſung des Eröffnungs⸗ 


1. Der Inhalt des Briefes ergab m. E. nicht nur ein | 


ſittlich bedenkliches, ſondern ein objektiv rehtömid- 
riges Verhalten des X. gegenüber B. (Verſtoß gegen § 826 
BGB. und 8 1 des Gef. üb. unlauteren Wettbewerb). Dann 
lag damit ein rechtswidriger Angriff des X. auf die 
wirtſchaftlichen Intereſſen des B. vor, der (nach Lage des 
Falles) noch fortdauerte, alſo gegenwärtig war. Die 
Zurückbehaltung des Briefes war unter dieſen Umſtänden 
das Mindeſtmaß der erforderlichen Verteidigung, 
800 erlaubte Notwehr (zugunſten eines Dritten) nach $ 53 
GB. 

2. Geſetzt, man betrachtet das Verhalten des X. nicht 
als rechtswidrig (ſondern nur als nicht anſtändig): Dann 
hätte RA. A., um einen durch unanſtändiges Verhalten des 
Angeſtellten X. der Partei B. drohenden Vermögensſchaden 
abzuwenden, den durch Zuſall in ſeinen Beſitz gelangten 
Brief zurückgehalten, der ſonſt an den X. als Adreſſaten aus⸗ 
zuliefern geweſen wäre. Das wäre begrifflich eine Not⸗ 
ſtandshandlung, eine Kolliſion berechtigter Interefſen, 
in der das eine Intereſſe nur durch Eingreifen in das andere 
geſchützt werden kann. Das berechtigte Intereſſe der Partei B. 
(daß ihr nicht hinter ihrem Rücken durch ihren Angeſtellten 
K. ihre Kundſchaft abſpenſtig gemacht würde) kollidierte mit 
dem berechtigten Intereſſe des K. (an Empfang des Briefes). 
Wenn dabei RA. A. das Intereſſe der B. auf Koſten des 
Intereſſes des K. ſchützte, jo lag dieſe Notſtandshandlung 
durchaus innerhalb der Grenzen des Verhältnismäßigen und 
der pflichtmäßigen Abwägung der gegenüberſtehenden Inter⸗ 
eſſen. Daß ſie nicht durch B. ſelbſt, ſondern durch RA. A. 
erſolgte, ift rechtlich gleichgültig. Denn A. hatte die Inter⸗ 
eſſen der B. als Anwalt zu vertreten. 

Es fragt ſich danach, ob eine innerhalb der 
Grenzen des Verhältnismäßigen vorgenommene 
Notſtandshandlung objektiv rechtmäßig bzw. 
ſtraflos iſt, wenn dieſe Handlung nicht unter einen der 
geſetzlich geregelten Notſtandsfälle fällt (89 52/54 StGB.; 
88 228 und 904 BGB.). Das iſt heute ſtreitig. Ich perſön⸗ 
lich habe ſtets und entſchieden die Auffaſſung der Rechtmäßig⸗ 
keit einer ſolchen Notſtandshandlung vertreten. Ebenſo ein 
weſentlicher Teil der Literatur !). 


1) Knappe Zuſammenfaſſung eines von dem Verfaſſer erſtatteten 
Rechtsgutachtens. 

2) Schon 1881 betonte Hälſchner (Strafrecht I, 500), daß die 
Unzulänglichkeit des Geſetzes nur deshalb unbemerkt bleibe, weil in 
ſolchen nicht kodifizierten Notſtandsfällen niemand daran denke, ſtraf⸗ 


Dagegen insbeſ. Frank, zu 8 521 1 und Lobe in 
Ebermayer, 8 54, 3a, beide ohne nähere Begründung, indem 
ſie einfach mit argumentum a contrario andere Notſtands⸗ 
fälle als diejenigen des 8 54 für ſtrafbar erklären. Ich halte 
ein ſolches Verfahren für durchaus unzutreffend. Geſchicht⸗ 
lich, dogmatiſch und kriminalpolitiſch iſt hier die Analo⸗ 
gie, nicht das argumentum a contrario die allein ſachgemäße 
Methode der Auslegung: Ob eine Handlung rechtlich erlaubt 
iſt oder nicht, das iſt eine im StGB. ſelbſt überhaupt nicht 
allgemein geregelte Frage, es ergibt ſich aus dem geſamten 
öffentlichen und Privatrecht und wird auch hier vielfach nicht 
durch die Geſetzgebung, ſondern gewohnheitsrechtlich beſtimmt 
(man denke z. B. an Einwilligung des ee ärztliche 
Eingriffe uſw.). Genau dasſelbe gilt beim Notſtand, wo der 
Geſetzgeber im StB. von 1870 ſich notgedrungen auf die 
Regelung einiger dringlichſter Fälle beſchränken 
mußte, weil das Geſamtproblem wiſſenſchaftlich noch nicht 
genügend durchgearbeitet war?). 

Das Reichsgericht hatte zur Zeit der Erſtattung 
meines Gutachtens die Frage nicht ausdrücklich entſchieden. 
Es hatte aber gelegentlich Anſichten geäußert, die nur bei 
Anerkennung eines allgemeinen Notſtandsprinzips haltbar 
waren ). Inzwiſchen iſt dieſe Anerkennung ausdrücklich in 
dem hochwichtigen und ebenſo erfreulichen Urt. I v. 11. März 
1927 erfolgt (vgl. die Wiedergabe durch Conrad, DIE. 


32, 873 ff.) 


Mein Ergebnis lautet danach: RA. A. hat (falls 
bun a Notwehr vorlag) in ſtraffreiem Notſtand ge⸗ 
andelt. 

3. Ferner trifft noch ein ſpeziellerer Geſichtspunkt zu. 
Es handelt ſich hier um eine Notſtandslage in Geſtalt 
einer Pflichtenkolliſion: Der Pflicht des RA. A., 
die Intereſſen ſeiner Mandantin zu vertreten, ſtand die 
Pflicht zur Herausgabe des Briefes gegenüber. Beiden gleich⸗ 
zeitig konnte er nicht genügen. Denn wenn er den Brief 
herausgab, gab er die berechtigten Intereſſen ſeiner Man⸗ 
dantin gegenüber der illoyalen Konkurrenz des X. preis. Er 
verletzte daher die minderbedeutende, für ihn fernerliegende 
Pflicht dem K. gegenüber, um der erheblicheren und näher⸗ 
liegenden des Schutzes der von ihm vertretenen Firma willen. 
Das RG. hat in einem entſprechenden Falle einer Pflichten⸗ 
kolliſion des Arztes in einer viel bemerkten Entſcheidung das 
Verhalten des Arztes für rechtmäßig erklärt s). Was aber 
für die Berufspflicht des Arztes gilt, gilt auch für diejenige 
des Rechtsanwalts. Denn beide haben die analoge Ver⸗ 
trauensſtellung, die deshalb auch von der Geſetzgebung ($ 300 


rechtlich einzuſchreiten. Zuſtimmend wird dies bei Olshauſen, 
854 Nr. 10 wiedergegeben. Vgl. ferner insbeſ. Binding, Hand⸗ 
buch I, 221, 770 mit näherer Begründung; Graf Dohna, Die 
Rechtswidrigkeit (1905) S. 34 Torp: 3 StW. 23, 84; ſiehe auch 
Kahl: 8 tW. 29, 359; Eckſtein: 8StW. 42, 752. 

3) Siehe dazu über geſetzlich nicht geregelten aber anerkannten 
Notſtand im Völkerrecht v. Hippel: Niemeyer Ztſchr. f. intern. 
Recht 27, 190 (1919). Anerkannt wird das allgemeine Notſtandsrecht 
in den Strafgeſetzentwürfen ſeit 1913 bei „pflichtmäßiger Berückſich⸗ 
tigung der ſich gegenüberſtehenden Intereſſen“ (Entw. 1913 8 28, 
1919 822, 1927 825) bzw. bei Berückſichtigung deſſen, was dem 
Handelnden zuzumuten war (Entw. 1925 822); vgl. dazu meine 
kritiſche Darſtellung 3StW. 42, 418; 47, 32. 

4) Vgl. RGSt. 23, 116: Hier hat ein Gaſtwirt auf Arbeiter ge⸗ 
ſchoſſen, die ſich mit den Gläſern des Wirts gegen Angreifer wehrten. 
Das RG. erklärt: „Daß ſeine Gegenwehr nicht unter allen Um⸗ 
fänden, ſondern nur dann zuläſſig erſcheint, wenn fein Eigentum im 
Vergleich mit der dem Notſtands berechtigten drohenden Gefahr einen 
ſo beträchtlichen Wert beſitzt, daß ihm nicht zugemutet werden kann, 
dasselbe ungeſchützt zu laſſen. Das aber war vorliegend nicht der 
Fall.“ Hier arbeitet das Rh. alſo mit einem allgemeinen Notſtands⸗ 
recht innerhalb der Grenzen des Verhältunismäßigen; denn der Fall 
war damals (1898) noch nicht geſetzlich geregelt (heute 8 904 BGB.). 

5) Vgl. NGSt. 38, 62 zu § 300 StGB. betr. Mitteilung an⸗ 
vertrauter Privatgeheimniſſe. Das RG. vertritt hier die Auffaſſung, 
daß der Angekl. ſich „in einer Pflichtenkolliſion“ befunden habe und 
daß eine „Befugnis zur Offenbarung“ des ihm anvertrauten Privat⸗ 
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StGB. und die Prozeßordnungen betr. Zeugnispflicht) ana⸗ 
log behandelt wird. R A. A. hat al ſo in einer Pflich⸗ 
tenkolliſion als Anwalt objektiv rechtmäßig ge⸗ 
handelt. 

4. Endlich mußte RA. A. auf Grund der Rſpr. des 
RG. auch wegen mangelnder Schuld freigeſprochen wer⸗ 
den, da er ſich zur Zurückbehaltung des Briefes für befugt 
hielt. Vgl. das zitierte RG. 38, 62: Der Angeklagte „hat 
es für ſeine Pflicht gehalten, die J. vor Anſteckung 
ihrer Kinder zu warnen“. Dann „hatte ein dieſer Annahme 
etwa zugrunde liegender Irrtum nicht die Auslegung des 
Strafgeſetzes, ſondern den Inhalt und die Tragweite ärzt⸗ 
licher Berufspflichten zum Gegenſtande, welche neben der 
Schweigepflicht beſtehen. Ein ſolcher Irrtum durfte nach 
8 59 Abſ. 1 StGB. nicht unberückſichtigt bleiben (vgl. E. 13, 
64)". Genau dasſelbe gilt naturgemäß für den Irrtum des 
Anwalts über Inhalt und Tragweite feiner Berufspflicht. Ein 
ſolcher Irrtum ſchließt alſo nach Anſicht des RG. den Vor⸗ 
ſatz aus. Das Vergehen des § 2741 StGB. iſt aber nur als 
vorſätzliches ſtrafbar. Hiergegen läßt ſich auch nicht etwa 
einwenden, daß § 300 StGB. ausdrücklich von unbefugter 
Offenbarung ſpricht, 8 274 aber nur von Unterdrückung. 
Denn das Wort „unterdrücken“ bedeutet ſchon rein ſprachlich 
das unbefugte Zurückhalten. Die Tatbeſtände liegen alſo 
durchaus analog. 

Ich faſſe meine Kritik des Eröffnungs⸗ 
beſchluſſes dahin zuſammen: Das Verhalten des RA. 
A. war hiernach erlaubt als Notwehrhandlung, evtl. als Not⸗ 
ſtandshandlung und insbeſ. unter dem Geſichtspunkt der 
Pflichtenkolliſion. Es fehlte ferner nach RG. der zur Ver⸗ 
urteilung gem. § 2741 StGB. erforderliche Vorſatz. 

IH. Die Auffaſſung der Anklage (vgl. oben 
im Anfang den Tatbeſtand). 

1. In der Anklageſchrift fallen zunächſt die Worte auf, 
daß RA. A. die Verwertung der Urkunde im Prozeß zu⸗ 
gunften der B. und „ſomit gegen X.“ bezweckte. Dazu iſt 
zu bemerken: Wer im Zivilprozeß ein Beweismittel zugunſten 
einer Partei verwendet, verwendet es damit notwendig zugleich 
gegen den Gegner. Das letztere aber iſt nicht der Zweck 
ſeines Handelns, ſondern lediglich die notwendige und regel⸗ 
mäßig auch als notwendig erkannte Folge. 

2. Bezweckte RA. A. die Zurückhaltung des Briefes als 
Beweismittel im Prozeß, ſo war dieſe Zurückbehaltung keine 
objektiv rechtmäßige lags Denn für dieſen Zweck hätte 
eine beglaubigte Abſchrift genügt; das Original konnte her⸗ 
ausgegeben werden. RA. A. hat damit eine unbefugte 
Gebrauchsanmaßung an dem Original des Briefes 
begangen. Die Gebrauchsanmaßung aber iſt nach geltendem 
deutſchen Recht nur in dem Sonderfalle des 8 290 StGB. 
ſtrafbar, der hier nicht vorliegt e). 

3. Die rechtliche Bedeutung des $ 2741 wird in 
der grundlegenden Entſcheidung des RG. 1, 160 am Schluß 
(abgedr. auch RGRſpr. 1, 258) treffend dahin gekennzeich⸗ 
net: „Der § 274 enthält nicht einen ſubſidiären Tatbeſtand 
für Vergehen in Beziehung auf Urkunden, welcher gegenüber 
den beim Hinzutreten weiterer Begriffsmerkmale vorhandenen 
Straftaten als der geringere erſchiene, ſondern er ſtellt einen 
von dieſen verſchiledenen Tatbeſtand ſowohl rückſichtlich 
der Willensrichtung, als der äußeren Handlung dar.“ Dieſe 
Auffaſſung it heute allgemein anerkannt!). 


geheimniſſes durch ſeine „Berufspflicht“ (Warnung ſeines 
Patienten vor Anſteckung) gegeben ſei, wenn die Mitteilung „er⸗ 
forderlich war, um der Warnungspfliht zu genügen“, „auch wenn 
die Verletzung derſelben (der Berufspflicht) nicht, wie diejenige der 
Schweigepflicht, mit krimineller Strafe bedroht iſt“. Dies Urt. hat 
in der Literatur mit Recht weiteſtgehende Zuſtim⸗ 
mung erfahren. Vgl. Kohlrauſch: 3StW. 26, 240; v. Liſzt, 
Lehrbuch, 23. Aufl., S. 421: Allfeld, Lehrbuch, 8. Aufl., S. 407; 
Frank, 8 300 III 2b; Ebermayer, 8 300 Nr. 7 S. 962 und 
dort Zitierte. 

8) Diebſtahl und Unterſchlagung kommen ſelbſtverſtändlich, wie 
bereits im Ermittlungsverfahren feſtgeſtellt war, nicht in Betracht, da 
nur die Abſicht vorübergehenden Gebrauchs der Urkunde (Gebrauchs⸗ 
anmaßung) vorlag, aber keine Zueignungsabſicht und ebenſowenig eine 
erfolgte Zueignung. 

7) Pgl. z. B. die wörtliche Wiedergabe bei Olshauſen, 
Komm., 10. Aufl., 1916, $ 274 und dort Zitierte; ſiehe feruer 
Eber mayer, Komm., 52746; Frankl 8274 Nr. 1. 
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Es fragt ſich danach, ob im vorliegenden 
Falle die Begriffsmerkmale des 9 2741 gegeben 
ſind. Mein Ergebnis lautet: nein, es fehlt ſowohl das 
Merkmal der Unterdrückung der Urkunde wie der vom 
Geſetz geforderte Nachteil wie die Abſicht, einem an⸗ 
deren Nachteil zuzufügen. Das iſt im folgenden darzulegen. 

4. Die „Unterdrückung“ der Urkunde. Unſer StGB. 
beruht auf dem Preußischen von 1851. Hier wurde im Staats⸗ 
rat als das Weſen der Unterdrückung bezeichnet „das Bei⸗ 
ſeiteſchaffen zu dem Zwecke, damit der bisherige Beſitzer ſich 
derſelben gegen den Täter oder einen anderen zu deſſen Nach⸗ 
teil in einem Prozeß uſw. nicht bedienen ſolle“ (vgl. Golt⸗ 
dammer, Materialien II, 554). Entſprechend erklärt O p⸗ 
penhoff, Komm. 1858, 383: Unterdrückung „enthält immer 
Entziehung als Beweismittel“. In unſerem Falle iſt genau 
das Gegenteil gegeben: Nicht der Zweck der Entziehung der 
Urkunde als Beweismittel, ſondern der Zweck ihrer Ver⸗ 
wertung als Beweismittel. 

Durchaus im gleichen Sinne entſcheidet heute das 
Reichsgerichts). Ebenſo die Literatur“). 

Das vorſtehende Material beweiſt Übereinſtimmung von 
Entſtehungsgeſchichte, Rechtſprechung, Literatur und Entwür⸗ 
fen dahin, daß von einem Unterdrücken keine Rede ſein kann, 
vielmehr das Gegenteil eines Unterdrückens vorliegt, wenn 
eine Urkunde zurückbehalten wird, um ſie im bevorſtehenden 
Er et den Gegner als Beweismittel zu verwerten. 
So aber liegt unſer Fall. 

5. Der „Nachteil“. Zweck des RA. A. war es, durch 
Vorlegung des Briefes im Prozeß die Klagabweiſung des X. 
zu erreichen, weil für B. ein wichtiger Grund ſofortiger Kün⸗ 
digung vorlag. Der damit für X. verbundene „Nachteil“ 
beſtand alſo darin, daß er den Prozeß, damit ſeine Stellung 
bei B. und ſeine Gehaltsanſprüche verlor. 

M. E. iſt es unmöglich, auf einen ſolchen Fall den 
Begriff „Abſicht einem anderen Nachteil zuzufügen“ über⸗ 
haupt anzuwenden: Wenn die Urkundenunterdrückung allein 


8) Grundlegend RGSSt. 1, 160: „Nicht jede Wegnahme einer 
Urkunde zum Nachteil eines anderen fällt unter den Begriff des im 
8 274 vorgeſehenen Vergehens, vielmehr muß die Abſicht auf einen 
durch die Beſeitigung ſelbſt dem anderen entſtehenden Nachteil gerichtet 
ſein. Geht die Abſicht, wie hier feſtgeſtellt, auf einen Vorteil, welchen 
der Täter ſich durch Gebrauch der Urkunde verſchaffen will, geſchieht 
die Entziehung aus dem Beſitze des anderen nicht, damit ſie nicht 
zum Vorſchein komme, ſondern will er ihren Inhalt für ſich ver⸗ 
werten und ſie zu dem Ende produzieren, alſo gerade das Gegenteil 
von einem Beiſeiteſchaffen, dann liegt nicht ein Unterdrücken vor, 
ſondern die Tatſache des „Anſichnehmens“ kann je nach der Richtung 
der rechtswidrigen Abſicht — Zueignung, rechtswidriger Vermögens⸗ 
vorteil — und dem Hinzutreten ſonſtiger Begriffsmerkmale den Tate 
beſtand einer anderen Straftat — Diebſtahl, Unterſchlagung, Be⸗ 
trug — erfüllen oder die Verweigerung der Rückgabe einen zivilrecht⸗ 
lichen Anſpruch begründen.“ Das letztere liegt in unſerem Falle vor, 
wo es ſich nicht um Diebſtahl uſw., ſondern um ſtrafloſe Gebrauchs- 
anmaßung handelt. Siehe ferner RGSt. 3, 370: „Vas Vergehen des 
8274 iſt auf Beſeitigung eines Beweismittels, die Urkunden⸗ 
fälſchung auf Herſtellung eines falſchen Beweis mittels gerichtet.“ 
Vgl. auch RGSt. 16, 151/52: „Unterdrückung, um ihm ein Beweis⸗ 
mittel zu entziehen.“ — Bejaht wird die Unterdrückung mit Recht in 
RGSt. 10, 391 und 39, 405; beide Male hatte hier der Täter ge 
handelt, um einen an einen Konkurrenten gerichteten Auftrag ſelbſt 
zu erhalten. 

9) Faſt wörtlich anſchließend Frank, 17. Aufl., 1926, 82741; 
im gleichen Sinne Binding, Lehrbuch II 1, 297; ſiehe ferner 
Merkel: Holtzend b. III, 807, wenn nicht die Abſicht beſtand, 
„jemand zu ſchädigen“, ſondern die Abſicht „sine Rechtsverletzung 
von ſich oder einem andern abzuwenden“, jet 5274 unanwendbar; 
Akte der Selbſthilfe fielen daher nicht darunter. Eber mayer 
Nr. 6: „Geſchieht die Entziehung aus dem Beſitz des andern oder 
das Vorenthalten nicht deshalb, damit ſie nicht zum Vorſchein komme, 
ſondern weil der Täter ihren Inhalt für ſich verwertet, ſie als Be⸗ 
weismittel benutzen will, alſo gerade das Gegenteil von 
Beiſeiteſchaffen, dann liegt nicht ein Unterdrücken vor.“ Ols⸗ 
hauſen Nr. 6: „Will derjenige, der eine Urkunde einem andern 
entzieht, zugleich ſich ſelbſt durch den Gebrauch der Urkunde einen 
Vorteil verſchaffen, will er ihren Inhalt für ſich verwerten, und ſie 
demgemäß ſpäter vorweiſen“, dann keine Unterdrückung. Im gleichen 
Sinne Schwartz, Komm., 1914. Ebenſo auch die Entwichlung 
der Zukunft: vgl. Entw. 1925 8 189: Unterdrückung der Urkunde 
in der Abſicht „zu verhindern, daß ſie im Rechtsverkehr zum Be⸗ 
weis eines Rechts, Rechtsverhältniſſes oder einer Tatſache gebraucht 
wird“. Entſprechend Entw. 1927 8 94. 
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durch dieſe Abſicht zu einer ſtrafbaren Handlung wird, 
ſo muß notwendig in dieſer Abſicht etwas Verwerfliches 
liegen. Das iſt dann, aber auch nur dann der Fall, wenn 
einem anderen abſichtlich ſolche Nachteile bereitet werden, 
die er zu dulden rechtlich nicht verpflichtet iſt. Offen⸗ 
bar widerſinnig aber iſt die Anwendung des Begriffs auf 
einen Fall, wo es ſich um einen Nachteil handelt, der einem 
anderen zu Recht zugefügt wird. Das aber geſchieht bei 
Verwertung der Urkunde im Prozeß. Denn die Entſcheidung 
des Gerichts gibt jedem das, was ihm rechtlich zu⸗ 
kommt. Es fehlt daher im vorliegenden Falle ein „Nach⸗ 
teil“ i. S. des § 2741 StGB. 

Wollte man das beſtreiten, ſo wäre das Ergebnis den⸗ 
noch dasſelbe. Dann wäre zwar ein „Nachteil“ zugefügt, 
aber im Wege geordneter Prozeßführung mit Recht. Es 
läge alſo eine objektiv rechtmäßige Handlung vor. 
Daß eine ſolche nicht ſtrafbar iſt, auch wenn der Wortlaut des 
Geſetzes ſonſt auf ſie zutrifft, bedarf keiner näheren Begrün⸗ 
dung; denn es handelt ſich hier um einen anerkannten Fun⸗ 
damentalſatz des Strafrechts. 

6. Auch die „Abſicht“, dem K. einen Nachteil zuzu⸗ 
fügen, fehlt. 

Der für X. eintretende Nachteil war nicht der Zweck 
der Handlungsweiſe des RA. A., ſondern die notwendige 
Folge des von ihm bezweckten Prozeßſieges der B. (vgl. 
oben Nr. III 1). Es fragt ſich alſo, ob „Abſicht“ in 8 2741 
nur die bezweckten oder auch die damit als notwendig 
verbunden vorgeſtellten Folgen der Tat umfaßt. Allgemein 
anerkannt iſt, daß der Begriff „Abſicht“ in 8 274% enger iſt 
als Vorſatz und jedenfalls die Fälle des dolus eventualis 
ausſchließt. Im übrigen beſtehen teilweiſe Schwankungen und 
Unklarheiten. 

Das RG. hat ſich im Urt. RGRſpr. 5, 80 (1883) bemüht, 
aus der Entſtehungsgeſchichte und dem Sinne des Geſetzes 
abzuleiten, daß „Abſicht“ in $ 274: nicht nur die be⸗ 
zweckten, ſondern auch die als notwendig vorgeſtell⸗ 
ten Folgen umfaßt. Die Wiedergabe der Entſtehungsgeſchichte 
aber iſt mangelhaft, der aus ihr gezogene Schluß unzutreffend 
el weiteren Ausführungen leiden an begrifflicher Un⸗ 

arheit. 

a) Die Entſtehungsgeſchichte iſt in Wirklichkeit 
folgende: In Preußen (StGB. 1851) lautete die Faſſung 
„Zum Nachteil eines anderen“. Dabei hatte der Entw. von 
1847 die Vorſchrift, analog wie heute, bei der Fälſchung 
eingeſtellt, das preußiſche StGB. ſelbſt aber beim Betrug. 
Goltdammer, Materialien II, 179 verweiſt darauf, daß 
dieſes einen ſachlichen Unterſchied bedeutete: bei Ein⸗ 
ſtellung unter den Betrug war die für dieſen erforderliche 
gewinnſüchtige Abſicht der Zweck, der Nachteil eines 
anderen „nur zugleich die Folge der Handlung“. Bei Ein⸗ 
ſtellung unter die Fälſchung lag ein ſelbſtändiges Delikt 
vor, bei dem „der Nachteil eines anderen Zweck der Hand⸗ 
lung fein muß“. Der Entw. I zum RStGB. (Juli 1869) 
8 239 Nr. 7 folgte dem preußiſchen StGB., alſo der Auf⸗ 
faſſung als Spezialfall des Betrugs. Entw. II (Dez. 1869) 
8 2691 dagegen ſtellte die Beſtimmung, analog wie Preußen 
1847, als ſelbſtändiges Delikt unter die Urkundenfälſchung. 
Die Worte „zum Nachteil eines anderen“ bedeuten alſo jetzt 
wie damals den Zweck der Handlung. Das wurde noch 
ſchärfer herausgearbeitet in der folgenden Entwicklung: Die 
Reichstagsvorlage (Entw. III § 2691) ſagte ſtatt „zum Nach⸗ 
teil eines anderen“ nunmehr „abſichtlich zum Nachteil 
eines anderen“, und die Reichstagskommiſſion (Druckſachen IV 
Nr. 92) formulierte noch eingehender „in der Abſicht, einem 
anderen Nachteil zuzufügen“. In dieſer Faſſung wurde die 
Vorſchrift ohne Erörterung im Reichstag angenommen (Sten⸗ 
Ber. II 717). 

Das Ergebnis dieſer Entſtehungsgeſchichte 
iſt: „Abſichtlich“ Nachteil zufügen i. S. des 8 2741 be⸗ 
deutet, daß dieſer Nachteil der Zweck der Handlung war, es 
genügt nicht, daß er ihre Folge iſt. Dem entſpricht auch 
die ſchwere Strafdrohung (nur Gefängnis, nicht wahlweiſe 
Geldſtrafe). 

b) Es iſt hiernach unrichtig, wenn RGRſpr. 5, 81 aus 
der Entſtehungsgeſchichte folgert, daß der Vorſatz die Benach⸗ 
teiligung als die gewollte Wirkung umfaſſe, keineswegs 
aber die Abſicht „i. S. einer ausſchließlich oder doch 
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vorherrſchend auf Benachteiligung eines Dritten abzie⸗ 
lenden Willensrichtung aufzufaſſen“ ſei. Unzutreffend ferner 
iſt die daran anſchließende Behauptung, daß ſonſt die Straf⸗ 
vorſchrift „auf die reinen Motive der Bosheit, Schaden⸗ 
freude, Zerſtörungsluſt u. dgl.“ eingeſchränkt und damit prak⸗ 
tiſch ſo gut wie bedeutungslos ſein würde. 

Dagegen iſt hervorzuheben: Der Begriff des 
Zweckes umfaßt nicht nur den Endzweck des Täters, ſon⸗ 
dern auch die erſtrebten Mittel zu ſeiner Erreichung 10). 
Der heilige Criſpinus ſoll den Schuſtern Leder geſtohlen haben, 
um daraus den Armen Schuhe zu machen. End zweck iſt hier 
die Wohltätigkeit, das erſtrebte Mittel dafür die Erlan⸗ 
gung des Leders; deshalb liegt ſelbſtverſtändlich die zum 
Diebſtahl erforderliche Abſicht rechtswidriger Zueignung vor. 
Genau jo liegt es bei 8 2741: End zweck des Täters kann 
ſehr wohl die Erlangung eigenen Vorteils ſein, das er⸗ 
ſtrebte Mittel zum Zweck die Schädigung des anderen. 
Nicht unter den Begriff des Zweckes und damit der Ab⸗ 
ſicht fallen dagegen fonftige als notwendig vor⸗ 
geſtellte neben oder hinter dem erſtrebten Ziele 
liegende Folgen. 

Es iſt danach durchaus möglich, wenn das zitierte RG. 
weiter erklärt, „daß die Geſetzgebung rechtsverletzende Hand⸗ 
lungen im Auge gehabt habe, deren vorherrſchender Beweg⸗ 
grund in der Regel der Eigennutz, die Selbſtſucht und Ge⸗ 
winnſucht des Täters bilden“, daß daher die Abſicht, ſich 
ſelbſt einen Vorteil zu verſchaffen, mit der Abſicht, einen 
anderen zu benachteiligen, durchaus vereinbar ſei. Nur iſt 
die letztere Bemerkung und die weiteren Ausführungen nicht 
genügend klar. Die Abſicht der Schädigung und der Gewinn⸗ 
ſucht ſind ſtets nur dann miteinander vereinbar, wenn im 
Einzelfalle das eine dieſer Motive den End zweck des Täters, 
das andere aber das erſtrebte Mittel zum Zwecke darſtellt. 
Nicht dagegen, wenn das eine lediglich als notwendig be⸗ 
gleitender Nebenumſtand oder als notwendige Folge er⸗ 
ſcheint. Die letzteren Fälle gehören nicht unter den Begriff 
der Abſicht, ſondern unter den weiteren des dolus directus 
im Gegenſatz zum dolus eventualis (vgl. näher v. Hippel, 
unten Anm. 10). Der in dieſer RGEntſch. unternommene 
Nachweis, daß Abſicht im § 2741 nicht nur die bezweck⸗ 
ten, ſondern auch die als notwendig vorgeſtellten 
Folgen umfaſſe, iſt hiernach mißlungen. 

c) Auch in der weiteren Rſpr. des RG. finden ſich Ur⸗ 
teile, die die Abſicht des 8 2741 mit dem dolus directus 
gleichſtellen, alſo alle als notwendig vorgeſtellten Folgen 
mit zur Abſicht rechnen. Eine Begründung geben ſie aber 
nicht, haben alſo keinen ſelbſtändigen Beweiswert. Die hier 
entſchiedenen Fälle lagen überdies anders als der unſrige, 
ſo daß auch bei ſtrenger Verwertung des Abſichtsbegriffes 
vorausſichtlich eine Verurteilung hätte erfolgen müſſen. Das 
RG. hatte daher hier praktiſch keinen Anlaß zu einer ent⸗ 
ſprechend ſcharfen Unterſcheidung. Hierher gehören RG. 10, 
392 (1884); Goltd Arch. 46, 57 (1897), in erheblichem Um⸗ 
fange durchaus zutreffend, dann aber mit der Behauptung, daß 
Vorſtellung als notwendig genüge; RGSt. 31, 149 (1898); 
RGSt. 39, 405 (1907); RGEt. 55, 74 (1921). 

In dem Urteil LZ. 9, 772 (1915) wird die Abſicht 
der Benachteiligung richtig dahin gekennzeichnet, daß es dem 
Täter „gerade darauf ankommen“ müſſe, den betreffenden 
Erfolg herbeizuführen. Unrichtig aber iſt die anſchließende 
Behauptung, daß „in der Regel“ dieſes ſchon dann angenom⸗ 
men werden könne, wenn der Erfolg als notwendig vorgeſtellt 
war. So wenig aus dem Vorliegen des dolus eventualis auf 
das des dolus directus geſchloſſen werden kann, ſo wenig 
aus dem Vorliegen des dolus directus auf dasjenige der 
Abſicht; denn dieſe Tatbeſtände ſind pfychologiſch verſchie⸗ 
den (vgl. näher meine zitierten Arbeiten). — Durchaus zu⸗ 
treffend iſt RGSt. 16, 150, das „die Richtung des Willens 
auf ein beſtimmtes Ziel“ fordert u). — Ebenſo zutreffend 


10) Vgl. dazu v. Hippel in Vergl. Darſtellung d. deutſchen 
und ausländiſchen Strafrechts, Allg. Teil III, 535; ſiehe ferner 
v. Hippel, Grenze von Vorſaßz und Fahrläſſigkeit, 1903; ferner 
derſelbe: ZStW. 42, 431; 47, 47. 

11) Zugeſtandenes Motiv des Angekl. war hier, den L. an 
der Weiterbegebung des Wechſels zu hindern; mittelſt dieſes Ziels 
erſtrebte er das weitere, ſich vor Schaden zu bewahren. Alſo End⸗ 
zweck und Mittel zum Zweck. 
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RE. v. 3. April 1922 (JW. 1923 I 608/9): „Das Bewußt⸗ 
ſein, daß ein Schaden eintreten werde, genügt nicht, den 
Tatbeſtand des genannten Vergehens zu erfüllen, vielmehr 
muß die Benachteiligung des anderen, wenn auch nicht aus⸗ 
schließlich, das Ziel des Handelns fein.‘ 

Grundlegend endlich neuerdings RG. IV 50, 56 (1916) 
betr. 8 268 St B.: „In manchen Entſcheidungen wird das 
Wort (Abſicht) nur als Bezeichnung für den beſtimmten Vor⸗ 
ſatz gedeutet, in anderen dagegen wird gefordert, daß die 
Erlangung des Vorteils oder die Schadenszufügung den Be⸗ 
weggrund für das Handeln des Täters bilde. Die bisher 
ergangenen Entſcheidungen laſſen aber nicht erkennen, daß 
ſie zu der Frage grundſätzlich Stellung nehmen wollten. 
Der Senat iſt daher in ſeiner Entſchließung durch Vorent⸗ 
ſcheidungen anderer Senate nicht behindert. Bei Prüfung 
der verſchiedenen Entſcheidungsmöglichkeiten hat der Senat 
der Anſchauung den Vorzug gegeben, daß da, wo — wie 
im 8 268 StGB. — die ‚Abjicht‘ auf einen Erfolg bezogen 
wird, der nicht Teil des eigentlichen Verbrechenstatbeſtandes 
(hier der Urkundenfälſchung), ſondern ein außerhalb dieſes 
Tatbeſtandes liegender ſtraferhöhender Umſtand iſt, die Vor⸗ 
ſtellung von dieſem Erfolge notgedrungen den Willen des 
Täters beſtimmen muß, mithin Beweggrund iſt, wenn ſie auch 
nicht der einzige und ausſchließliche Beweggrund zu der 
Tat zu ſein braucht. Mit dieſer Auffaſſung ſtimmt die für 
den § 274 StGB. ergangene Entſcheidung RO. 16, 150 
überein.“ 

Das vorſtehende Urteil betrifft alſo zwar 8 268 StGB., 
nimmt aber durch Zitierung von RG. 16, 150 ausdrüdllich 
auf unſeren § 2741 Bezug. Es entſpricht, und zwar mit 
grundſätzlicher Stellungnahme, voll und ganz der hier ver⸗ 
tretenen Auffaſſung. Denn die Vorſtellung der betreffenden 
Folge iſt auch dann Beweggrund des Handelns, wenn fie 
nicht als Endziel, ſondern als Mittel zum Zweck erſtrebt 
wurde, wenn ſie, wie das Urteil ſagt, „nicht der einzige und 
ausſchließliche Beweggrund“ zu der Tat war!?). 

d) Die Literatur zeigt weſentlich dasſelbe Bild wie die 
Rſpr. des RG. Regelmäßig wird betont, daß die Abſicht 
des 8274 enger ſei als der Vorſatz, insbeſ den dolus 
eventualis ausſchließe. Es wird andererſeits bemerkt, daß 
die Vorſtellung des Nachteils nicht End zweck (Beweggrund, 
d. h. hier alſo letzter Beweggrund) zu ſein brauche. Im 
übrigen wird dann ſtellenweiſe ebenfalls die Vorſtellung als 
notwendig, alſo der dolus directus, ohne brauchbare Begrün⸗ 
dung für ausreichend erklärt (jo Olshauſen, 8 274 Nr. 7 


12) Unzutreffend verwertet wird dieſes Urt. im Komm. von 
Ebermayer, 8274 Nr. 7, indem er es nur auf diejenigen Falle 
beziehen will, in denen ſich die Abſicht (wie im 8 268) auf einen 
ſtraferhöhenden, nicht aber, wie in 8274, auf einen ſtraf⸗ 
begründenden Umſtand bezieht. Das iſt ſchon Beshalb aus⸗ 
geſchloſſen, weil RES. 50, 56 ausdrücklich auf RGSt. 16, 150 Bezug 
nimmt. Es iſt aber auch ſachlich lediglich ein Mißverſtändnis. Es 
kommt ſelbſtverſtändlich nicht darauf an, ob die betreffende Abſicht 
die Strafbarkeit überhaupt oder eine erhöhte Strafbarkeit begründet, 
ſondern lediglich darauf, daß die Abſicht über den objektiven 
Tatbeſtand des Delikts hinausgreift, ſich alſo auf einen in der 
Zukunft liegenden Erfolg bezieht, deſſen wirkliches Eintreten zur 
Vollendung des Delikts nicht erforderlich iſt. 


Schrifttum 


3041 


und 263 Nr. 49). Überwiegend aber wird richtig 
auf das Ziel, den Zweck, den Beweggrund ab⸗ 
geitellt22). 

Eine richtige Erfaſſung des Abſichtsbegriffes tritt end⸗ 
lich auch in den Entwürfen zum StGB. zutage. Sie ber 
zeichnen den dolus directus mit dem Worte „wiſſentlich“, 
verwerten dagegen den Begriff der Abſicht in dem enge⸗ 
ren Sinne des Zweckes, alſo des Endzweckes und der 
Mittel dazu ). 

Der Begriff der Abſicht in 8 2741 StGB. umfaßt 
alſo den vom Täter erſtrebten Enderfolg und die erſtrebten 
Mittel zu dieſem Zweck, nicht aber die mit den erſtrebten 
notwendig verbundenen Folgen (Nebenfolgen oder weitere 
Folgen). So die Entſtehungsgeſchichte, ſo die neuerdings immer 
ſchärfer vertretene des RG. (vgl. insbeſ. RG. 50, 56), ſo 
die überwiegende Anſicht in der Literatur, ſo die Entwürfe. 
Derjenige Teil der Entſcheidungen des R., der auch die 
notwendigen Folgen hierher rechnet und damit die Ab⸗ 
ſicht mit dem dolus directus gleichſtellt, iſt in RG. 58, 1 un⸗ 
zutreffend begründet, in den anderen Urteilen überhaupt nicht 
begründet. 

Beim Verhalten des RA. A. war der allein erſtrebte 
Zweck, die Urkunde zugunſten der von ihm vertretenen 
Firma als Beweismittel zu verwerten und damit die Klage 
des K. zurückzuſchlagen. Daß dadurch für den X. ungünſtige 
Folgen des Prozeßverluſtes eintraten, war lediglich eine 
notwendige weitere Folge dieſer bezweckten Verwertung der 
Urkunde, alſo nicht beabſichtigt. Es fehlt demnach die 
nach § 2741 erforderliche „Abſicht“, einem anderen 
Nachteil zuzufügen. 

Ich faſſe zuſammen: Die Zurückbehaltung der Urkunde 
durch RA. A. in der Abſicht, ſie als Beweismittel im 
Prozeß zu verwerten, war eine nicht berechtigte, aber ſtraf⸗ 
loſe Gebrauchs anmaßung, dagegen keine Unter⸗ 
drückung der Urkunde i. S. des 8 2741 StGB. Es fehlt 
das Merkmal der Unterdrückung, vielmehr war die 
Tat das Gegenteil einer Unterdrückung. Es fehlt das Merk⸗ 
mal des Nachteils i. S. des Geſetzes; falls man dieſes 
aber bejaht, iſt die Zufügung des Nachteils des Pro- 
zeßverluſtes eine rechtlich erlaubte Handlung. Es 
fehlt endlich die vom Geſetz geforderte „Abſicht“, einem 
anderen Nachteil zuzufügen. 


13) So Ebermayer, 8 274 Nr. 7; v. Liſzt, 23. Aufl., 
S. 556/57; Frank, 9 274, 2b: „Abſicht bezeichnet die zur Hand⸗ 
lung führende Erfolgsvorſtellung, alſo den erſtrebten Erfolg.“ 
Siehe ferner Frank, 9 274 II Nr. 3, wo die ältere Auffaſſung des 
NG. (Vorſtellung als notwendig genügt) als „wohl durch die neuere 
Entwicklung überholt“ bezeichnet wird. Gerland, Reichsſtrafrecht, 
1922, S. 335/36: Es muß der Schaden des andern „Motiv der 
Handlung“ geweſen ſein. „Wer aus rein egoiſtiſchen Gründen han⸗ 
delt, alſo z. B. lediglich deshalb, um die Urkunde für ſich zu be⸗ 
nutzen, kann nicht aus 8 2741 geſtraft werden.“ — Aus dem Rahmen 
der übrigen Literatur fällt heraus Hegler, JW. 1923, 608, der 
ſogar den dolus eventualis für ausreichend erklärt und mit dieſer 
Auffaſſung fo ifoliert daſteht, daß ſich eine nähere Erörterung darüber 
hier erübrigt. 

14) Ich verzichte hier im Intereſſe der Raumerſparnis auf eine 
Wiedergabe im einzelnen. 
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Strafrecht und Strafprozeßz. Eine Sammlung der wichtigſten 
das Strafrecht und das Strafverfahren betr. Geſetze. Zum 
Handgebrauche für den Preuß. Praktiker erläutert und heraus⸗ 
gegeb. von Dr. A. Dalcke, weiland Oberſtaatsanwalt, Geh. 
Oberjuſtizrat. 20. neubearb. Aufl., beſorgt v. Dr. A. Dalcke, 
Amtsgerichtsrat i. R., u. Dr. E. Fuhrmann, Erſtem Staats⸗ 
anwalt. Berlin 1928. Verl. H. W. Müller. Preis 14,50 . 

Kaum hat die 19. Auflage die verdiente empfehlende Wür⸗ 
digung gefunden (vgl. JW. 1927, 884), fo liegt auch ſchon die 

20. Auflage vor. Obwohl nur ein Zwiſchenraum von / Jahr 

zwiſchen beiden Auflagen liegt, bringt auch die neue Auflage wieder 

nicht unerhebliche Anderungen und Ergänzungen. 


So haben Neuaufnahme gefunden: Das Lebensmittelcß v. 
5. Juli 1927, die ſtrafrechtlichen Beſtimmungen der Vergleichs⸗ 
ordnungen v. 5. Juli 1927 ſowie das Geſetz zur Anderung der 
Bezeichnungen „Gerichtsſchreiberei“, „Gerichtsſchreiber“ und „Ge⸗ 
richtsdiener“ v. 9. Juli 1927. Ferner iſt die VO. v. 11. Dez. 1918 
durch das Geſetz zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten v. 
18. Febr. 1927 erſetzt worden. - 

Die Verfaſſer haben die oberſtrichterliche Rſpr. der Zwiſchen⸗ 
zeit weitgehendst berückſichtigt, auch nunmehr das Geſetz zur Be⸗ 
wahrung der Jugend vor Schmutz⸗ und Schundſchriften v. 18. Dez. 
1926 in den Kreis der erläuterten Geſetze einbezogen. 

Der „Dalcke“ iſt bereits heute auf dem Tiſch jedes Straf⸗ 
rechtspraktikers zu finden und erfreut ſich ſolcher Beliebtheit, daß 
es für die Neuauflage keiner Empfehlung, ſondern nur noch eines 
Hinweises auf ihr Erſcheinen bedarf. D. S. 
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Dr. Schaefer und Dr. Lehmann: Geſetz zur Bekämpfung 
der Geſchlechts krankheiten. Mannheim 1928. Bensheimer. 
Preis 12 . 

Am 1. Okt. 1927 iſt das Gef. zur Bekämpfung der Geſchlechts⸗ 
krankheiten in Kraft getreten, und vom gleichen Tage datiert das 
Vorwort zu dem vorliegenden Komm., der kurze Zeit darauf erſchien 
mit jener Fixigkeit, mit der heutzutage Kommentare zu neuen Ge⸗ 
ſetzen gerade aus der Feder ſolcher Autoren, die amtlich an der 
Schaffung dieſer Geſetze beteiligt und deshalb mit deren Inhalt und 
Sinn beſonders vertraut ſind, zu erſcheinen pflegen. Gut, wenn unter 
der Fixigkeit nicht die Richtigkeit leidet. Und dies iſt erfreulicher⸗ 
weiſe bei dem vorliegenden Komm. durchaus nicht der Fall. Man 
kann einen Komm., den man beſprechen ſoll, natürlich nicht Wort 
für Wort durchleſen; man muß ſich auf eine Prüfung der Geſamt⸗ 
anlage, auf eine allgemeine Durchſicht und auf einzelne Stichproben 
beſchrauken. Nach jeder dieſer Richtungen hält der Komm. der Kritik 
ſtand. Mit viel Geſchick und großem Fleiß iſt es den Verf. ge⸗ 
lungen, das ſchwierige Geſetz, das vielfach neue Bahnen einſchlägt und 
eine Menge wichtiger nicht nur auf juriſtiſchem Gebiete liegender 
Probleme enthält, in wiſſenſchaftlichem Geiſte und trotzdem in Klarer, 
auch dem Laien verſtändlicher Sprache zu erläutern. Die 50 Seiten 
umfaſſende, vorzüglich geſchriebene Einleitung gibt erfchöpfenden Auf⸗ 
ſchluß über die Notwendigkeit des Geſetzes, über ſeine parlamentariſche 
Geſchichte und ſeinen Inhalt. Von beſonderem Intereſſe iſt die ſich 
anſchließende Kritik des Geſetzes, das die Verf. mit Recht als eines 
der merkwürdigſten Gebilde, die die Geſetzgebung des Reichs hervor⸗ 
gebracht hat, bezeichnen, ein Kompromißgeſetz im wahrſten Sinne des 
Wortes. — An die Einleitung ſchließt ſich der Text des Geſetzes, 
dem der eigentliche Komm. folgt. In dieſem werden die einzelnen 
Beſtimmungen eingehend, und zwar nicht nur nach der juriſtiſchen 
Seite (vgl. z. B. die Ausführungen über Geſchlechtskrankheiten zu 
8 1) erläutert. In welch gründlicher Weiſe aber auch juriſtiſche Pro» 
bleme behandelt werden, zeigen z. B. die umfangreichen Erläuterungen 
zu 810 über die Schweigepflicht des Arztes. Wohl in keinem ſtraf⸗ 
rechtlichen Komm. find umfaſſendere Ausführungen zur Auslegung 
des 8 300 StGB. zu finden. Erfreulicherweiſe treten die Verf. auf 
S. 147 ff. der von mir ſtets vertretenen Meinung bei, daß der Arzt 
als Zeuge kein unbefchränktes Rederecht habe. Beſondere Aufmer 
ſamkeit haben die Verf. auch den in den 58 11—15 enthaltenen 
Strafvorſchriften gewidmet (vgl. die Beſtimmungen über Kuppelei und 
der Neuregelung der Proſtitution in 88 16, 17). 

Da gerade bei dieſem Geſetz die Ausführungsbeſtimmungen von 
beſonderer Bedeutung ſind, gewinnt das Buch weſentlich an Wert 
dadurch, daß ſamtliche Ausführungsvorſchriften und eine Reihe anderer 
die Geſchlechtskrankheiten betreffender Vorſchriften im Anhang mit⸗ 
geteilt werden, die Ausführungsvorſchriften überdies bei den einzelnen 
Paragraphen eingearbeitet ſind. — Die Kunſt des Kommentierens 
eines neuen Geſetzes beſteht im weſentlichen darin, mit einem ge⸗ 
wiſſen Seherblick die Zweifelsfragen, die ſich bei der Anwendung des 
Geſetzes vorausſichtlich ergeben werden, im vorhinein zu erkennen 
und zu ihnen Stellung zu nehmen, eine Kunſt, die wohl niemand 
beſſer verſtanden hat als Loewe in der 1. Aufl. ſeines Komm. zur 
Sin Den Verf. des vorliegenden Komm. ſcheint dieſe Kunſt nicht 
zu fehlen. 

Oberreichsanwalt i. R. Prof. Dr. Eber mayer, Leipzig. 


Walther Reichhold: Die Reviſion aus prozeſſualen Grün⸗ 
den. Landau (Pfalz) 1927. Verlag G. L. Lang's Buch⸗ 
handlung. 59 S. 


Es handelt ſich anſcheinend um eine Anfängerarbeit. Für eine 
ſolche verdient die Schrift Anerkennung. Zwar bringt ſie kaum neue 
Ergebniſſe; doch iſt die Gedankenführung mitunter ſelbſtändig und 
beachtlich. Der Verf. hätte vermutlich noch mehr Eigenes bieten 
Können, wenn er ſein Thema enger umgrenzt hätte. Auf 59 Seiten 
läßt ſich eine auch nur annähernd erſchopfende Darſtellung des Ge⸗ 
ſamtgebiets der prozeßrechtlichen Reviſion (mit geſchichtlichen Rück⸗ 
blicken, Parallelen zur materiellrechtlichen Reviſion und Ausblicken 
auf die Strafprozeßreform!) natürlich nicht geben. Überdies hat der 
Verf. manche Fragen, die für die Ausgeſtaltung der Reviſion von 
grundlegender Bedeutung ſind (wie z. B. die Reviſibilität der Soll⸗ 
vorſchriften), ſaſt ganz übergangen zugunſten ſolcher Probleme, die 
mit ſeinem Gegenſtande immerhin nur in loſerem Zuſammenhange 
ſtehen (wie z. B. das Problem des Nichturteils). 

Was die Einzelheiten betrifft, ſo ſcheint mir das Beiſpiel S. 34 
Anm. 84 inſofern nicht richtig zu ſein, als nach der Darſtellung des 
Verf. gar keine Zurückweiſung des Beweisantrags wegen Verſpätung, 
ſondern eine völlige Übergehung vorliegt, die aber auch nach ber 
Rſpr. des RG. eines beſonderen Beſchluſſes nicht bedurft hätte, weil 
der Antrag den Charakter eines bloßen Eventualantrags trotz der 
Wiederholung nicht verloren hatte. — Daß das Rev. keine „Be⸗ 
weisaufnahme“ über prozeſſual erhebliche Tatſachen vornehmen kann, 
daß es ſich hier vielmehr nur um eine „Nachweiſung“ handeln full 
(S. 38), iſt m. E. nur ein Streit um Worte. — Die Ausführungen 
über die Beſeitigung „nichtiger“ Urteile (Verf. ſpricht von „abſolut“ 
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oder „unheilbar“ nichtigen Urteilen, meint aber offenbar Nichturteile) 
ſtehen unter dem Einfluſſe der Oetker ſchen Vollmachts⸗ und Auf⸗ 
tragstheorie (S. 2/28 u. 53 ff.). Im Ergebniſſe iſt ihnen bei⸗ 
zupflichten (vgl. meine demnächſt in der ZStW. erſcheinende Be 
ſprechung der Schrift Wurzers, „Nichturteil und Nichtiges Urteil“, 
1927). — Zu S. 52 Anm. 134 wäre wohl ein Zitat am Plage 
geweſen. 

Da die Schrift 1927 erſchienen iſt, hätte ſie Ditzens „Dreier⸗ 
lei Beweis im Strafverfahren“, 1926, bereits berückſichtigen müſſen. 
Das hatte dem Verf. vielfache Anregung geboten. 

Störend wirkt mitunter der ſonderbare Satzbau des Verf. 
Erfreulich iſt dagegen das überall erkennbare Verſtändnis des Verf. 
für die große Bedeutung prozeſſualer Fragen (3. B. S. 2 u. 42). 


LG R. Priv Doz. Dr. Mannheim, Berlin. 


Reinhard Frank, Profeſſor der Rechte in München: Strafs 
rechtliche Fälle für Übungen an Univerſitäten und bei 
Juſtizbehörden. 8. neu bearbeitete Auflage. Gießen 1927. 
Verlag von Alfred Töpelmann. 56 S. Preis 1,75 K. 


In erſter Auflage iſt die vorliegende Sammlung 1912 er⸗ 
ſchienen; die folgenden Auflagen waren nur unveränderte Abdrucke. 
Die neue, achte, Auflage dagegen iſt ſtark umgeſtaltet. Teils hat 
Verf. die Fälle neu geordnet, teils hat er veraltete durch neue erſetzt. 
Feſtgehalten iſt aber an der bewährten Einteilung in Schulbeiſpiele, 
die ſich zur mündlichen Erörterung im Praktikum wie im Examen 
wegen ihrer prägnanten Kürze hervorragend eignen, und in kom⸗ 
pliziertere, zur ſchriftlichen Bearbeitung beſtimmte Fälle. Die Mehr⸗ 
zahl der letzteren iſt Klauſuren im Referendarexamen zugrunde gelegt 
worden. Allen Fällen iſt eine die Phantaſie und damit auch den 
Lerneifer anregende Originalität eigen. Dem Kenner des Frank⸗ 
ſchen Komm. wird es nicht ſchwer fallen, die Beziehungen zu den 
in ihm vertretenen Lehrmeinungen, die dadurch eine lebendige Ver⸗ 
anſchaulichung erhalten, zu erkennen. Die kriminaliſtiſche Welt, die 
junge und die alte, kann ſich zu dieſem ſo anſprechenden Ausdruck 
der in Frank verkörperten glänzenden Vereinigung des didaktiſchen 
und praktiſchen Sinnes nur beglückwünſchen. 

KON. Prof. Dr. K. Klee, Berlin. 


Gerichtliche Medizin. 


Deutſche Zeitſchrift für die geſamte gerichtliche Medizin. 
Bd. 10. Feſtſchrift für Ernſt Ziemke. Berlin 1927. Verlag 
Julius Springer. Preis 22 A. 


Den Leſern der JW. iſt Ernſt Ziemke, deſſen 60. Geburts⸗ 
tag mit der vorerwähnten Feſtſchrift geehrt wird, kein Unbekannter, 
Auch die Juriſten, die feine ſcharſſinnigen Forſchungen auf dem Ges 
biete der gerichtlichen Medizin kennen oder die beruflich ſich mit ſeinen 
klaren und erſchöpfenden Gutachten in Prozeſſen befaſſen mußten, 
werden die der Feſtſchrift vorangeſtellte warmherzige Würdigung des 
Forſchers und Menſchen Ziemke, die von feinem Schüler und 
jetzigen Mitarbeiter Dr. Böhmer verfaßt iſt, gerne unterſchreiben. 
Von den 23 Aufſätzen der Feſtſchrift können an dieſer Stelle nur 
einige erwähnt werden, die für uns Juriſten von beſonderer Be 
deutung ſind. Die Praktiker ſind in erſter Linie auf den Beitrag 
von Straß mann zur Vaterſchaftbeſtimmung hinzuweiſen, der neben 
der jetzt allgemein zur Anwendung kommenden Blutgruppenbeſtimmung 
im Anſchluß an einen Vortrag von Poll auch die Heranziehung 
der Daktyloſkopie, die Unterſuchung des Haarwirbels und die 
Prüfung aller ſonſtigen Erbmerkmale vorſchlägt. Die grundlegenden 
Schriften von Eber mayer über Arzterecht werden durch zwei 
Aufſätze von Reuter „Über ärztliche Kunſtfehler“ und Dr. med. 
et jur. Schmidt über „Die rechtliche Stellung ärztlicher Eingriffe 
an Minderjährigen“ ergänzt. Reformfragen behandelt der Aufſatz von 
Gentz über den Strafanſtaltarzt im Entw. des Strafvollzugsgeſetzes, 
ſtatiſtiſches Material liefert Engelsmann in einem Auſſatz über 
Ehereform, und weiter macht Kriminalrat F. Kleinſchmidt in 
Harburg a. E. Vorſchläge über die beſſere Ausbildung der Kriminal⸗ 
beamten auf dem Gebiete der gerichtlichen Medizin auf Grund 
von Erfahrungen in von ihm in Gemeinſchaft mit dem Priv Doz. 
Dr. Böhmer eingerichteten Kurſen am Inſtitut für gerichtliche 
Medizin in Kiel. Dort hat mau den Beamten nicht einzelne Vor⸗ 
träge, die häufig mehr ſchaden als nützen, geboten, ſondern ſyſte⸗ 
matifche Kurſe, mit den einfachſten Dingen beginnend, abgehalten. 

Im Anſchluß an den Angerſtein⸗Prozeß nimmt Aſchaffen⸗ 
burg eine Trennung der Arbeitsgebiete des gerichtlichen Pſycho⸗ 
logen und des gerichtlichen Pſychiaters vor. Im allgemeinen wird 
der Gerichtsarzt wohl für beide Gebiete genügen, und es muß ſeinem 
pflichtgemäßen Ermeſſen überlaſſen bleiben, ob er es im einzelnen 
Fall für erforderlich hält, einen Psychologen hinzuzuziehen oder ſich 
von dieſem das erforderliche Material zu ſeinem Gutachten zu ver⸗ 
ſchaffen. Nachdem ſich Nichtfachkreiſe, angeregt durch die Piychor 
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anafufe, immer mehr mit der Erforſchung pfychiſcher Vorgänge be⸗ 
faſſen, iſt auch den Laienbeiſitzern der Gerichte die Möglichkeit ge⸗ 
geben, Zeugenausſagen hinſichtlich ihrer objektiven Richtigkeit beſſer 
zu bewerten. Für die ſtrafrechtliche Praxis iſt vor allem zu wünſchen, 
daß baldigſt die Nachteile beſeitigt werden, die darin liegen, daß 
Kinder erſt zu ſpät von geſchulten Piychologen vernommen werden, 
nachdem ſie bereits durch Eltern, Verwandte, Lehrer, ungeſchulte 
Polizei⸗ und richterliche Beamte derartig beeinflußt ſind oder ſein 
können, daß bei Bewertung ihrer Ausſage noch beſondere Vorſicht 
angewandt werden muß. Hier it unbedingt eine allgemeine An⸗ 
ordnung erforderlich, daß Kinder zuerſt nur von geeigneten und ge⸗ 
ſchulten Perſonen, und zwar tunlichſt bald vernommen werden, damit 
die vorher erwähnte Fehlerquelle ausgeſchaltet wird. Ahnliche Fragen 
ſchneidet eine feinſinnige Studie des Landrichters Dr. Franzen 
über „Die phantaſtiſche Kinderausſage“ an, die zu dem Reſultat ge⸗ 
langt, daß die Kindesausſage durchaus den gleichen Beweiswert wie 
die Ausſage des erwachſenen Zeugen hat, ſofern die Fehlerquelle der 
Suggeſtion und der Phantaſie ausgeſchaltet iſt. 

Mit allen dieſen Problemen muß ſich heute Richter, Staats⸗ 
anwalt und Strafverteidiger beſchäftigen, nicht derart, daß er Fach⸗ 
mann wird, ſondern daß er den Fachmann heranziehen und verſtehen 
kann. Aſchaffenburg hat ſicher recht, wenn er in feinem vor» 
erwähnten Aufſaß ſagt, daß das Zuſammenarbeiten zwiſchen Richter 
und Pſychiater immer leichter geworden iſt, ſeitdem die Richter ge⸗ 
lernt haben, nicht etwa pſychiatriſche Diagnoſen zu ſtellen, aber die 
Schwierigkeit der pſychiatriſchen Diagnoſtik zu verſtehen (vgl. auch 
für Vernehmung jugendlicher Zeugen den Erlaß des preuß. Juſt hein. 
v. 25. Febr. 1927. RA. Tannenwald, Kiel. 


Karl Wilmanns: Die fonen, verminderte Zurechnungs⸗ 
fähigkeit als zentrales Problem der Entwürfe zu einem 
Dentihen Strafgeſetzbuch. Berlin 1927. Julius Springer 
422 S. Preis 18,60 . 


In 30 Vorleſungen auf Grund reichſter gerichtlich⸗pſychiatriſcher 
und kriminalpſychologiſcher Erfahrungen behandelt Verf. das Pro⸗ 
blem der geiftig Minderwertigen im geltenden und künftigen Recht, 
im Strafvollzug und in der Irrenanſtalt. Für jeden, der ſich mit 
den Sicherungsbeſtrebungen gegenüber dem geiſteskranken und 
geiſtig minderwertigen Rechtsbrecher beſchäftigt, wird die Lektüre 
dieſes Buches ein wertvoller Ratgeber ſein. Den Inhalt im ein⸗ 
zelnen zu beſprechen, iſt bei der Fülle des gebotenen Materials 
nicht möglich. Nach Beſprechung jener Geiſteszuſtände, die nach 
heutiger Auffaſſung in die Gruppe der verminderten Zurechnungs⸗ 
fähigkeit gerechnet werden, wird über die allgemeine Verbreitung 
dieſer geiſig Minderwertigen, über die Schwierigkeit ihrer Er⸗ 
kennung durch den Richter und die Schwierigkeit ihrer Behandlung 
im Strafvollzuge geſprochen. Es wird dann eingegangen auf die 
Verwahrung der vermindert Zurechnungsfähigen. Auch Wilmanns 
hat erhebliche Bedenken gegen die Einführung des Begriffes der 
verminderten Zurechnungsfähigkeit, insbeſ. aber gegen die zwangs⸗ 
mäßige Strafmilderung bei derartigen Perſönlichkeiten, Bedenken, 
wie fie wiederholt von F. Straßmann betont wurden. Er hält 
es für unmöglich, daß der Richter den Charakter des Rechts⸗ 
brechers richtig erkennen kann, es liegt das im richterlichen Ver⸗ 
fahren. Er glaubt, daß bei Erweiterung des richterlichen Er⸗ 
meſſens bei der Strafzumeſſung, wie ſie der Entw. vorſieht, die 
Rechtsunſicherheit groß würde, was bei der zur Zeit vorhandenen 
„Juſtizkriſe“ vermieden werden müffe. Die von ihm formulierten 
idealen Vorſchläge über eine ganz beſondere Ausbildung der Straf⸗ 
vollzugsbeamten, eine Umgeſtaltung des ganzen Gefängnisweſens, 
Einrichtung von Abteilungen für geiſtig Minderwertige, zweck⸗ 
mäßigere Ausnutzung der Gefangenen zur Arbeit, ſcheitert an den 
finanziellen Verhältniſſen des Staates. Wilmanns glaubt, daß 
das geltende Recht dem Rechtsbewußtſein des Volkes mehr ent⸗ 
ſpricht, als eine zu weitgehende Berücksichtigung der Individualität 
des Täters bei der Strafzumeſſung. Er glaubt, daß ſchon das 
geltende Recht eine gute Grundlage für gewiſſe Sicherungsmöglich⸗ 
keiten gibt. Das gilt insbeſ. für die kriminellen Trinker, die weit 
mehr als es bisher geſchieht, in einem Arbeitshaus untergebracht 
oder entmündigt werden ſollten. Ein weiterer Schutz wäre ſchon jetzt 
gegeben in der Entmündigung geiſtig minderwertiger Rechtsbrecher 
nach ihrer Entlaſſung aus der Strafhaft. Für die Verwahrung der 
emeingefährlichen unzurechnungsfähigen Rechtsbrecher wunſcht er 
die Einrichtung eines beſonderen Sicherungsgerichtes. Nicht der 
Strafrichter ſollte die Sicherungsmaßregeln verhängen. Wil⸗ 
manns iſt für die Abſchaffung der Todesſtrafe, da ein Straf⸗ 
aefeh, das die Beſſerung des Rechtsbrechers bezwecke, ſich ſelbſt 
widerſpräche, wenn es an der Todesſtrafe feſthalte. 

Als wichtigſtes Vorbeugungsmittel gegenuber der Kriminalität 
ſieht er die ſoziale Fürſorge an, die ſich beſonders auf die Er⸗ 
ziehung der Kinder und Jugendlichen zu erſtrecken hat. Die Reform 
der Fürſorgeerziehung, ihre rechtzeitige Einleitung ſei der Kern der 
Verbrechensverhütung. 

Priv Doz. MedR. Dr. Georg Straßmann, Breslau. 
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Heinrich Többen: Neuere Beobachtungen über die Pſycho⸗ 
logie der zu lebens länglicher Zuchthausſtrafe verurteilten 
oder begnadigten Verbrecher. Leipzig und Wien 1927. 
Franz Denticke. 194 S. 


Das Buch, mit einem die Benutzung erleichternden Sach⸗ 
verzeichnis ausgeſtattet, enthält in der Hauptſache eine kriminal⸗ 
pfychologiſche Lebens⸗ und Verbrechensgeſchichte von 56 Fällen zu 
lebenslänglicher Zuchthausſtrafe begnadigter oder verurteilter Ver⸗ 
brecher. Es iſt aus einem Vortrag hervorgegangen, den der Verf. 
am 16. Sept. 1925 zu Bonn in der Geſellſchaft für gerichtliche 
und ſoziale Medizin gehalten hat, das Vorwort ſtammt v. Dez. 
1926, es hat alſo fünſviertel Jahre gedauert, bis es gedruckt, und 
faſt ein weiteres Jahr, bis eine Beſprechung hier erſchemen konnte. 
Und doch hätte das Werk Többens gerade in Juriſtenkreiſen 
längſt bekannt und geleſen werden müſſen. Denn es gewährt in 
ſeiner nüchternen Darſtellung einen z. T. erſchütternden Einblick in 
die ſozialpathologiſchen Bedingungen der verbrecheriſchen Tat und 
führt jede Möglichkeit ihrer phariſäerhaften Be⸗ und Verurteilung 
ad absurdum. 

Die Einzelheiten der Darſtellung können hier nicht wieder⸗ 

gegeben werden. Bemerkenswert iſt aber das ſchon von Straß⸗ 
mann 1904 vertretene Ergebnis der ſehr intereſſanten Einzel⸗ 
unterſuchungen Többens in dem Vorſchlage: „Bietet der zu 
lebenslänglicher Zuchthausſtrafe verurteilte oder begnadigte Ge⸗ 
fangene nach langjähriger guter Führung die begründete Gewähr, 
daß die Hoffnung auf Erlaß der Strafe ihn von weiteren ſtraf⸗ 
baren Handlungen abhalten wird ſo kann das Gericht den Reſt 
bedingt erlaſſen. Der Straferlaßf' geſchieht unter der Bedingung, 
daß ſich der Verurteilte während einer Probezeit von etwa zehn 
Jahren gut führt und ſich in dieſer Zeit einer Schutzaufſicht unter⸗ 
ſtellt“ (S. 186). Dieſer Vorſchlag ſoll und wird insbeſ. jugend⸗ 
lichen „Schwerverbrechern“ zugute kommen und wird durch folgen⸗ 
den von Többen mitgeteilten Fall getragen: „Eine zum Tode 
verurteilte und zu lebenslänglicher Zuchthausſtrafe begnadigte Rechts⸗ 
brecherin hatte als junge Frau von 19 Jahren ihren Mann, an⸗ 
eblich wegen unüberwindlicher Abneigung, mit einem Arſenik⸗ 
Pfannkuchen vergiftet. Nach 25jähriger Strafe wurde ſie nach mehr⸗ 
maliger Ablehnung entſprechender Geſuche begnadigt. Ihre Führung 
iſt ſeit etwa zehn Jahren eine ausgezeichnete. Die Angehörigen des 
Verſtorbenen haben ihr verziehen, und ſie ſelbſt lebt ſeit ſechs 
Jahren in glücklicher Ehe mit dem Bruder des von ihr ermordeten 
Mannes.“ 

Dieſer ſehr lehrreiche Fall ſcheint gegen die Todesſtrafe 
als 1855 zu ſprechen, ſpricht aber in Wirklichkeit nur gegen ihre 
Vollſtreckung unter den „gegebenen Vorausſetzungen! (Lübben 
S. 186). Die Todesſtrafe iſt und bleibt aber als ſtärkſtes geſellſchaft⸗ 
liches Unwerturteil gegen todeswürdige Tat ebenſo begründet, wie 
die gleich barbariſche Strafe lebenslänglicher Freiheitsentztehung. 
Ja, vielleicht iſt dieſe nach den Schilderungen Többens noch ent⸗ 
ſetzlicher als jene. Die Vermenſchlichung liegt in der Richtung des 
wiedergegebenen Vorſchlages Többens, bei der Todesſtrafe in 
ihrer regelmäßigen Nichtvollſtrechung und überleitung zu lebens⸗ 
länglicher Freiheitsſtrafe und ſchließlich wieder zur Freiheit „unter 
gegebenen Vorausſetzungen“. Doch das iſt ein weites Feld. 

RA. Dr. Ludwig Bendix, Berlin. 


Ausland. 


Uno Fammarlöw, Dr. jur. et rer. pol.: Das Strafenſyſtem 
im Vorentwurf zu einem ſchwediſchen Strafgeſetzb uche 
mit beſonderer Berückſichtigung des Entwurfs zu einem 
ſchweiz. Strafgeſetzbuch vom 23. Juli 1918. Bern 1927. 
Verlag Hallwag A. 91 S. 

Rechtsvergleichende Arbeiten im Strafrecht ſind ſelten; daher 
iſt es zu begrüßen, wenn uns fremdes Recht dargeſtellt und zu⸗ 
gleich in Beziehung zu einem uns bekannten Recht geſetzt wird. 
Das iſt das Verdienſt der vorliegenden Schrift, die wohl eine Berner 
Differtatton if. Zugrunde gelegt iſt der durch die deutſche Uber⸗ 
ſetzung auch bei uns bekannte Vorentwurf des ſchwediſchen Pro⸗ 
feſſors, jetzigen JuſtMin. J. C. W. Thyrén von 1916-1920. 
Aber darin liegt ein ſolcher Fehler, daß das Buch für uns nur 
ſehr bedingt brauchbar iſt. Denn 1923 iſt ein von einer 1916 ein⸗ 
geſetzten Regierungskommiſſion auf Grund der Thyrenſchen Ar⸗ 
beiten ausgearbeiteter „Förslag till Strafflag, Allmänna Delen, 
samt Förslag till Lag angäende villkorlig Frigivning jamte Mo- 
tiv“ als amtliche Druckſache erſchienen. Dieſes Werk unterſcheidet 
ſich in wichtigen Punkten von ſeiner Grundlage und muß heute der 
Rechtsvergleichung zugrunde gelegt werden. So iſt das Objekt der 
Betrachtung veraltet. Und außerdem iſt es zu eng gewählt. Denn 
in Schweden ift gerade in den letzten Jahren eine ſtarke Entwick⸗ 
lung im Strafenweſen zu beachten. So iſt die Todesſtrafe durch 
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Gef. v. 3. Juni 1921 abgeſchafft; die Begründung zu dieſem Ger wie gefährlich es für den Geſetzgeber iſt, ſich auf erdachte Theorien 
ſetz iſt von großer Wichtigkeit. Die bedingte Verurteilung iſt durch zu ſtlützen. 
das Gef. v. 28. Juni 1918 angaende villkorlig straffdom geregelt: Gegenüber der Darſtellung, die den Entwurf Thyrsn gut 
Über den Strafvollzug ſind in den letzten Jahren wichtige Geſetze wiedergibt, ſeien einige wichtige Abweichungen des neuen Entw. 
und Verordnungen ergangen. Ein ungemein wichtiger und mit vor⸗ hervorgehoben. An ſich bleibt die Grundlage, alſo die Dreiheit der 
zuglichen Motiven verſehener Entw. vom Mai 1923 betrifft „För- Freiheitsſtrafen: Arbeitshaus (bei Thyrön „Zuchthaus“), Ge⸗ 
varing av Förminskat Tillräknelige Förbrytare jämte Törslag fängnis und die custodia honesta der Haft an Stelle der zwei an⸗ 
rörande Internering av Farlige K terfallsförbrytare“, Ebenſo gibt deren Strafarten im gleichen Zeitmaß. Aber das Arbeitshaus 
es einen Entwurf zu einem Geſetz „om Tvängsuppfostran ät unga dauert von 4 bis zu 15 Jahren im Gegenſatz zu Thyren, der es 
Förbrytare“ vom Oktober 1922, von dem einige Teile zum Geſ. von 6 bis zu 20 Jahren dauern ließ. So fallen alle Bemerkungen 
v. 6. Juni 1924 über das Verfahren gegen Jugendliche führten. über die große Lücke von dem Höchſtmaß des Gefängniſſes mit 
Endlich iſt die ſehr bedeutungsvolle Aktion Thyréens zur Ver⸗ 3 Jahren und dem Minimum des Arbeitshauſes hin. Der neue 
beſſerung des Geldſtrafenſyſtems durch den Geſetzentwurf v. 24. Febr. Entwurf überläßt alle Regeln über den Strafvollzug einem Sonder⸗ 
1927 zu erwähnen. Von alledem ſagt die Schrift nichts. Es be⸗ geſetz, aber die Motive G. 260 f. ſprechen ſich ſehr bedeutungsvoll 
dürfte einer langen Abhandlung, um die veraltete Darſtellung zu gegen die Vorherrſchaft der Einzelhaft aus, die bei Thyrén noch 
verbeſſern. Hier kann nur davor gewarnt werden, daß ſie als Dar⸗ im Vordergrund ſteht, aber ſchon jetzt in Schweden ſtark gemäßigt 
ſtellung der neueſten Entwicklung betrachtet werde. Die weſent⸗ ift. — Thyrén kannte keine Ehreufolgen der Strafen; der neue 
lichen Punkte des jetzigen ſchwediſchen Rechtszuſtandes ſind in der Entwurf kennt die Einſchränkung ſtaatsbürgerlicher Rechte (auch 
Anlage I zum Entwurf eines Allgemeinen Deutſchen Strafgeſetz⸗ Geſ. v. 3. Juni 1921). Viel ſtrenger ift der Vollzug der Geldſtrafe 
buchs erwähnt. — geſtaltet, deren Grundgedanke mit der Einführung von „Tages⸗ 
Thyröôn hat mehr als andere Geſetzesverfaſſer fein Werk bußen“ geblieben iſt. (Der Entw. 1927, der die Tagesbußen für 
ſtreng theoretiſch zu unterbauen verſucht. In feinen „Prinzipien das kriminelle Strafrecht einführen wollte, iſt am Widerſpruch der 
für eine Strafrechtsreform“ entwickelt er fein Syſtem, das davon Erſten Kammer geſcheitert; die Gründe gegen den Gedanken der 
ausgeht, daß die Strafe ein Mittel neben andern ift, die Geſell⸗ Tagesbußen halte ich für nicht ſtichhaltig; es ſcheinen politiſche 
ſchaft gegen Unrechttäter zu ſchützen, daß die Spezialprävention da⸗ Motive ſtark mitgeſprochen zu haben.) Endlich find die Voraus⸗ 
bei voranſtehe, daß ſie aber mit der Generalprävention und der ſetzungen für die Internierung gemeingefährlicher Verbrecher in 
Vergeltung zu vereinen ſei. Daraus entſteht allerdings ein eigen⸗ Kap. 8 8 3 ſtark geändert. j a 
tümlicher Kompromiß, der z. B. zu einer merkwürdigen zeitlichen Die Schrift kann das eine Gute haben, daß fie zur ent 
Umgrenzung bei den Schutzmaßregeln führt. Der Verf, der Schrift ſchiedeneren Behandlung fremder Rechte, aber dann auch zur Ver⸗ 
ſtellt dieſe Eigenart dar und vergleicht ſie mit der Grundlage des wertung des neueſten Materials anregt. 
ſchweizeriſchen Entwurfs. Für den kritiſchen Betrachter ergibt ſich, Geh. IR. Prof. Dr. W. Mittermaier, Gießen. 


Vernehmung deutſcher ee vor unsländiſchen nicht. Ein ſtillſchweigendes Einverſtändnis kommt bei Vernehmung 
Konſuln ). von deutſchen Staatsangehörigen auch im Einzelfall nicht in Frage.“ 
Es kommt nicht ſelten vor, daß deutſche Reichsangehörige Auswärtiges Amt. 
Ladungen zur Vernehmung als Zeugen vor ausländiſchen Konſuln Im Auftrage: gez. M. 


ee = wird an vielfach 117 dent Giclee d 10 be, 
na em Haager kommen über den Zivilprozeß zuläſſig ſei, 
weil das Deulſche Reich ſich der Vernehmung 721 er Zeugen Vürfen getilgte Strafen bei der Atrafzumeſſung verwer⸗ 
nicht widerſetze (Art. 15 des Haager Abkommens). tet werden? 

„Nach Art. 15 des Haager Abkommens über den Zivilprozeß Dieſe Frage wird von Brandt: JW. 1927, 2686 bejaht. Bei 
v. 17. Juli 1905 (RGBl. 1909, 409) iſt jeder Vertragsſtaat ber Anführung der Rſpr. überſieht jegoch Brandt, daß der 1. StS. 
fugt, Rechtshilfeerſuchen im Ausland durch feine diplomatiſchen oder des NE, durch Urt. v. 16. Juni 1926 (RG. 60, 285 ff.) die Frage 
konſulariſchen Vertreter erledigen zu laſſen, jedoch nur, wenn der im verneinenden Sinne entſchieden hat. Das Urt. führt unter Be 
Staat, in deſſen Gebiet das Erſuchen erledigt werden foll, ſich hier⸗ rufung auf die Begründung des Entw. aus, der 8 5 Abſ. 2 Straf⸗ 
mit durch Vertrag oder ſtillſchweigend einverftanden erklärt. Ein vermZTilg®. v. 9. April 1920 laſſe nicht die Deutung zu, daß jed⸗ 
entſprechender Vertrag beſteht zwiſchen Deutſchland und Italien weder, auch in beſonderen Vorſchriften nicht angedrohte Rechts⸗ 
ꝗ—ä— — nachteil im Falle der Tilgung des entſprechenden Vermerks für den 

1) Mit der vorſtehenden Auskunft iſt nun feſtgeſtellt, daß das Verurteilten in Zukunft ausgeſchloſſen bleiben müſſe. Eine ſolche 
Deutſche Reich, wie das ja bereits ftändige Praxis im Einzelfalle Auslegung widerſpreche dem klaren Wortlaut des Geſetzes. Die Per⸗ 
war, ſich der Vernehmung Deutſcher vor ausländiſchen Konſuln wertung der Vorſtrafen als allgemeiner Erhöhungsgrund verſtoße 
grundſätzlich widerſetzt. daher nicht gegen das Geſetz. 

RA. Dr. Ernſt Frankenſtein, Berlin. RA. Otto Rothbarth, Frankfurt a. M. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geftattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. ©. 


3 vorgenommen werden, ſondern nur aus Gründen 
A. Ordentliche Gerichte. der Preis r 81) 4 eee 
U. v. 1. Okt. 1927; 71/27 I. — Düſſeldorf. u. 
e 6 Abgedr. ZW. 1927, 2005 8 2 
a) Zivilſachen. 2 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Zu 1. Daß ein vereinbarter, auch ſtillſchweigend vereinbarter 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und Zinsſatz nicht heruntergeſetzt zu werden braucht, wenn die allgemeinen 
Juſtizrat BE. Schrömbgens. Verhältniſſe auf dem Geldmarkt ſich ändern, erſcheint an ſich ſelbſt⸗ 


08 1 = . 3 5 verſtändlich. Gegenteilige in der Praxis gelegentlich hervortretende 

* Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ nen find a. und werden 975 9555 RG. zurückgewieſen. 
gerichts abgedruckt. — 7 Anmerkung.] Seine Schranke findet 15 natürlich in ee 

5 j 1 g f Warum das NG, außerdem noch 8 242 und gar 8 317 B. heran⸗ 

ex 1. 9 242 BO B.; 94 Preis Tr BD. l Bei ſt ill zieht, iſt nicht 1155 weiteres zu erſehen. 6245 könnte vielleicht 
ſchweigender Vereinbarung banküblicher Zinſen bei beſonderen perſönlichen Beziehungen der Beteiligten in Betracht 
kann weder aus der Art der Buchung durch den kommen, wie fie hier ja geltend gemacht find. 8 317 betrifft die 
Gläubiger noch aus Billigkeitsgründen eine Veſtimmung der Leiſtung durch einen Dritten. Ob der Tatbeſtand 
Herabſetzung auf einen angemeſſenen Zinsſatz zur Heranziehung Anlaß bot, iſt nicht ohne weiteres erſichtlich, denn 
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2. 88 323, 327, 433 Abi. 1, 440 BGB. Der Käu⸗ 
fer einer geſtohlenen Sache kann Schadenserſatz 
von ſeinem Verkäufer auch dann verlangen, wenn 
er dem Eigentümer die Sache nicht in natura 
herausgegeben, ſondern ihm wegen verſchulde⸗ 
ter Unmöglichkeit der Herausgabe Schadens- 
erſatz geleiſtet hat.] f) 

(u. v. 28. Juni 1927; 4/27 II. — Hamburg.) 

Abgedr. JW. 1927, 26872. 


** 3. 812 BGB.; 816 Un l WG.; Art. 2, 8 Paru⸗ 
Vertr. b. 18. März 1883. Schutz des Namen⸗ und 
Zeichenrechts für eine amerikaniſche Firma.] f) 

Die Bekl. hat die für Konditorwaren eingetragenen Wort⸗ 
zeichen „Eskimo“, „Eskimo Pie“ im Oktober 1924 er⸗ 
worben. Die Kl., die ſeit d. J. 1921 beſtehende amerikaniſche 
Firma „Eskimo Pie Corporation“, die ihren Sitz in Wil⸗ 
mington (Ver. Staaten v. Amerika) hat, ſtellt wie die Bekl. 
Speiſeeis in Schokoladenüberzug her und vertreibt ihr Er⸗ 
zeugnis unter der Bezeichnung „Eskimo Pie“ mittels um⸗ 
fangreicher Reklame in Nordamerika. In Deutſchland beſitzt 
fie bisher weder eine Niederlaſſung, noch werden hier ihre 
Erzeugniſſe vertrieben. Sie hat die Abſicht, hier eine Nieder⸗ 
laſſung zur Herſtellung und zum Vertrieb ihrer Ware zu 
errichten und zu dieſem Zweck ebenfalls i. J. 1925 nach der 
Anmeldung des zweiten Zeichens der Bekl. zu 1 „Eskimo 
Pie“ dieſelben Worte „Eskimo Pie“ zur Eintragung als 
Worenzeichen für Konditorwaren in die Zeichenrolle des 
Reichspatentamts durch einen Berliner Patentanwalt als 
ihren Bevollmächtigten angemeldet. Auf ihre Anmeldung iſt 
wegen der beiden älteren Zeichen der Bekl. vom Reichspatent⸗ 
amt das Widerſpruchsverfahren eröffnet worden. Die Kl. 
behauptet, die Worte „Eskimo Pie“ ſeien für ſie bereits unter 
Nr. 155844 in den Ver. Staaten ſeit d. J. 1921 für Kom 
ditorwaren als Warenzeichen geſchützt. Sie hat mit der Be⸗ 
hauptung, daß ſie eine Korporation nach dem Rechte des 
Staates Delaware ſei, daher Rechtsperſönlichkeit beſitze und 
partei⸗ und prozeßfähig ſei, aus 5 12 BGB., $ 14 Wbz., 
816 UnlWG. i. Verb. m. Art. 2 und 8 Parli Vertr. vom 
18. März 1883 zum Schutze des gewerbl. Eigentums in der 
in Waſhington revidierten Faſſ. v. 2. Juni 1911 (RG Bl. 
1913, 209 ff.) auf Unterlaſſung, auf Löſchung der Waren⸗ 
zeichen „Eskimo“ und „Eskimo Pie“ und des entſprechenden 
Firmenbeſtandteils Klage erhoben, der in den Vorinſtanzen 
entſprochen iſt. Die Rev. der Bekl. iſt zurückgewieſen. Das 
BG. hat zunächſt gemäß 8 56 3 PO. die Parteifähigkeit und 
die Prozeßfähigkeit der Kl., Firma Eskimo Pie Corporation, 
geprüft, und mit Recht nach den Geſetzen ihres Heimats⸗ 
ſtaates beurteilt und bejaht. I. Sämtliche Klageanſprüche ſind 


[Ku.] 


daran könnte man wohl nicht denken, daß das RG. den ſtill⸗ 
ſchweigend vereinbarten Zinsſatz ſo anſähe, als ſei er etwa von 
der Geſamtheit der Banken als von einem Dritten feſtgeſetzt. An 
dem Grundſatz ſelbſt ändern die Einſchränkungen jedenfalls nichts. 
RA. Priv Doz. Dr. M. Leo, Hamburg. 


Zu 2. Das vorſtehende Urteil ſpricht ſür 
ſich ſelbſt. 

Nur dieſe Sätze ſeien herausgehoben, weil ſie für die Geſetzes⸗ 
auslegung allgemein von größter und wegen der nicht immer tadel⸗ 
freien Faſſung gerade neuerer Geſetze gegenwärtigſter Wichtigkeit ſind. 

„über der Formulierung des Geſetzes ſteht ſein leitender Ge⸗ 
danke. Verſagt jene, ſo bleibt dieſer maßgebend und zwingt zur 
Anwendung der Vorſchrift auf einen Fall, der zwar unter den auf⸗ 
gezählten Fällen — ohne erſichtlichen Grund — nicht ausdrücklich auf⸗ 
geführt iſt, deſſen gleiche rechtliche Beurteilung aber, ſei es wegen 
Rechtsähnlichkeit mit einem der aufgezählten Fälle, ſei es — ohne 
dieſen Umweg — wegen unmittelbarer Anwendbarkeit jenes leitenden 
Gedankens des Geſetzes auf ihn geboten iſt. 

Auch dann gilt dieſe Auslegungsregel, wenn, „anſtatt den maß⸗ 
gebenden Grundſat ſelbſt auszuſprechen und der Rſpr. danach die Pru⸗ 
fung und Entſch. zu überlaſſen, welche Fälle in Frage kommen, das 
Geſetz ſelbſt dieſe Fälle (aufzählt) un verkennbar in der Ab⸗ 
ſicht, hiermit nicht Beiſpiele, ſondern eine erſchöp⸗ 
fende Aufzählung zu geben. 


ausgezeichnete 


RA. Dr. Plum, Köln, 


Zu 3. A. Der Eutſch. iſt durchaus beizuſtimmen. Zwar mag 
es auf den erſten Blick befremden, daß inländiſche Unternehmen ſich 
des Gebrauchs eines Namens enthalten ſollen, den ein ausländiſche⸗ 
Unternehmen führt, das zur Zeit keinerlei geſchäftliche Beziehungen 
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ſchon unabhängig von dem ParllVertr. auf Grund des 8 12 
BGB. gegeben. Das Recht des im Auslande wohnenden Aus⸗ 
länders auf Führung des Namens wird gegen Verletzungen 
in Deutſchland in gleicher Weiſe wie das des Inländers nach 
812 BG B. geſchützt, der aber auch das Höchſtmaß des Schutzes 
darſtellt, falls etwa nach dem für dieſes Perſönlichkeitsrecht 
an ſich maßgebenden Perſonalſtatut (Recht des Heimatſtaates) 
ein weitergehender Schutz gewährt fein ſollte (RG. 100, 182, 
beſonders 185 a. E., 186, 187 Gervais⸗ Urteil). Denn das 
BGB. (und das HGB.) gewährt ſeinen Schutz den Angehörigen 
(natürlichen und juriſtiſchen Perſonen) aller Staaten un⸗ 
abhängig davon, ob ſie ihren Wohnſitz bzw. ihre Niederlaſſung 
im Inlande haben und ohne die Vorausſetzung der Gegen⸗ 
ſeitigkeit (vgl. Urt. des erk. Sen. v. 3. März 1905: JW. 
1905, 2372), es ſei denn, daß Deutſchland gegen den betr. 
ausländiſchen Staat etwa die Anwendung eines Vergeltungs⸗ 
rechts nach Art. 31 EGBGB. angeordnet haben ſollte, was 
hier ſelbſtverſtändlich nicht der Fall iſt. Durch 812 BGB. 
wird auch der Handelsname geſchützt. Für juriſtiſche Per⸗ 
ſonen, auch des Handelsrechts, insbeſ. Aktch. (aber auch für 
die GmbH. und für die Off.), iſt dieſer Namensſchutz vom 
NG. anerkannt worden (RG. 74, 114); 78, 102°); 100, 186; 
109, 2138); 114, 90). Die Geſellſchaftsform der Kl. — die 
Corporation nach dem Rechte des Staates Delaware (USA.) 
— ſteht ihrem rechtlichen Charakter nach der deutſchen Aktch. 
am nächſten. Der Namensſchutz des § 12 BGB. gilt für alle 
Arten von Worten — ſeien es Perſonennamen, ſeien es 
Phantaſieworte — die der Firmeninhaber befugterweiſe zur 
Bildung ſeiner Firma verwendet hat. Auch ſchlagwortartige 
Abkürzungen genießen den Schutz des 8 12 BGB., wenn das 
Schlagwort (Name oder Phantaſiebezeichnung) einen weſent⸗ 
lichen Teil des Geſamtnamens bzw. der Geſamtfirmen⸗ 
bezeichnung darſtellt und als Abkürzung dieſer Geſamtbezeich⸗ 
nung die Anerkennung eines nicht ganz unerheblichen Teils 
der in Frage kommenden Verkehrskreiſe gefunden hat. Nun 
iſt, wie das BG. feſtſtellt, und wie ſich überdies von ſelbſt 
verftcht, das Wort „Eskimo“ das einzig eigenartige Wort in 
der Firma der Kl., es iſt das Schlagwort, hinter dem das 
Wort „Pie“ als Sachbezeichnung ohne eigene Unterſcheidungs⸗ 
kraft ganz zurücktritt. Dieſes Wort, das an ſich „Paſtete“ be⸗ 
deutet, wobei aber in den angelſächſiſchen Ländern nicht an 
ein ſehr wertvolles, ſondern nur an ein ganz gewöhnliches 
alltägliches Gebäck zu denken iſt, wird für die hier fragliche, 
aus Eiscreme mit einem Schokoladenüberzug beſtehende Ware 
nur bildlich für Creme gebraucht; es würde in der Ver⸗ 
bindung mit dem Worte „Eskimo“ deshalb wohl am beſten 
mit „Eskimo⸗Brot“ wiedergegeben werden (ähnlich wie die 
Bezeichnung Marzipan⸗Markusbrot für die aus Mandeln und 
Zucker beſtehende, vor Jahrhunderten zuerſt in Venedig auf⸗ 


zum Inlande unterhält, bloß weil ſolche Beziehungen ah ente 
ftehen können, alſo erſt zu einer Zeit, die viel fpäter liegt als der 
Zeitpunkt, in dem die inländiſchen Unternehmen angefangen haben, 
den Namen zu führen bzw. als Zeichen zu gebrauchen. Allein das 
Urt. trifft doch zweifellos das Richtige: An ſich kommt dem aus⸗ 
ländiſchen Unternehmen bez. des Gebrauchs des Nantens „Eskimo“ die 
Priorität zu. Es hat die inländiſchen Geſchäftsbetriebe in keiner 
Weiſe zum Gebrauch des Namens ermächtigt; dieſer erfolgt daher 
unbefugt“. Es fragt ſich alſo nur, ob im Sinne des 8 12 BG. 
durch den Gebrauch des Namens ſeitens der inländiſchen Unternehmen 
das Sutereffe der amerikaniſchen Firma verletzt wird und ob i. S. 
von 8 16 Unl Wg. dieſer Gebrauch geeignet iſt, Verwechſelungen der 
inländiſchen Geſchäftsbetriebe mit der amerikaniſchen Firma hervor⸗ 
zurufen. Dieſe Fragen werden in dem Urt. mit Recht bejaht; denn 
es kann dem ausländiſchen Unternehmen unmöglich verſagt ſein, ſeinen 
Geſchäftsbetrieb auf das Gebiet des Deutſchen Reiches zu erſtrecken. 
Sobald dies aber geſchieht — und es iſt feſtgeſtellt, daß es unmittel⸗ 
bar bevorſteht —, bringt der Gebrauch des Namens ſeitens der in» 
ländiſchen Geſchäſtsbetriebe unbedingt eine Verletzung der Intereſſen 
der urſprünglichen Namensträgerin und die Gefahr der Verwechſelung 
der inländischen Geſchäfte mit dem amerikaniſchen mit ſich. Mit 
Recht iſt daher der Klage auf Unterlaſſung des weiteren Gebrauchs 
des Namens und auf Löſchung des den Namen enthaltenden Waren⸗ 
zeichens ſtattgegeben worden. 
Geh. Rat Prof. Dr. Allfeld, Erlangen. 


B. Eine höchſt dankenswerte, überaus wichtige 
Entſch: Sie bringt eine grundlegend bedeutſame Erweiterung des 
Begriffs „Intereſſe“ (i. S. des 812 BGB.). Bisher war — an 


3) JW. 1910, 799. 888. 1912, 302. ) 88. 1926, 367. 
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gekommene Leckerei, in der die Silbe pan (lat. panis, ital. 
pane] auch nur bildlich gebraucht wird). Mag auch das Wort 
„Eskimo“ in verſchiedenen Wortverbindungen, z. B. Eskimo⸗ 
Stoffe, Eskimo⸗Eisſchränke u. dgl. im Geſchäftsleben als Hin⸗ 
weis auf große Kälte und als Bezeichnung von Mitteln zu 
ihrer Bekämpfung hier und da verwendet werden, ſo hat dieſes 
Wort doch keineswegs die erforderliche Individualiſierungs⸗ 
kraft, d. h. die Fähigkeit, auf ein beſtimmtes geſchäftliches Unter⸗ 
nehmen bezogen zu werden, verloren. Die Bekl., der die Auf⸗ 
faſſung des Verkehrs geläufig iſt, hat es ſich ja auch ſelbſt 
als Warenzeichen und als Firmenbeſtandteil eintragen laſſen 
und verwenden es ſtändig in ihren Reklamen für ihren Eis⸗ 
ereme zur Bezeichnung ihrer Ware. Das gleiche iſt der Fall 
bezüglich der Wortverbindung „Eskimo⸗Pie“. Dieſer Gebrauch 
geſchieht unbefugt, d. h. objektiv rechtswidrig. Unbefugt i. S. 
von § 12 BGB. iſt der Gebrauch des Namens eines anderen 
oder eines unterſcheidenden Beſtandteils dieſes Namens ſchon 
dann, wenn er im geſchäftlichen Verkehr Verwechſelungen her⸗ 
beizuführen geeignet iſt. Dafür genügt, daß — ebenſo wie 
im Falle des $ 16 Unl WG. — innerhalb nicht ganz unerheb- 
licher Verkehrskreiſe in Deutſchland Beziehungen zwiſchen dem 
die Priorität der Ingebrauchnahme beſitzenden Namensträger, 
d. i. der Kl., deren Firma ſeit d. J. 1921 beſteht, und den 
e dieſes Namens, d. i. der Bekl., die Zeichenſchutz für 
die Worte „Eskimo“ und „Eskimo-Pie“ i. J. 1924 erworben 
hat, angenommen werden könnten (RG. 114, 90 ff. [Neuer- 
burg-Sache]; Urt. des erk. Sen. in JW. 1926, 1435 i. S. 
Mittelland Gummiwerke AktG. w. Mittelland Kanalſchiffahrt 
Gmbß.). Anderenfalls würde es auch an der für 8 12 BGB. 
erforderlichen Intereſſenverletzung fehlen. Die Möglichkeit der 
Annahme einer Verwechſelungsgefahr jener Art in deutſchen 
Verkehrskreiſen hat aber zur erſten Vorausſetzung, daß das 
Beſtehen der Firma der Kl. einem nicht ganz unerheblichen 
Teil des in Frage kommenden deutſchen Publikums überhaupt 
bekannt iſt. Daß die beteiligten Verkehrskreiſe, d. h. ein nicht 
ganz unerheblicher Teil des kaufenden Publikums, auf Grund 
der bedeutenden Reklame der Kl. ſich daran gewöhnt haben, 
in den Worten „Eskimo⸗Pie“ und „Eskimo“ (allein) einen 
Hinweis auf die Kl. zu erblicken, kann man zwar für deren 
wirtſchaftliches Gebiet in Nordamerika vom BG. als feſt⸗ 
geſtellt anſehen, nicht aber für Deutſchland. Gerade auf das 
Fehlen einer dahingehenden Feſtſtellung ſtützt ſich die Rev., 
die mit Nachdruck geltend macht, daß in Deutſchland niemand 
die Kl. kenne, und daß infolge der ſtarken Reklame der Bekl. 
die beteiligten Verkehrskreiſe beim Anblick der fraglichen Worte 
„Eskimo⸗Pie“ und „Eskimo“ an die Bekl. und deren Ware 
denken. Denn die Kl. habe nach der Feſtſtellung des BG. 
ihre Ware bisher niemals in Deutſchland feilgehalten, daher 
auch niemals für ihre Ware hier Reklame gemacht. Aber die 
Betrachtungsweiſe der Rev. wird der Sache nicht gerecht. 
Auch wenn es ſich um eine deutſche Firma mit dem Sitz in 
Deutſchland handeln würde, wäre ihr Namensſchutz nicht auf 
die Gegend beſchränkt, in der ſich ihr Betrieb zuerſt entfaltete, 
vielmehr mußte auf die Möglichkeit künftiger Ausdehnung 
Rückſicht genommen werden. Dieſer Grundſatz findet, wenn 
es ſich um den Anſpruch auf Schutz des Firmennamens einer 
im Auslande anſäſſigen Firma handelt, die bisher ihre Ware 
in Deutſchland nicht vertrieben hat, aber dies zu tun be⸗ 
abſichtigt, mit Bezug auf das Inland entſprechende Anwen⸗ 
dung. Es muß danach, um, wie erforderlich, die Worte 
„Eskimo⸗Pie“ und „Eskimo“ zum Hinweis auf die Firma der 
Kl. in Kreiſen des beteiligten deutſchen Verbraucherpublikums 
werden zu laſſen, genügen, wenn der Träger des fremden 
Namens ſeine Abſicht, das Unternehmen auch in Deutſchland 
zu betreiben, an den Tag gelegt hat derart, daß dieſe Abſicht 
bereits greifbare Form angenommen hat. Das iſt hier durch 
die unſtreitig erfolgte Warenzeichenanmeldung der Kl. beim 


ſich durchaus mit Recht — angenommen worden, daß ein „Intereſſe“ 
nicht vorliege, wenn einer Bezeichnung die inländiſche Verkehrs⸗ 
geltung fehlt, ſo daß alſo in Deutſchland überhaupt keine Be⸗ 
ziehungen vermutet werden zwiſchen dem ausländiſchen Namensträger 
und dem inländiſchen Benutzer dieſes Namens. (Hier fehlt es dann 
auch an dem Tatbeſtandsmerkmal „Unbefugter Gebrauch des gleichen 
Namens“.) Nach dem obigen Urt. ſoll ein „Intereſſe“ vorhanden 
ſein, wenn der Namensträger durch beſtimmte Vorkehrungen ſchon 
eine Anwartſchaft auf die inländiſche Verkehrsgeltung der frag⸗ 
lichen Bezeichnung erlangt hat. Dieſe Anwartſchaft (ein Ausdruck, 
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deutſchen Patentamt geſchehen. Geht man aber hiervon aus 
und berückſichtigt man weiter, daß die oben dargelegte geringe 
Bedeutung des Wortes „Pie“ im Vergleich zu dem anderen 
Firmenbeſtandteil „Eskimo“ bei der großen Verbreitung der 
Elementarkenntniſſe der engliſchen Sprache in Deutſchland in 
weiten Kreiſen des dann in Betracht kommenden deutſchen 
Publikums alsbald erkannt und ſich deshalb auch bei dieſem 
das Wort „Eskimo“ als ſchlagwortartige Abkürzung der 
Firma der Kl. ſehr ſchnell durchſetzen wird, ſo wird man ein 
ſtarkes wirtſchaftliches Intereſſe der Kl. als Namensträgerin 
an dem Verbote des unbefugten Gebrauchs ihres vollen 
Firmennamens und deſſen ſchlagwortartigen Beſtandteils 
durch die Bekl. anerkennen müſſen. Denn einmal wäre ihr 
der deutſche Markt infolge der in Deutſchland eingetragenen 
Warenzeichen „Eskimo“ und „Eskimo⸗Pie“ für die gleiche 
Warenart und infolge des in der Firmenbezeichnung ihrer 
Konkurrentin befindlichen Firmenbeſtandteils „Eskimo“ und 
der gleichen Bezeichnung der Ware verſchloſſen. Weiter wäre 
die Kl. aber auch der Gefahr ausgeſetzt, daß bei einem Teil 
der in Betracht kommenden Verkehrskreiſe das Beſtehen ge⸗ 
ſchäftlicher Beziehungen zwiſchen ihr und der Bekl. ange⸗ 
nommen würde. Dieſe Annahme könnte für ſie durchaus 
unerwünſcht ſein, da ſie weder auf die Güte der Erzeugniſſe 
der Bekl. noch auf ihre ſonſtige Geſchäftsführung irgendwelchen 
Einfluß hätte. Sie braucht ſich ſchon deshalb die Benutzung 
ihres Firmennamens durch die Bekl. nicht gefallen zu laſſen 
(RG. 109, 213 „Kwatta“⸗Urteil; RG. 108, 2734) „Merz“ 
Urteil; RG. 114, 90 „Neuerburg“-Urteil und andere Entſch. 
des erk. Sen.). Hiernach ſind ſämtliche Klageanſprüche aus 812 
BGB. ohne Heranziehung des Par Vertr. begründet. Im 
einzelnen ift noch zu bemerken: Die Gewährung des Löſchungs⸗ 
anſpruchs in Fällen wie dem vorliegenden iſt nach der ſtän⸗ 
digen Rſpr. des erk. Sen. nur die folgerichtige Durchführung 
des im $ 12 BGB. (ebenjo in $ 16 Unl WG., 8 12 WbzG., 
81 UnlWG.) vom Geſetz ausdrücklich nur genannten Unter⸗ 
laſſungsanſpruchs, weil durch die Eintragung der mit dem 
Firmennamen bzw. einem ſchlagwortartigen Beſtandteil des 
letzteren gleichlautenden Warenzeichen und des Firmenbeſtand⸗ 
teils ein Zuſtand geſchaffen iſt, dem nur durch eine ent⸗ 
ſprechende Löſchung wirkſam entgegengetreten werden kann 
(vgl. R.: JW. 1905, 410; RG. 95, 292 ff.; ferner Urt. des 
erk. Sen. v. 9. Febr. 1926, II 251/255), v. 11. Juni 1926, 
II 510/556), v. 15. Okt. 1926, II 577/25). Auch der Klage⸗ 
anſpruch auf Verzicht der Sperrfriſt des 8 4 Abſ. 3 WbzG. 
bezüglich der beiden Warenzeichen iſt gerechtfertigt. Denn die 
dem Schutze des letzten Zeicheninhabers dienende Beſtimmung 
kommt nicht zur Anwendung, wenn — wie hier — die Zeichen 
wegen Identität mit der vollen Firma bzw. mit einem 
ſchlagwortartigen Beſtandteil derſelben gemäß 8 12 BGB. 
(oder § 16 UnlWG.) der Löſchung verfallen. Endlich kann 
der Rev. nicht zugegeben werden, daß ein Verbot der Ver⸗ 
wendung des Wortes „Eskimo“ dem Klageantrage gemäß 
für „Konditorwaren“ und in bezug auf dieſe zu weit gehe, 
weil dieſe nicht ſämtlich als dem von der Kl. hergeſtellten 
und vertriebenen Speiſeeis mit Schokoladenüberzug gleich 
oder gleichartig anzuſehen ſeien. Der Geſichtspunkt der Gleich⸗ 
heit oder Gleichartigkeit der beiderſeits vertriebenen und ge⸗ 
kennzeichneten Waren würde nur für $ 14 Wbz 6. in Betracht 
kommen, für 8 12 BGB. ſpielt er dagegen keine Rolle. Es 
genügt vielmehr, da der Namensſchutz abſolut wirkt, daß 
im Verkehr die Verwendung des betr. Wortes als Hinweis auf 
den Namensträger aufgefaßt werden kann, wenn auch nur in 
dem Sinne, daß — wie oben dargelegt — das Beſtehen von 
Beziehungen zu ihm angenommen werden könnte. Einer 
Gleichheit oder Gleichartigkeit der beiderſeits vertriebenen 
Waren bedarf es hierfür nicht. Nach alledem ſind ſämtliche 
Klageanſprüche ſchon aus 8 12 BGB. gegeben. II. Zu dem 


der in dem obigen Urt. nicht gebraucht wird) ſoll ſich daraus her⸗ 
leiten, daß die amerikaniſche Kl. den deutſchen Warenzeichenſchutz 
beantragt hat. (Auch darin würde z. B. eine Auwartſchaft zu finden 
ſein, daß der Namensträger ſeine Ware unter der fraglichen Bezeich⸗ 
nung auch in anderen Ländern einzuführen begonnen oder ſonſtige 
Maßnahmen zur Erlangung der internationalen Verkehrsgeltung ge⸗ 
troffen hat.) Hiernach ſoll „auf die Möglichkeit künftiger 
Ausdehnung Rückſicht genommen werden“, ein Grundſatz, der 
ſchon anerkannt iſt für den 8 16 Unl WG. hinſichtlich der Frage der 


) JW. 1924, 1369. ) JW. 1926, 1335. ) JW. 1927, 106. 


56. Jahrg. 1927 Heft 52/53 Rechtſprechung 


gleichen Ergebnis gelangt man bei Anwendung des Pariſer 
Unionsvertrages. Der Heranziehung dieſer Beſtimmungen 
bedarf es behufs Beurteilung aus 8 12 BGB. nicht, wohl 
aber auf Grund des § 16 UnlWG., da die Kl. ihre 
Hauptniederlaſſung nicht im Inlande, ſondern in Wilming⸗ 
ton (Staat Delaware, USA.) hat. Denn der das Er⸗ 
fordernis der Gegenſeitigkeit des Schutzes vor unlauterem 
Wettbewerb enthaltende 8 28 UnlWG. wird nach der all⸗ 
gemeinen Verbürgung der Gegenſeitigkeit zwiſchen allen Ver⸗ 
bandsſtaaten durch Art. 2 und 10b Par ll Vertr. nur noch 
da praktiſch, wo die Beſtimmungen des ParlI Vertr. (oder des 
VerfV.) nicht Platz greifen (Roſenthal N. 1 zu 8 28 S. 418 
oben). Durch Art. 2 Parll Vertr. werden die Angehörigen 
ſämtlicher Verbandsſtaaten in bezug auf die Gewährung des 
Schutzes u. a. für ihren Handelsnamen mit den eigenen 
Staatsangehörigen des einzelnen Verbandsſtaates, in dem 
der Rechtsſchutz beanſprucht wird, gleichgeſtellt, unabhängig 
davon, ob jene einen Wohnſitz oder eine Niederlaſſung in 
dem Staate, in dem der Schutz beanſprucht wird, beſitzen. 
Art. 8 verlangt von allen Verbandsſtaaten einen beſonderen 
Schutz des Handelsnamens, ohne daß der Staat, in dem 
der Schutz beanſprucht wird, eine Eintragung fordern darf. 
Was unter Handelsnamen zu verſtehen ift, beſtimmt ſich nach 
dem Rechte des Heimatſtaates. Es iſt in erſter Linie die 
Firma, d. h. der Name, unter dem der Kaufmann ſeine Ge⸗ 
ſchäfte betreibt. Der Schutzumfang richtet ſich für verbands⸗ 
angehörige Ausländer nach dem Rechte des Verbandsſtaates, 
in dem der Schutz beanſprucht wird. Die Kl. genießt daher, 
wie das BG. zutreffend annimmt, als juriſtiſche Perſon des 
Handelsrechts nach dem Rechte des Staates Delaware (USA.) 
für ihren Handelsnamen in Deutſchland den gleichen Schutz 
wie eine deutſche juriſtiſche Perſon des Handelsrechts, insbeſ. 
die ihrem rechtlichen Charakter nach der Corporation des 
Rechts jenes Staates am nächſten ſtehende AO. Daß dieſer 
Schutz nach deutſchem Recht in erſter Linie durch 8 12 BGB. 
gewährt wird, ift bereits oben in Ziff. dargelegt. Gleichen 
Schutz gewährt 8 16 Unl WG., auf den ſich die Kl. ebenfalls 
beruft. Auch hier entſteht der Schutz der Firma durch die 
Priorität der Ingebrauchnahme. Auch hier wird nur un⸗ 
befugtes, d. h. objektiv rechtswidriges Handeln gefordert. Un⸗ 
befugt handelt, wer durch die Benutzung eines Namens oder 
einer Firma im geſchäftlichen Verkehr die Gefahr der Ver⸗ 
wechſelung mit dem älteren Namen oder der älteren Firma 
hervorruft. Wie nach 8 12 BGB., fo genügt nach 8 16 Unl⸗ 
WG. hierfür, daß bei einem nicht ganz unerheblichen Teil der 
Verkehrskreiſe die Meinung hervorgerufen werden könnte, 
es beſtänden — geſchäftliche oder perſönliche — Beziehungen 
zwiſchen den Inhabern der jüngeren und der älteren Firma. 
Schon die Möglichkeit einer Annahme ſolcher Beziehungen zur 
jüngeren Firma braucht ſich die ältere nicht gefallen zu laſſen, 
da ſie keinen Einfluß auf die Herſtellung der Ware und auf 
die kaufmänniſche Geſchäftsführung der jüngeren Firma hat. 
Aber die Möglichkeit, daß ſolche Beziehungen zwiſchen den 
beiderſeitigen Firmen vermutet werden könnten, ſowie die 
Möglichkeit einer eigentlichen Verwechſelungsgefahr beider ſetzt 
voraus, daß fie nicht ganz unerheblichen Teilen des in Be⸗ 
tracht kommenden Publitums in gewiſſem Umfange bekannt 
find. Deshalb gilt auch hier, was oben (Ziff. I) geſagt iſt zur 
Rüge der Rev., daß nach der Feſtſtellung des BG. in den 
Worten „Eskimo⸗Pie“ und „Eskimo“ nur in Kreiſen des als 
Abnehmer der Ware der Kl. in Betracht kommenden ameri⸗ 
kaniſchen Publikums ein Hinweis auf die Kl. erblickt werde, 
daß eine gleiche Feſtſtellung für Deutſchland aber fehle, hier 
auch niemand die Kl. und ihre Ware kenne. Denn da die 
Kl. nach dem Grundſatz der Par U. nur den gleichen, nicht aber 
einen ſtärkeren Schutz gegen Verletzung ihres Handelsnamens 
in Deutſchland genießt wie eine deutſche AktG., jo muß auch 


Verwechſlungsmöglichkeit (RG. 108, 275 = JW 1924, 1369; RG.: 
Mu W. 22, 121; OLG. Hamburg: OLGRſpr. 1911, 396). Der 812 
BGB. ſteht alſo fortan ebenfalls zur Verfügung, wenn „der Eintritt 
der den Schutz begründenden tatſächlichen Verhältniſſe demnächſt 
mit hoher Wahrſcheinlichkeit zu erwarten i ſt“. 

Der 2. Sen. des NÖ. hat in zielbewußter Rſpr, allmahlich den 
8 12 BGB. ausgebaut und ihm einen Machtbereich gegeben, der für 
eine der bedeutſamſten Gruppen der Wettbewerbsfälle die Heran⸗ 
ziehung des ganzen UnlWG. überflüſſig macht. Auf Grund des 8 12 
BGB. wird das einen Betrieb kennzeichnende Schlagwort (ſei es 
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bei Berückſichtigung der Parll. die Vorausſetzung für die 
Möglichkeit einer Verwechſelungsgefahr in dem oben erörterten 
Sinne in Deutſchland gegeben ſein, auch wenn nach Art. 2 
Barußertr. die Niederlaſſung der Kl. hierſelbſt nicht gefordert 
werden kann. Es würde daher nicht genügen, wenn die Kl., 
die unſtreitig nicht ein auf dem Weltmarkt in weiten Kreiſen 
des Publikums bekanntes großes Unternehmen darſtellt, ſich 
einfach auf das Beſtehen ihrer Firma in Amerika und deren 
dortige Einführung bei dem in Frage kommenden Publikum 
berufen würde. Doch ift der oben ſchon für eine deutſche 
Firma mit dem Sitz in Deutſchland ausgeſprochene Saß, daß 
ihr Namensſchutz nicht auf die Gegend beſchränkt ſei, in der 
ſich ihr Betrieb zuerſt entfaltete, vielmehr auf die Möglichkeit 
künftiger Ausdehnung Rückſicht genommen werden müſſe, bei 
Anwendung des Art. 8 ParlVertr. ganz beſonders im Auge 
zu behalten. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß der Name der 
fremden Firma zunächſt in ihrem Heimatlande bekannt wird. 
Wollte man ihm in den Verbandsländern, ſolange er nicht 
auch dort dem Publikum geläufig geworden iſt, den Schutz 
verſagen, fo würde der Zweck des Art. 8 ParllVertr. ver 
eitelt werden. Bei der Auslegung der Bari. iſt davon aus⸗ 
zugehen, daß ſich die Verhältniſſe jeden Augenblick ändern 
können, und daß mit dem durchgreifenden Schuß des Art. 8 
auch für die Zukunft Sorge getragen wird. Die den Schutz 
begründenden tatſächlichen Verhältniſſe brauchen daher noch 
nicht in dem Zeitpunkte, in dem der Anſpruch von dem Aus⸗ 
länder geltend gemacht wird in Deutſchland, völlig abge⸗ 
ſchloſſen vorzuliegen, ſofern nur ihr Eintritt demnächſt mit 
hoher Wahrſcheinlichkeit zu erwarten iſt. Es muß daher, um 
die von der Rev. vermißten Beziehungen innerhalb nicht ganz 
unerheblicher Verkehrskreiſe des deutſchen Publikums zwi⸗ 
ſchen den Worten „Eskimo⸗Pie“, „Eskimo“ und der Kl. an⸗ 
zunehmen, genügen, wenn der Träger des fremden Namens 
ſeine Abſicht, das Unternehmen auch in dem Verbandslande 
zu betreiben, an den Tag gelegt hat derart, daß dieſe Abſicht 
bereits greifbare Form angenommen hat. Das iſt, wie be⸗ 
reits oben bemerkt, hier durch die unſtreitig erfolgte Waren⸗ 
zeichenanmeldung der Kl. beim deutſchen Patentamt unzwei⸗ 
deutig geſchehen. Nun ſollte aber durch Art. 8 Par! Vertr. 
nicht nur die Firma als ſolche, ſondern auch ihr ſchlagwort⸗ 
artiger Beſtandteil geſchützt ſein. Der Schuß, der ſich nur auf 
den genauen Wortlaut der Firma beſchränken würde, aber 
ähnliche Faſſungen oder ſchlagwortartige Beſtandteile der 
Firma frei ließe, würde keinen Wert haben. Die gegenteilige 
Auffaſſung der Rev. würde zu dem Ergebnis führen, daß 
ſich in Deutſchland z. B. eine Geſellſchaft mit der Firma 
„Eskimo“ GmbH. auftun könnte, die mit den gleichen Waren 
wie die Kl. (oder auch mit anderen) Handel treiben könnte. 
Daß ſolche Möglichkeiten durch Art. 8 nach dem Willen der 
Vertragſchließenden verhindert werden ſollen, und der Schutz 
des Handelsnamens ſich auch auf feine ſchlagwortartigen Be⸗ 
ſtandteile und auf verwechſelbare Bezeichnungen erſtrecken 
ſollte, wie das nach 8 12 BGB. und 8 16 Unl WG. ſchon 
Rechtens iſt, liegt auf der Hand. Es gelten daher auch hier 
(Art. 8 Parl Vertr.) die obigen Ausführungen (Ziff. 1) über 
den ſchlagwortartigen Charakter des Firmenbeſtandteils „Es⸗ 
kimo“ gegenüber dem anderen nur eine farbloſe Sachbezeich⸗ 
nung darſtellenden Firmenbeſtandteil „Pie“, und zwar nicht 
nur nach der Auffaſſung des in Betracht kommenden ameri⸗ 
kaniſchen Publikums, ſondern auch nicht ganz unbedeutender 
Teile der deutſchen Verkehrskreiſe. Auf gleichem Standpunkt 
ſteht auch die Rſpr. der Verbandsſtaaten, wie ſich aus einer 
Anzahl von in der „Propriété Industrielle“ veröffentlichten 
Entſch. ergibt, z. B. Jahrgang 1915 S. 9, wo durch den 
höchſten Gerichtshof von Kuba die Verpflichtung zur Löſchung 
einer dort eingetragenen und in beſtimmter Form zu ver⸗ 
wendenden Marke, beſtehend aus den drei Buchſtaben A. E. G., 


ein Familienname oder eine als Phantaſiewort die Firma oder 
Ware des Betriebes kennzeichnende Benennung) denkbar umfaſſend 
geſchützt. Entſcheidend ſoll fein ausſchließlich das wohlerworbene 
Recht, alſo die materielle Befugnis: Wer zuerſt die Berechtigung 
an dem fraglichen Schlag⸗ und Kennwort erlangt hat, kaun ti 
gegen jede Benutzung dieſes Wortes wehren, die den Anſchein er⸗ 
weckt, als ob Beziehungen beſtänden zwiſchen ihm und dem 
Nachberechtigten. Damit wird ein ſo ſchlicht⸗großzügiger und ſo weit⸗ 
geſpannter Schutz gewährt, daß die Beſtrebungen zur Schaffung des 
ſog. „Firmenzeichens“ ihren Boden verloren haben. Die deutſche 
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für elektriſche Lampen und das Verbot der Benutzung dieſer 
drei Buchſtaben ausgefprochen iſt mit der Begründung, daß 
dieſe die in weiten Verkehrskreiſen — und zwar wie an⸗ 
zunehmen iſt: Deutſchlands — anerkannte Abkürzung der 
Firma der — auch in Kuba eine Vertretung beſitzenden und 
daher dort bereits ihre Waren vertreibenden — Allgemeinen 
Elektrizitäts⸗Geſellſchaft in Berlin ſei. Ferner iſt (ogl. da⸗ 
ſelbſt 1906 S. 180) von dem Patentamt in Kuba, geſtützt auf 
Art. 8 Parll Vertr., auf Antrag der nordamerikaniſchen Firma 
Manhattan Shirt Co. die für eine Herrenhemden herſtellende 
und vertreibende Firma in Kuba für dieſe Waren eingetragene 
Fabrikmarke „Manhattan“ gelöſcht. Der Grund für die 
Löſchung, des in dieſem Falle nicht näher angegeben iſt, liegt 
vorausſichtlich in dem Umſtand, daß der Firmenbeftandteil 
„Manhattan“ ein allgemein bekanntes Wort darſtellt, das 
ſchon aus dieſem Grunde als Hinweis auf die nordamerika⸗ 
niſche Firma geläufig erſcheint, auch ohne daß dieſe — wie es 
ſcheint — in Kuba ſelbſt ihre Waren vertreibt. Weiter iſt 
durch das Urteil des erk. Sen. in RG. 109, 2137) der dort 
klagenden niederländiſchen Firma für ihren ſchlagwortartigen 
Firmenbeſtandteil „Kwatta“ Firmenſchutz gewährt gegenüber 
Verletzungen durch Eintragung dieſes Wortes ſeitens einer in 
Deutſchland anſäſſigen (mit anderen Waren handelnden) Firma 
als Warenzeichen in der deutſchen Zeichenrolle und durch Ge⸗ 
brauch dieſes Wortes zur Bezeichnung von Waren und in 
bezug auf ſolche. Denn das Wort „Kwatta“ iſt als Firmen⸗ 
beſtandteil der niederländiſchen Firma auf Grund des Ver⸗ 
triebes ihrer Ware (Schokolade) unter dieſer Marke in Deutſch⸗ 
land in den erſten Jahren nach Kriegsende weiten Kreiſen des 
deutſchen Publikums noch bekannt und beſitzt nach der Auf⸗ 
faſſung dieſer Kreiſe ſchlagwortartigen Charakter als Hinweis 
auf die niederländiſche Firma, wie in dem zit. Urteil dar⸗ 
gelegt iſt. Dies Urteil ſtützt ſich allerdings nur auf § 12 
BGB. Der Firmenſchutz, den die Kl. auf Grund der Art. 2 
und 8 Par! Vertr. i. Verb. m. $ 16 UnlWG. in Deutſchland 
genießt, beſchränkt ſich daher nicht nur auf ihre volle Firma 
„Eskimo⸗Pie“ Corporation, ſondern erſtreckt ſich auch auf ihren 
ſchlagwortartigen Firmenbeſtandteil „Eskimo“. Da die Kl 
die Priorität beſitzt, ſo iſt der Gebrauch der von ihr be⸗ 
anſtandeten gleichlautenden Worte „Eskimo⸗Pie“ und „Es⸗ 
kimo“ ſeitens der Bekl. als Warenzeichen, Firmenbeſtandteil, 
Warenbezeichnung und zu Reklamezwecken unbefugt i. S. des 
816 UnlWG. i. Verb. m. Art. 8 Parll Vertr. Sämtliche Klage 
anſprüche ſind daher auch aus dieſen rechtlichen Geſichts⸗ 
punkten begründet. 
(U. v. 3. Juni 1927; 346/26 II. — Berlin.) [Ku.] 


4. 818 Ab ſ. 2 VVG. Wirkung der falſch, aber 
nicht argliſtig abgegebenen Erklärung des Ver⸗ 
ſicherten über ſeinen Geſundheitszuſtand.] 

1. Die Bekl. iſt vom Vertrage zurückgetreten, weil D. 
bei Abſchluß der Verſicherung verſchwiegen habe, daß er ſeit 
ſeiner letzten vertrauensärztlichen Unterſuchung an einer 
Drüſengeſchwulſt am Halſe erheblich erkrankt war. Sie hält 
daher ein Rücktrittsrecht aus 8 8 Abſ. 1 Satz 1 der Allg⸗ 
VerſBed. für begründet. Das BG. hat dieſe Meinung ver⸗ 
worfen, weil die Ausnahmevorſchrift des Satzes 2 a. a. O 
Platz greife: nur im Falle argliſtiger Verſchweigung 
dürfe die Bank zurücktreten, da es ſich um das Verſchweigen 
eines Umſtandes handle, nach dem D. nicht ausdrücklich 


Jurisprudenz macht ſich allmählich frei von den beengenden Feſſeln 
der Kaſuiſtiſch abſchweifenden Spezialgeſetze. In JW. 1910, 1 habe ich 
auf die Vormachtſtellung der „allgemeinen, umfaſſenden Beſtim⸗ 
mungen des BGB.“ hingewieſen und betont, daß man mit ihnen 
„ein gewaltiges, bisher unzugängliches Gebiet zu erſchließen ver⸗ 
mag, wodurch eine Fülle kaſuiſtiſcher Einzelregelungen der den ge⸗ 
werblichen Rechtsſchutz betreffenden Geſetze entbehrlich wird“: „Ein 
Triumph weiſer Rechtsanwendung, klarer Verein⸗ 
fachung des Geſetzes materials; ein Aufſteigen zu 
der reinen Höhe einheitlicher, große Gebiete be⸗ 
herrſchender Rechtsgruündſätze.“ Allmählich nähert ſich die 
Judikatur des 1. u. 2. 8 S. des RG. dieſer Entwicklungsſtufe: Das 
Erreichen eines ganz hohen Zieles prägt ſich aus in dem einfachen 
Satz des obigen Urt.: „Sämtliche Klageanſprüche find aus 8 12 BGB. 
ohne Heranziehung der Pariſer Union begründet.“ 
RA. Dr. Alfred Roſenthal, Berlin⸗Dahlem. 


) JW. 1926, 367. 
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ſchriftlich gefragt ſei. Die Rev. hält dieſe Auslegung des 
8 8 für rechtsirrig. Sie verweiſt auf § 18 Abſ. 2 VVG., 
nach dem eine Beſchränkung des Rücktrittsrechtes des Ver⸗ 
ſicherers auf den Fall des argliſtigen Verſchweigens nur 
dann erfolge, wenn der Verſicherungsnehmer die Gefahr⸗ 
umſtände an der Hand eines ausführlichen Fragebogens, wie 
er bei dem erſten Verſicherungsantrage des D. benutzt ſei, 
anzuzeigen hatte, eine Vorausſetzung, die im vorliegenden 
Falle nicht zutreffe, und meint, § 8 enthalte nur eine kürzere 
Faſſung der geſetzlichen Beſtimmung (8 18 Abf. 2), von dem 
fie inhaltlich nicht abweiche. Wenn nun auch 8 18 VVG. zur 
Auslegung des 8 8 der AllgVerſBed. herangezogen werden 
kann, ſo können daraus doch nur Schlüſſe auf die Willens⸗ 
richtung der Bekl., die die Bedingungen in Anlehnung an 
das Geſetz verfaßt hat, gezogen werden. Maßgebend für den 
Inhalt des abgeſchloſſenen Vertrages iſt aber nicht, welchen 
Inhalt die Bekl. ihrer Erklärung geben wollte, ſondern wie 
der Verſicherungsnehmer die Erklärung verſtehen durfte und 
verſtanden hat. Es kommt alſo auf den objektiven Sinn und 
Wortlaut der Verſicherungsbedingungen an, und dieſe bieten 
keinen Anlaß dafür, daß neben ihnen hinſichtlich der von 
ihnen geregelten Fragen des VVG. Anwendung finden ſoll. 
Insbeſ. läßt 8 8 Abſ. 1 der Allg VerſBed. nicht erkennen, daß 
neben ihm § 18 Abſ. 2 VVG. für die Vorausſetzungen des 
Rücktrittsrechtes des Verſicherers gelten ſollte. Vielmehr iſt 
mit dem BG. davon auszugehen, daß 8 8 eine völlige Rege⸗ 
lung des Rücktritts des Verſicherers wegen unrichtiger An⸗ 
gaben des Verſicherungsnehmers treffen will. Soweit ſeine 
Beſtimmungen eine zuläſſige Anderung des Geſetzes ergeben, 
hat die Anwendung des Geſetzes zu unterbleiben. Gegen die 
Annahme, daß zugunſten des Verſicherungsnehmers von den 
Vorſchriften des 8 18 VVG. abgewichen werden kann, be⸗ 
ſtehen aber keine Bedenken (8 31 VVG. ). — 2. Weiter wendet 
ſich die Rev. gegen die Anſicht des BG., daß D. nicht ſchrift⸗ 
lich nach dem verſchwiegenen Umſtande gefragt worden fet. 
Sie findet dieſe Befragung in dem Verlangen der Bekl., das 
Antragsformular mit dem Vordrucke: „Der Wahrheit gemäß 
erkläre ich, daß ich ſeit meiner letzten vertrauensärztlichen 
Unterſuchung oder, falls eine ſolche nicht ſtattgefunden hat, 
ſeit der letzten Antragſtellung weder krank geweſen noch körper⸗ 
lich verletzt worden bin, noch meines Wiſſens ſonſt eine nach⸗ 
teilige Veränderung in meinem Geſundheitszuſtande erlitten 
habe,“ zu unterſchreiben. Auch dieſe Rüge geht fehl. Eine 
„ausdrückliche ſchriftliche Frage“, wie fie der $ 8 verlangt, 
liegt in der Vorlage des Antragsformulars zur Unterſchrift 
nicht. Das BG. ſtellt feſt, daß dem obigen Vordruck in dem 
Formular vier Fragen vorausgingen, neben denen Raum für 
die Antworten gelaſſen ſei, und daß ſich von dieſen die vor⸗ 
gedruckte einſeitige Erklärung deutlich abhebe, und führt zu⸗ 
treffend aus, daß die ſchriftliche Beantwortung einer Frage 
zur Überlegung hinſichtlich der Geſtaltung der Antwort nötige, 
während die einfache Unterſchrift unter vorgedruckten Er⸗ 
klärungen, die erfahrungsgemäß in den Reihen des Mannes 
der Kl. ſehr häufig nicht geleſen oder doch nicht inhaltlich 
geprüft würden, rein mechaniſch abgegeben würden: deshalb 
könne die Unterzeichnung der vorgedruckten Erklärung der 
Beantwortung einer ausdrücklich geſtellten Frage nicht gleich⸗ 
geſtellt werden. — 3. Endlich ſucht die Rev. darzutun, daß 
der Bekl. nach allgemeinen Verſicherungsgrundſätzen ein Rück⸗ 
trittsrecht zuſtehe, weil D. grob fahrläſſig die Anzeigepflicht 
verletzt habe. Aber auch dieſes Rücktrittsrecht, das der Bell. 
durch 8 8 Satz 1 der AllgVerfBed. an ſich gegeben war, wird 
nach Satz 2 daſelbſt beſeitigt, wenn es ſich um das Ver⸗ 
ſchweigen eines Umſtandes handelt, nach dem die Bekl. nicht 
ausdrücklich ſchriftlich gefragt hat, es ſei denn, daß der Um⸗ 
ſtand argliſtig verſchwiegen worden wäre. 
(U. v. 18. Okt. 1927; 294/27 VI. — Roſtock.) 


b) Strafſachen. 
Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 
I. Materielles Recht. 


* 5. [88113 St B. Bei pflichtgemäßem Han⸗ 
deln des Beamten wird die Rechtmäßigkeit ſeiner 
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Amtsausübung nicht dadurch berührt, daß ſie 
ſachlich falſch war.]7) 

Bezüglich der Verurteilung der Angekl. wegen Vergehens 
gegen 8 113 StGB. bekämpft die Rev. nur die Auffaſſung 
des LG., daß der Gerichtsvollzieher ſich in rechtmäßiger 
Amtsausübung befunden habe, als die Beſchwerdeführer ihn 
an ſeinem Vorgehen gewaltſam hinderten, und daß ein etwa⸗ 
iger Irrtum der Täter darüber rechtlich belanglos ſei. In 
letzterwähntem Punkte befindet ſich die Strafkammer in Über⸗ 
einſtimmung mit der Rſpr. des RG. (vgl. NOS. 60, 337 
342]). Wegen der erſten Frage ſtützt ſich die Rev. bloß 
darauf, daß es ſich bei dem Vorfall um die Wohnung der 
dritten Angekl. als des Haushaltsvorſtandes, nicht um die 
des Vollſtreckungsſchuldners Ernſt K. gehandelt habe, der 
Gerichtsvollzieher mithin zur Vornahme von Vollſtreckungs⸗ 
handlungen gegen letzteren dort nicht befugt geweſen ſei. In⸗ 
deſſen ſelbſt wenn man dieſe Behauptung nicht als durch die 
Feſtſtellung der Strafkammer für widerlegt erachtet, vermag 
fie die Rev. nicht zu ſtützen. Der $ 113 StGB. ſchützt ohne 
Unterſchied jeden Beamten, der im einzelnen Falle, wo ihm 
Widerſtand geleiſtet wird, durch ſein Amt zur Vollſtreckung 
des Staatswillens berufen iſt und zu dieſem Zwecke tätig 
wird (RGSt. 41, 82 [85 f.). Ob für den Beamten das Recht 
und die Pflicht zur Betätigung kraft ſtaatlicher Autorität 
jeweilig gegeben iſt, hängt häufig nicht bloß von den ihn 
bindenden Vorſchriften der Geſetze, Verordnungen, Geſchäfts— 
anweiſungen oder Dienſtbefehle ab, ſondern kann an das 
Vorhandenſein beſtimmter tatſächlicher Vorausſetzungen ge⸗ 
bunden fein, die er unter eigener Verantwortung ſelbſtändig 
zu prüfen und feſtzuſtellen hat. Das trifft insbe). für die 
Vollſtreckungshandlungen des Gerichtsvollziehers zu. Die 
Frage, ob ein Gegenſtand unpfändbar iſt, ob er Vermögen 
des Schuldners iſt, ob er in deſſen oder in eines dritten Ge⸗ 
wahrſam ſteht, ob die Durchſuchung einer Wohnung oder von 
Behältniſſen ſtatthaft iſt, läßt ſich trotz ihrer rechtlichen Natur 
regelmäßig nur nach den im Einzelfalle vorliegenden tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen beurteilen und erfordert — zumal 
bei undurchſichtiger Sachlage — eine nach pflichtmäßigem 
Ermeſſen zu treffende Entſchließung des Beamten, ob er die 
Vornahme der Vollſtreckungshandlung verantworten konne, 
oder ob er von letzterer Abſtand nehmen ſolle. Die ſtaatliche 
Rechtsordnung würde ſich mit ſich ſelbſt in Widerſpruch ſetzen, 
wenn ſie die Vornahme oder den Verſuch der Vornahme auf 
ſolcher pflichtmäßiger Prüfung und Entſchließung beruhen⸗ 
der Amtshandlungen, die das Geſetz dem Beamten auferlegt, 
denen er ſich mithin kraft ſeiner Amtspflicht unterziehen 
muß, nicht als rechtmäßige Amtsausübung gelten ließe. Daß 
das Ergebnis einer Amtsbetätigung ſachlich falſch iſt, 
berührt ihre Rechtmäßigkeit nicht, vorausgeſetzt, daß der 
Beamte nicht pflichtwidrig handelt (RGSt. 26, 22 [26]; 
38, 373 [375]). Es kommt daher vorliegendenfalls für die 
Rechtmäßigkeit des Vorgehens des Gerichtsvollziehers nicht 
darauf an, ob dieſer in der Wohnung der Angekl. eine Pfän⸗ 
dung gegen den Vollſtreckungsſchuldner K. vorzunehmen nicht 
befugt geweſen wäre, weil die Wohnung etwa nach den unter 
den drei Angekl. beſtehenden tatſächlichen und rechtlichen Ver⸗ 


Zu 5. Irrtum der Täter über die Frage der rechtmäßigen 
Amtsausübung des Gerichtsvollziehers iſt ſtrafrechtlicher Art — er 
ſchadet, Irrtum des Gerichtsvollziehers über dieſelbe Frage 
macht die Amtsausübung nicht unerlaubt — er ſchadet nicht. — 
Das iſt der Kern der obigen Entſch. Setzt man den Fall, der Ge⸗ 
richtsvollzieher ſei angeklagt, der Täter Zeuge, ſo wäre der Rechts⸗ 
irrtum des Gerichtsvollziehers ſchadlich. Die bloß zufällige Tatſache 
anderer Prozeßſtellung kann aber für die objektive Rechtslage nicht 
ausſchlaggebend fein. M. E. war deshalb wohl nachzuprüfen, ob der 
Gerichtsvollzieher ſich auf Grund der von der Wiſſenſchaft entwickelten 
beſonderen Dienſtpragmatik in rechtmäßiger Ausübung 
ſeines Dienſtes befand. Der Hinweis auf die ſtaatliche Rechtsordnung 
dürfte zu allgemein ſein. 

In ſtänd. Rſpr. hat der 3. ZS.: JW. 1927, 2203 angenom- 
men, der Irrtum eines Beamten über die Rechtmäßigkeit ſeiner 
Handlung fei regelmäßig dann nicht ſchuldhaft, wenn es ſich um eine 
derart zweifelhafte Rechtsfrage handele, daß ein Kollegialgericht nach 
mündlicher Verhandlung und der gebotenen ſorgfältigen Prüfung die 
gegen die Rechtmäßigkeit der Handlung des Beamten erhobenen An⸗ 
griffe für unbegründet erkläre. 


RA. Dr. Görres, Berlin. 
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hältniſſen nur als ſolche der Angekl. Witwe K. als des Haus⸗ 
haltsvorſtandes zu beurteilen ſei. Entſcheidend iſt vielmehr, 
ob der Gerichtsvollzieher ohne pflichtwidriges Verſchulden 
die Wohnung für die des Schuldners K. halten konnte und 
gehalten hat. Das aber ſteht nach dem Urteile feſt und wird 
auch von der Rev. nicht bezweifelt. Selbſt wenn der Gerichts⸗ 
vollzieher ſich bei der Annahme, die Wohnung ſei die des 
Schuldners, geirrt hätte, würde er ſich in rechtmäßiger Aus⸗ 
übung ſeines Amtes befunden haben. 
(3. Sen. v. 12. Mai 1927; 3 D 246/27.) A. 

6. [8176 Ziff.3 St B. Die Vornahme einer 
unzüchtigen Handlung „mit“ einer Perſon unter 
14 Jahren iſt auch gegeben, wenn der Körper des 
Kindes benutzt wird, vermittels ſeiner an dem 
Körper des Täters eine das geſchlechtliche Scham⸗ 
gefühl verletzende Handlung auszuführen.] 

Die Anwendung des Strafgeſetzes gibt zu Bedenken keinen 
Anlaß. Insbeſ. ift die Vornahme einer unzüchtigen Handlung 
„mit“ einer Perſon unter 14 Jahren auch dann gegeben, wenn 
der Körper des Kindes dazu benutzt wird, vermittels ſeiner 
an dem Körper des Täters eine das geſchlechtliche Scham⸗ 
gefühl verletzende Handlung auszuführen. Zur Begründung 
hierfür genügt es, auf die Entſch. (NOS. 49, 178) zu ver⸗ 
weiſen, die ſich ausdrücklich mit den älteren, von der Revi⸗ 
ſionsbegründung in Bezug genommenen Entſch. (RGSt. 6, 
116; 22, 33; 33, 429) auseinandergeſetzt hat. Ein Grund, 
von dieſer Auslegung abzugehen, ift nicht erſichtlich. 

(2. Sen. v. 27. Okt. 1927; 2 D 798/27.) A.] 

** 7. [Der gewerbliche Lehrherr hört nur dann 
auf, „Lehrer“ i. S. des 8 174 Nr. 1 StG B. zu fein, 
wenn er die Ausbildungstätigkeit einem Ver⸗ 
treter ſelbſtändig überlaſſen hat.] 

Zu prüfen iſt, ob der Angekl. als „Lehrer“ i. S. des 
8 174 Nr. 1 StGB. anzufehen iſt. Daß der gewerbliche Lehr⸗ 
herr im allgemeinen unter $ 174 Nr. 1 StG B. fällt, hat das 
RG. in RG. 27, 129; 32, 59 ausgeſprochen. Hiervon ab» 
zugehen, bietet der vorliegende Fall keinen Anlaß. Es kann 
ſich nur fragen, ob unter gewiſſen Umſtänden des ein⸗ 
zelnen Falles der Gewerbemeiſter, der den Lehrvertrag ab» 
geſchloſſen hat, doch nicht als Lehrer zu gelten habe. Eine 
Einſchränkung ſolcher Art iſt in der erſten Entſcheidung ans 
gedeutet: nach dem Geſetz könne der Lehrherr die ihm zu⸗ 
gewieſene Ausbildungstätigkeit einem ausdrücklich dazu be» 
ſtimmten Vertreter übertragen, und ſoweit dies nicht ge⸗ 
ſchehe, ſondern der Lehrherr die Unterweiſung und Aus⸗ 
bildung des Lehrlings perſönlich in der Hand behalte, müſſe 
die Stellung des Lehrherrn zum Lehrling i. S. des § 174 
Nr. 1 aufgefaßt werden. Soweit hiermit ausgeſprochen ſcheint, 
daß umgekehrt ein ſolches Verhaltnis dann nicht vorliege, 
wenn der Lehrherr die Ausbildungstätigkeit einem Vertreter 
übertrage, kann es dahingeſtellt bleiben, ob dem in ſolcher 
Allgemeinheit beizutreten wäre. Denn jedenfalls kann ein 
ſolcher Ausnahmefall nur angenommen werden, wenn wirklich 


der Lehrherr — etwa der Inhaber eines großen Betriebes, 
der ſich ſelbſt um die Heranbildung von Lehrlingen überhaupt 
nicht kümmern kann — die Ausbildungstätigkeit voll⸗ 


ſtändig einem Vertreter überträgt. Der Ausnahmefall liegt 
aber dann nicht vor, wenn der Lehrherr im Betriebe mit⸗ 
arbeitet und bei dem geringen Umfange des Betriebs in ſtän⸗ 
diger perſönlicher Fühlung mit dem Lehrling iſt, dadurch alſo 
deſſen Benehmen und deſſen Leiſtungen und Fortſchritte im 
Auge behält und gar einen Teil der gewerblichen Ausbildung 
ſelbſt beſorgt. Um eine Sachlage dieſer Art aber handelt es 
ſich hier. Das Urteil ſpricht davon, daß die Frau des Angekl. 
im Geſchäfte mitarbeitete, und daß ihr oder „der“ im Ge⸗ 
ſchäfte tätigen Friſeuſe die Ausbildung der Lehr mädchen ob⸗ 
gelegen habe. Danach handelt es ſich offenſichtlich um einen 
Geſchäftsbetrieb von durchſchnittlichem Umfang. Das Urteil 
läßt aber auch erſehen, daß der Angekl. ſelbſt von der Aus⸗ 
bildungstätigkeit jedenfalls nicht vollſtändig ausgeſchaltet war, 
wenn auch, aus mehreren Gründen, die Hauptaufgabe ver 
Ausbildung den weiblichen Kräften des Geſchäfts zugefallen 
iſt. Ausdrücklich hervorgehoben iſt im Urteil, daß der Angetl. 
den beiden Lehrmädchen das Perückenmachen und Haar⸗ 
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arbeiten gezeigt, daß er ihr Kommen und Gehen überwacht, 
und daß er ihnen auch ſonſt Anleitung gegeben hat. Im 
übrigen war er, wie der Sachverſtändige angegeben hat, ver⸗ 
pflichtet, darüber zu wachen, daß ſeine Frau die Lehrmädchen 
ordentlich unterrichtete und ihnen etwas beibrachte. Er hat ſich 
ſomit nach den Feſtſtellungen des Urteils an der Ausbildung 
der beiden Mädchen ſelbſt beteiligt, und nicht nur darüber 
gewacht, daß ſeine Frau die Mädchen ordentlich unterrichtete, 
ſo daß die Frage unerörtert bleiben kann, ob nicht ſchon dies 
ausgereicht haben würde, um damit die Vorausſetzungen für 
die Annahme eines Lehrverhältniſſes i. S. des § 174 Nr. 1 
anzunehmen. 
(1. Sen. v. 7. Okt. 1927; 1D 302/27.) [A.] 


**. [8184 StB. Die Beurteilung einer grö⸗ 
ßeren Anzahl von Abbildungen als in „Bauſch 
und Bogen unzüchtig“ iſt namentlich dann be⸗ 
denklich, wenn die Umſtände, die für die Un⸗ 
züchtigkeit der Darſtellungen angeführt werden, 
nur auf einen Teil der Bilder zutreffen. Prü⸗ 
fung der Abbildungen durch das Reviſions⸗ 
gericht. „Bewußte Entblößung“ beweiſt nicht 
notwendig die Unzüchtigkeit der Darſtellung. 
Wenn der Körper einer dargeſtellten Frauens⸗ 
perſon keine Spuren eines ausſchweifenden 
Lebenswandels erkennen läßt, ſo kann das Bild 
nicht ſchon deshalb als unzüchtig gelten, weil die 
Überlegung des Beſchauers ihn zu der Ver⸗ 
mutung führt, daß es ſich um eine käufliche Frau 
handele. Wegtilgung der Schamhaare kann da⸗ 
für ſprechen, daß der geſchlechtliche Reiz des un⸗ 
verhüllten Körpers zurückgedrängt werden 
ſollte. Aus der Verwendung von Lippen⸗ und 
Augenbrauenſtiften laſſen ſich nach der jetzigen 
Mode keine ſicheren Schlüſſe für die Beurteilung 
der Dargeſtellten ziehen.] f) 


Die StR. hat von 71 Karten eine ausgeſchieden, alle 
anderen als unzüchtig erachtet. Es handelt ſich um eine An⸗ 
zahl von Aufnahmereihen, von denen jede einen Frauenkörper 
in einer Anzahl von Stellungen zeigt, meiſt vollſtändig nackt. 
Die Stk. iſt bei den 70 Karten zu dem Ergebnis gekommen 
es „handle ſich allenthalben um Dirnen, die ſich, wie ſonſt, ſo 
auch ganz beſonders in dem von ihnen aufgenommenen Bilde 
zur Erregung von geſchlechtlicher Lüſternheit preisgaben“. Die 
den Akten beigegebenen Bilder — ohne deren Heranziehung 
das angefochtene Urteil nicht darauf nachgeprüft werden 
könnte, ob die Beurteilung durch die Stͤ. rechtlich einwandfrei 
iſt — weiſen trotz des gemeinſamen Merkmals der nackten 
Darſtellung doch ſo bemerkenswerte Unterſchiede auf, daß die 
von der StR. angewandte Beurteilung in Bauſch und 
Bogen Bedenken erwecken muß, und zwar um ſo mehr, als 
das Schöffengericht ſämtliche Bilder als nicht unzüchtig an⸗ 
geſehen hatte, und zwar mit der Begründung: Umſtände, die 
auf das Geſchlechtliche hinwieſen, ließen ſich nicht feſtſtellen; 
Haltung und Geſichtsausdruck ſeien auf keiner Poſtkarte ſo, 
daß das Geſchlechtliche auffälliger hervorträte, als es bei 
jedem nackten Körper der Fall zu ſein pflege. Bei dieſer Sach⸗ 
lage und dem zutreffenden Ausgangspunkt der Beurteilung 
der St., daß die Darſtellung des nackten Körpers an ji 
nicht als unzüchtig bezeichnet werden könne, wäre es geboten 
geweſen, bei den einzelnen Bildern anzugeben, worin 
hier die Beſonderheit gefunden wurde, wegen deren das Bild 


Zu 8. Die Entſch. befriedigt nicht recht. Sie hat gewiſſe Ahn⸗ 
lichkeit mit der des gleichen Sen.: JW. 1927, 271338. Aber fie 
geht doch andere Wege, die nicht dadurch zu erklären ſind, daß 
dort die Frage der Unbrauchbarmachung im Vordergrund ſtand, 
hier allein die ſubjektive Strafbarkeit zu prüfen war. Das RG. 
weiſt zurück mit einer an ſich durchaus zu billigenden formellen 
Begründung: die Unterentſch. entbehrt ausreichender Gründe. Denn 
wenn das Gericht mit Recht die 70 Poſtkarten nicht als eine Ein⸗ 
heit würdigt, dann muß es jedes Bild für ſich prüfen; das ſcheint 
nicht geſchehen zu ſein; da das Unterurteil nicht genauer wieder⸗ 
gegeben iſt, kann man das nur vermuten. Auch aus der wirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſammengehörigkeit der Bilder darf nichts für die 
Unzüchtigkeit des einzelnen geſchloſſen werden. Aber einmal fragt 
man ſich gegenüber der Entih. in JW. 1927, 2713, warum das 
RG. nicht auch hier die einzelnen Bilder ſelbſt nachprüfte. An ſich 


nicht mehr als zuläſſige Darſtellung des nackten Körpers gel⸗ 
ten könne, ſondern als unzüchtig erachtet werden muſſe. Eine 
ſolche nähere Begründung des Urteils, zu dem die Stͤ. ge 
kommen iſt, konnte um ſo weniger entbehrt werden, als meh⸗ 
rere der Umſtände, die die StR. für ihre Auffaſſung anführt, 
nach der Darlegung des Urteils nur bei einem Teile der Bil⸗ 
der zutreffen. „Zum Teil“ tragen die dargeſtellten Frauen 
modiſches Schuhwerk, „teilweiſe“ ſind ſie in lockender Haltung, 
oder zeigen Schleier und Stoffe, die ſoeben vom Körper ge⸗ 
nommen worden ſind, bei „einem Teil der Bilder“ ſteht die 
Dargeſtellte vor einem Spiegel oder hält die Puderquaſte. 
Umſtände ſolcher Art können möglicherweiſe ein Bild zu einem 
unzüchtigen machen; wenn aber eine Anzahl der vorliegenden 
Bilder hiernach zu beanſtanden wäre, ſo würde dies nicht 
rechtfertigen, alle ſamt und ſonders als unzüchtig zu be⸗ 
zeichnen. Bedenken beſtehen nun aber auch gegen die all⸗ 
gemeine Bemerkung des Urteils, es handle ſich um eine „be⸗ 
wußte Entblößung“, und gegen die daraus gezogene Schluß⸗ 
folgerung. Wenn die Abbildung des nackten Körpers an ſich 
nicht unzüchtig iſt, ſo kann das Gegenteil nicht ſchon deshalb 
angenommen werden, weil ſich der Dargeſtellte, um abgebildet 
zu werden, „bewußt“ der Kleider entledigt hat. Aber auch 
für die Annahme der Stͤ., daß die Dargeſtellten durchweg 
Dirnen wären, kann die Begründung des Urteils nicht aus⸗ 
reichen. Gerade gegenüber der gegenteiligen Auffaſſung des 
Schöffengerichts wäre eine nähere Darlegung geboten geweſen, 
worin die StR. die „Dirnenhaftigkeit“ erblickte. Die Tatſache, 
daß ſich die Dargeſtellten dazu hergegeben haben, ſich nackt ab⸗ 
bilden zu laſſen — und zwar, wie allerdings anzunehmen iſt, 
in dem Bewußtſein, daß die Darſtellung auf Anſichtspoſt⸗ 
karten allen Blicken werde preisgegeben werden —, begründet 
zwar die Wahrſcheinlichkeit, daß es ſich um käufliche Frauen 
gehandelt hat. Aber ſchon das iſt nicht ſicher. Jedenfalls aber 
würde jener Gedankengang nicht die Auffaſſung rechtfertigen, 
daß die Darſtellung dirnenhaft wäre, vielmehr müßte aus 
dem Bilde ſelbſt: aus dem dargeſtellten Körper, aus der Hal⸗ 
tung, aus dem Geſichtsausdruck, dem Beſchauer die geſchlecht⸗ 
liche Beziehung erkennbar werden. Wenn der Körper einer 
Dargeſtellten kaum Spuren eines ausſchweifenden Lebens⸗ 
wandels erkennen läßt, wenn die Dargeſtellte es verſteht, durch 
Ruhe der Körperhaltung und des Geſichtsausdrucks das Wach⸗ 
werden eines geſchlechtlichen Reizes zurückzudrängen, wenn der 
Photograph es verſteht, die Aufnahme ſo zu geſtalten, daß 
dem Beſchauer eben nicht die Dirne entgegentritt, dann kann 
das Bild nicht deshalb als unzüchtig gelten, weil die Über⸗ 
legung den Beſchauer zu der Vermutung oder gar zu der 
Überzeugung führt, die Dargeſtellte ſei eine Dirne. Im übri⸗ 
gen mag noch darauf aufmerkſam gemacht werden, daß in 
früheren Fällen, in denen das RG. die Unzüchtigkeit nackter 
Darſtellungen nachzuprüfen hatte, als Kennzeichen der Un⸗ 
züchtigkeit mehrfach der Umſtand hervorgehoben wurde, daß 
die Schamgegend mit ihrer Behaarung beſonders betont ſei. 
Wenn alſo umgekehrt aus einem Bilde die Schamhaare in 
ſorgfältiger Ausführung weggetilgt ſind, ſo kann dies als ein 
Umſtand angeſehen werden, der für ein Streben ſpricht, den 
geſchlechtlichen Reiz des unverhüllten Körpers zurückzudrängen, 
und ſonach gegen die Annahme einer Unzüchtigkeit des Bil⸗ 
des. Was aber die Beurteilung der Geſichter der Dargeſtellten 
anlangt, ſo darf nicht unbeachtet bleiben, daß die erſichtliche 
Verwendung von Lippen⸗ und Augenbrauenſtift — die früher 
wohl als Kennzeichen bedenklicher Frauen galt — nach der 
jetzigen Mode auch in andere Kreiſe gedrungen iſt, fo daß ſich 


ſollte das Revch. das hier tun; denn der zu beurteilende Sach⸗ 
verhalt iſt ja eindeutig feſtgelegt, und es handelt ſich nur um die 
richtige Subſumtion unter das richtige Recht. Es hätte ſich dann 
vielleicht eine glatte Freiſprechung ergeben koͤnnen; nur, wenn etwa 
eine Neuverurteilung nötig wird, könnte eine neue Tatſachen⸗ 
würdigung in Frage kommen, die Zurückverweiſung erfordert. Man 
kann jedoch das Vorgehen des NG. billigen, da es dem Angekl. 
die an ſich zuſtandige Tatſacheninſtanz nicht wegnehmen will. 
Das Hauptbedenken beſteht für mich inſofern, als ich den 
Sinn des ganzen zweiten Teils der Entſch. nicht verſtehe. Nur mit 
einigen Bemerkungen hängt er mit dem erſten zuſammen, indem 
noch einmal betont wird, daß jedes einzelne Bild zu prüfen iſt. 
Aber ſonſt gibt er Anweiſungen an das Untergericht, deren Grund 
nicht zu erſehen iſt. Es mag der Ausdruck „Dirnenhaftigkeit“ be⸗ 
denklich ſein, weil er das Unzüchtige eines Bildes doch nur ſehr 
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hieraus jedenfalls keine ſicheren Schlüſſe mehr ziehen laſſen. 
Schließlich mag noch erwähnt werden, daß die Beibehaltung 
einiger Kleiderſtücke — wie der im angefochtenen Urteil her⸗ 
vorgehobenen „modiſchen Schuhe“, oder die Verwendung von 
Schleier, Schmuck, Blumen, zwar im Rahmen anderer Um⸗ 
ſtände ein Merkmal der Unzüchtigkeit bilden kann, daß aber 
auch bei Verwertung ſolcher Merkmale für die Beurteilung der 
Unzüchtigkeit Vorſicht geboten iſt. Wenn — weil es an einer 
erkennbaren geſchlechtlichen Beziehung fehlt — die Dar⸗ 
ſtellung des nackten Körpers nicht ſchon an ſich unzüchtig iſt, 
ſo wird ſie es nicht dadurch, daß der Gegenſtand, den der 
Lichtbildner zeigt — meiſt die Schönheit des dargeſtellten 
Frauenkörpers — durch Verwendung gewiſſer Stoffe oder 
Schmuckſachen gehoben wird. Eine Steigerung des Eindrucks, 
den der Körper ohne Anwendung ſolcher Mittel machen würde, 
wandelt damit allein nicht die Darſtellung in eine unzüchtige 
um. Dieſelbe Erwägung muß auch für andere Mittel gelten, 
durch die der Eindruck geſteigert werden ſoll. Die Verwendung 
eines Splegels, um den Körper von zwei Seiten zu zeigen, 
oder die Wahl eines tändelnden Benehmens der Dargeſtellten 
kann einen die Unzüchtigkeit begründenden Umſtand bilden, 
ſie muß es aber nicht; im beſonderen kann die Verwendung 
eines Spiegels möglicherweiſe nur ein nicht zu beanſtandendes 
Mittel bilden, um die Schönheit des dargeſtellten Körpers 
eindruckſamer zur Schau zu bringen. 


(1. Sen. v. 27. Sept. 1927; 1D 663/27.) A.] 


9. [s 185 StB. Aus dem Umſtande, daß in 
mehreren Eingaben mehrere Perſonen belei⸗ 
digt ſind, kann eine Mehrheit von Beleidigun⸗ 
gen nicht gefolgert werden, wenn die Eingaben 
in einem Fortſetzungszuſammenhange zuein⸗ 
ander ſtehen.] }) 

Drei Beleidigungen erachtet das LG. für gegeben, weil 
drei Beamte als Verletzte in Frage kommen. Nun iſt zwar 
richtig, daß hier, wo als verletzt das höchſtperſönliche Rechts⸗ 
gut der Ehre in Betracht kommt, ſo viel Beleidigungen be⸗ 


unbeſtimmt charakteriſiert. Was aber ſonſt an der Begründung 
des Unterurteils für die Annahme des Unzüchtigen getadelt wird, 
das braucht durchaus nicht verkehrt zu ſein. Der Rechtsbegriff des 
Unzüchtigen enthält ein ſtarkes ſubjektiwes Moment. Welche ein⸗ 
zelnen Momente der Richter zur Begründung ſeiner Auffaſſung ver⸗ 
wertet, muß ſchließlich ſeinem Ermeſſen überlaſſen bleiben; es 
kommt nur auf das Endergebnis an, ob ber richtige Unzuchts⸗ 
begriff verwertet iſt. Es wird ſchwer ſein, das Empfinden des 
normalen, geſchlechtlich geſund denkenden Menſchen feſtzuſtellen; 
inhaltlich ſprechen dabei rechtliche Crwagungen nicht mit; daher 
iſt hierin auch die Beweiswürdigung weſentlich Tatfrage. Ich 
habe Zweifel, ob die Senate des RG. den Auſpruch erheben 
bürfen, daß fie immer das Rechte treffen. Aber es ſieht hier fo 
aus, als ob das RG. auf dieſem Gebiet dem Unterrichter An⸗ 
weiſungen geben wollte. Ob das etwas hilft, weiß ich nicht. Ins⸗ 
beſondere wenn das NÖ. nur kritiſiert, wie es hier tut, aber 
ſeine poſitive Anſicht über das Unzüchtige gar nicht mitteilt. 
Richtig iſt, daß die vom RG. erwähnten Gründe für ſich allein nicht 
das Unzüchtige begründen können. Aber im Zuſammenhang mit 
andern Momenten ſind ſie dazu doch ganz gut geeignet. Was mich 
daher bedenklich macht, iſt die Unbeſtimmtheit der andeutenden 
Kritik, mit der das Unterurteil ſo lange nicht viel anfangen kann, 
als es nicht weiß, was das NG. poſitiv meint. Das RG. hätte 
ſich ruhig mit der Aufhebung aus dem prozeſſualen Grund be⸗ 
gnügen können und abwarten ſollen, wie nun die Strafkammer 
entſcheidet. Geh. IR. Prof. Dr. W. Mittermaier, Gießen. 


Zu 9. Wie aus den nicht mitabgedruckten Ausführungen des 
Urt. zu erkennen iſt, handelt es ſich im vorl. Fall um folgenden 
Tatbeſtand: Der Angel. hat auf Grund eines von vornherein ge⸗ 
faßten Entſchluſſes in drei an den Juſtizminiſter gerichteten Eingaben 
v. 27. Sept., 4. u. 7. Okt. 1926 drei Beamte beleidigt. 

Im Einklang mit der ſtänd. Rſpr. des RG. geht die vorſtehende 
Entſch. zunächſt davon aus, daß die Annahme eines Fortſetzungs⸗ 
zuſammenhanges ausgeſchloſſen iſt, wenn durch mehrere Willens⸗ 
betätigungen ein höchſtperſönliches Rechtsgut — wie Ehre, Freiheit, 
Leben und Geſundheit — verletzt iſt und Trager dieſes Rechtsgutes ver⸗ 
schiedene Perſonen find (RGSt. 10, 53; 27, 19; 31, 150; 43, 134; 44, 
229; 57,163 = JW. 1927, 269815; RoRſpr. 5, 607; Bl. f. Rechts⸗ 
anwendung 69, 312; Recht 1906, 511; RM. 12, 234). Die Ablehnung 
des Fortſetzungszuſammenhanges läßt jedoch die Frage, ob zwiſchen den 
in den drei Eingaben enthaltenen Beleidigungen der drei Beamten Real⸗ 
oder Ideal konkurrenz beſteht, völlig unberührt. Die Entſch. zwiſchen 
Verbrechensmehrheit und Verbrechenseinheit iſt nicht darauf abzu⸗ 
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gangen ſind, als Perſonen beleidigt worden ſind. Damit iſt 
aber die Frage noch nicht beantwortet, ob dieſe drei Beleidi⸗ 
gungen je durch eine ſelbſtändige Handlung oder in Tat⸗ 
einheit begangen ſind. Der Umſtand, daß ſich die Beleidi⸗ 
gungen gegen verſchiedene Rechtsgüter richten, ſchließt die An⸗ 
nahme einer Tateinheit nicht aus. Entſcheidend (vgl. Urt. des 
erk. Sen. 1482/20 v. 15. Nov. 1920; I 290/27 v. 10. Mai 
1927) iſt, ob die Handlung ſich als Einheit nach der natür⸗ 
lichen Auffaſſung darſtellt und ob ihr ein einheitlicher Wille 
zugrunde liegt (RGSt. 34, 235). Das LG. nimmt zwar an, 
daß die drei Beamten je auf Grund eines rechtswidrigen 
Vorſatzes beleidigt worden ſind. Es handelt ſich aber um drei 
Eingaben, die das LG. als natürliche Einheit anſieht. Be 
ziehen ſich auch die darin enthaltenen Außerungen auf ver⸗ 
ſchiedene Perſonen, ſo ſtehen ſie doch nach Inhalt und Zweck 
der Eingaben in einem untrennbaren Zuſammenhange. Sie 
ſollten in einheitlicher Handlung und gleichzeitig zur Kennt⸗ 
nis des Juſtizminiſters gelangen. Es beruht daher auf 
Rechtsirrtum, wenn die Strafkammer von ihrer Auffaſſung 
des Fortſetzungszuſammenhanges zwiſchen den Eingaben zur 
Annahme dreier felbftändiger Fälle der Beleidigung gelangte. 
Es wäre vielmehr gerade von jener Auffaſſung aus Tatein⸗ 
heit anzunehmen geweſen. 

(1. StS. v. 30. Sept. 1927; 1 D 638/27.) A.] 


10. [Berückſichtigung allgemeinkundiger Er⸗ 
fahrungstatſachen in der Reviſionsinſtanz. Die 
allgemeine Erfahrung des täglichen Lebens, 
nicht die Erfahrung des einzelnen Täters ent⸗ 
ſcheidet über die Vorherſehbarkeit des Erfolges. 
Für die Beurteilung der Fahrläſſigkeit kann die 
Übertretung einer polizeilichen Vorſchrift ins 
Gewicht fallen. Vorausſetzungen des Tatbeſtan⸗ 
des des 8 368 Nr. 5 StGB. 17) 

Das Rechtsmittel der Staatsanwaltſchaft iſt begründet, 
da die von der Strafkammer feſtgeſtellten Tatſachen nicht 
einwandfrei die Verneinung der Vorausſetzungen des & 309 


ſtellen, ob ein oder mehrere Tätigkeitsakte ausgeübt werden. Die 
durch Rſpr. und Schrifttum entwickelte ſtrafrechtliche Terminologie hat 
in zahlreichen Fällen eine Mehrheit von Einzelhandlungen zu einer 
ſog. Verbrechenseinheit zuſammengefaßt, z. B. das fortgeſetzte Delikt, 
das kolleklive (gewerbs⸗ und gewohnheitsmäßige) Verbrechen u. a, 
(vgl. Liſzt, Lehrbuch des Deutſchen Strafrechts, 20. Aufl., $ 55). 
Mehrere ſelbſtändige Handlungen (8 74 StGB.) find gegeben, 
wenn eine Mehrheit von natürlichen Tätigkeitsakten vorliegt (jo 
RGSt. 34, 135, nicht, wie im Urt. falſch zitiert iſt, 34, 235), 
m. a. W., wenn die Einzelhandlungen nach dem Vorſaß des Täters, 
nach dem tatſächlichen Verlauf des Geſchehens und im Hinblick auf 
den erſtrebten Erfolg unabhängig nebeneinander herlaufen. Von 
einer Tateinhat i. S. des 8 73 StGB. kann nur die Rede fein, 
wenn die mehreren Willensbetätigungen, durch die der Tatbeſtand 
mehrerer gleichartiger oder verſchiedener Straftaten ausgeführt wird, 
wenigſtens zu einem Teil derart zuſammenfallen, daß mindeſtens 
ein Teil der einheitlichen Handlung zur Herſtellung des Tatbeſtandes 
der mehreren Straftaten mitwirkt (RGSt. 32, 137; 56,330), 
Die drei Eingaben find, obwohl ſie zu drei verſchiedenen Zeit⸗ 
punkten entſtanden und offenbar auch abgeſandt ſind, wegen ihres 
in der Zielrichtung übereinſtimmenden Inhalts und Zweckes als eine 
von demſelben Willen beherrſchte einheitliche Handlung im natür⸗ 
lichen Sinne aufzufaſſen. Die Abfaſſung der Eingaben hat in einem 
zuſammenhängenden Akt, in Ausführung eines auf alle drei be⸗ 
leibigten Perſonen gerichteten Vorſatzes ſtattgefunden. Dieſe natüv⸗ 
liche Handlungseinheit, die von dem fortgeſetzten Delikt wohl zu 
unterſcheiden iſt (vgl. NESt, 27,19; 44, 223; 51, 233; 58, 113; 
Klee: JW. 1921, 839 Anm. zu 1), beſteht hinſichtlich jeder der drei 
Beleidigungen, deren Dreizahl aus der gleichen Anzahl der beleidigten 
Perſonen folgt. Da die drei Eingabq eine natürliche Handlungs⸗ 
einheit darſtellen, kann zwiſchen den durch dieſe Eingaben begange⸗ 
nen drei Beleidigungen nur Tateinheit (8 73 StGB.) und nicht Tate 
mehrheit (8 74 StchB.) beſtehen (vgl. auch REST. 57, 163). 
AGR. Dr. Alfred Unger, Berlin. 


Zu 10. Die Entſch. iſt zunächſt dadurch bemerkenswert, daß fie 
in der ſelbſtändigen Nachprüfung ſehr weit geht. Das RG. ſtellt u. a. 
den allgemeinkundigen Erfahrungsſatz auf, daß Baumwolle leicht Feuer 
fange, und bejaht mit feiner Hilfe im Gegenſatze zur StK. die Fahr⸗ 
läſſigkeitsfrage. Die StͤK. ift zur Verneinung der Fahrläſſigkeit an⸗ 
ſcheinend hauptſächlich an Hand des ſubjektiven Maßſtabes der Fahr⸗ 
läſſigkeit gelangt. Gerade gegen dieſen Maßſtab aber wendet ſich 
das RG. hier. Schon in anderen Entſch. der letzten Jahre hat das 
NG. nicht mehr mit der früheren Schärfe betont, daß zur Fahr⸗ 

goes 
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SIEB. tragen: Nach den Urteilsfeſtſtellungen hat der Angel. 
durch mehrfaches Bereitſtellen von Waſſer Sicherungsmaß⸗ 
nahmen zur Löſchung eines bei ſeiner Arbeit etwa entſtehen⸗ 
den Brandes getroffen gehabt. Daraus und aus dem ſon⸗ 
ſtigen Urteilszuſammenhange iſt als die tatſächliche Auf⸗ 
faſſung der Strafkammer zu entnehmen, daß er die Feuer⸗ 
gefährlichkeit ſeiner Schweißarbeit in dem Miſchraume der 
Fabrik gekannt hat. Der Angekl. will nur nicht gewußt haben, 
daß loſe Baumwolle ſich exploſionsartig entzünde; nach 
der tatſächlichen Auffaſſung der Strafkammer ging ihm auch 
die Kenntnis von der beſonderen Feuergefährlichkeit der 
loſen Baumwolle und des Baumwollfluges ab. Hierauf 
kommt es jedoch nicht entſcheidend an. Vielmehr iſt es eine 
allgemeinkundige Erfahrungstatſache, deren Wiſſen auch bei 
dem Angekl. vorausgeſetzt werden kann, daß Baumwolle über⸗ 
haupt leicht Feuer fängt. Dieſen — auch rechtlich bedeutſamen 
— Umſtand hat die Strafkammer erſichtlich nicht beachtet. 
Durch dieſen Mangel kann aber ihre weitere Annahme beein⸗ 
flußt ſein, daß der Angekl. den ſchädigenden Erfolg, nämlich 
die Entſtehung des Brandes, nicht habe vorausſehen können. 
Nach der Rſpr. des Rach. iſt es nicht erforderlich, daß der 
Täter den Urſachenverlauf im einzelnen, in ſeiner „kon⸗ 
kreten“ Geſtaltung erkennen konnte oder gar erkannt hat; es 
genügt, wenn der ſchädigende Erfolg gegenüber dem pflicht⸗ 
widrigen Verhalten des Täters im Bereiche der allgemeinen 
Lebenserfahrung liegt und nicht nach der beſonderen Ge⸗ 
ſtaltung der Sache von dieſer Erfahrung ausgeſchloſſen iſt 
(RGSt. 19, 51, 53; 29, 218, 220, 221). Hiernach kommt 
es im gegebenen Falle nicht darauf an, ob der Angekl. die 
explofionsartige Entzündbarkeit der Baumwolle gekannt 
hat, ſondern nur darauf, ob ihm die leichte Entzündbarkeit der 
Baumwolle überhaupt bekannt geweſen iſt; es genügt auf 
ſeiner Seite die Erkennbarkeit der Möglichkeit, daß durch die 
Verwendung der offenen Stichflamme des Autogenſchweiß⸗ 
apparates zu ſeiner Arbeit, die im Miſchraume lagernde 
Baumwolle ſich irgendwie entzünden und dann das Ge⸗ 
bäude in Brand ſetzen könne. Rechtlich ohne Bedeutung iſt 
auch das von der Strafkammer erkennbar zugunſten des 
Angekl. gewürdigte Vorbringen, daß nach der nunmehr ſieb⸗ 
zehnjährigen Erfahrung des Angekl. im Autogenſchweißen 
unter den hier gegebenen Verhältniſſen eine Inbrandſetzung 
der Wollager oder gar des Fabrikgebäudes nicht zu befürchten, 
geſchweige denn vorauszuſehen geweſen ſei; maßgebend in 
dieſer Richtung iſt nach dem Ausgeführten nicht die Erfah⸗ 
rung des einzelnen Angekl., ſondern die allgemeine Erfahrung 
des täglichen Lebens. Dafür aber, daß die Inbrandſetzung 
bei den hier gegebenen Verhältniſſen von dieſer Erfahrung 
ausgeſchloſſen geweſen ſei, fehlt es an einer ausreichenden 
Begründung. Die erörterten Mängel legen die Annahme nahe, 
daß die Strafkammer den Rechtsbegriff der Vorherſehbarkeit 
des ſchädigenden Erfolges verkannt hat. Den Angekl. können 
auch die Tatſachen i. S. einer Verneinung des Vergehens der 
fahrläſſigen Brandſtiftung nicht entlaſten, daß ihm das 
Schweißen im Miſchraume nicht verboten und daß die Weg⸗ 
ſchaffung oder Abdeckung der Baumwollſtapel von keiner 
Seite, insbeſ. nicht von dem Obermeiſter K. angeordnet oder 
dem Angekl. angeraten worden war. Denn das Verſchulden 
des Angekl. würde durch das mitwirkende fahrläſſige Ver⸗ 
ſchulden dritter Perſonen nicht ausgeſchloſſen, dadurch auch 
der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen dem pflichtwidrigen 
Verhalten des Angekl. und der Entſtehung des Brandes nicht 
aufgehoben worden ſein. Die Strafkammer hat aber auch — 
worauf der örtliche Staatsanwalt mit Recht hinweiſt — 
rechtsirrtümlich die vom Angekl. begangene Übertretung auch 
der Polizeivorſchrift des §8 368 Nr. 5 StGB. außer acht 
gelaſſen, die für die Beurteilung der Fahrläſſigkeit mit ins 
Gewicht fällt. Danach iſt u. a. ſtrafbar, wer zur Aufbewahrung 
feuerfangender Sachen dienende Räume mit unverwahrtem 


läſſigkeit individuelle Vorausſehbarkeit gehöre (vgl. meine Anm. zu 
R.: JW. 1925, 487 zu Nr. 7 unter II 2). Hier aber ſtellt es ſogar 
poſitiv den objektiviftifchen Satz auf: „Maßgebend iſt nicht die Erfahrung 
des einzelnen Angekl., ſondern die allgemeine Erfahrung des tag⸗ 
lichen Lebens.“ Es kommt alſo nicht darauf an, ob der Angekl. 
vielleicht auf Grund ſeiner ſiebzehnjährigen Erfahrung glauben konnte, 
ſein Verhalten ſei ungefährlich. Das deckt ſich mit der von mir in 
meiner Schriſt „Der Maßſtab der Fahrläſſigkeit“ (1912) vertretenen 
Anſchauung. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 
Feuer oder Licht betritt oder ſich denſelben mit unverwahrtem 
Feuer oder Licht nähert. Zur Erfüllung dieſes Tatbeſtamdes 
genügt nach der Rſpr. des Rc. jeder Aufenthalt in 
den bezeichneten Räumen mit unverwahrtem Feuer oder Licht 
(RoSt. 30, 108, 115/16). Nach den Urteilsfeſtſtellungen 
diente der Miſchraum zur Aufbewahrung einer großen Menge 
Baumwolle, die leicht Feuer fängt. Der Angekl. arbeitete in 
dieſem Raume mit der offenen Flamme des Autogenſchweiß⸗ 
apparates, hielt ſich alſo in ihm mit unverwahrtem Feuer auf. 
Wenn auch der Augekl. wegen dieſer Übertretung nicht mehr 
beſtraft werden kann, weil die Strafverfolgung inſoweit ver⸗ 
jährt iſt — die erſte richterliche Handlung gegen den Angekl. 
iſt nach der am 11. Sept. 1926 erfolgten Begehung der Tat 
erſt mit der am 4. Jan. 1927 erfolgten Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens vorgenommen worden —, jo berührt dies doch 


nicht die durch 8 368 Nr. 5 StGB. begründete Rechtspflicht 


des Angekl., in dem Miſchraume überhaupt nicht mit der 
offenen Stichflamme des Autogenſchweißapparates zu ar⸗ 
beiten, ſolange darin Baumwolle, und noch dazu in den feſt⸗ 
geſtellten erheblichen Mengen, lagerte oder deren Eigenſchaft 
als feuerfangender Sache durch gründliches und dichtes Ab⸗ 
decken der Baumwollſtapel vorübergehend aufgehoben war. 
War letzteres in einer Weiſe, daß nicht doch ein Funke durch 
das Abdeckungsmaterial hindurchdringen und die Wolle ent⸗ 
zünden konnte, techniſch nicht durchführbar, ſo hätte der 
Angekl. vor Beginn ſeiner Arbeit unbedingt darauf beſtehen 
müſſen, daß die Baumwollſtapel trotz der damit verbundenen 
großen Schwierigkeiten und der dadurch bedingten mehr⸗ 
tägigen Stillegung des Betriebes dem Miſchraume vorüber⸗ 
gehend entfernt wurden. Das Verbot des § 368 Nr. 5 StGB. 
hat ſeinen Grund erſichtlich darin, daß das offene Feuer die 
in den dort bezeichneten Räumen aufbewahrten feuerfangen⸗ 
den Sachen leicht entzündet. Auch hier handelt es ſich um 
eine allgemeinkundige Tatſache, deren Wiſſen bei dem be⸗ 
rufsmäßig mit Feuer arbeitenden Angekl. gleichfalls voraus⸗ 
geſetzt werden kann. Durch die Verletzung auch der ſich aus 
8 368 Nr. 5 a. a. O. für den Angekl. ergebenden Rechtspflicht 
kann dieſer den Brand verurſacht haben. Auch unter dieſem 
Geſichtspunkte hat die Strafkammer die Frage eines Ver⸗ 
ſchuldens des Angekl. an der Entſtehung des Brandes er⸗ 
ſichtlich nicht geprüft, obwohl der feſtgeſtellte Sachverhalt 
zu einer Prüfung auch in dieſer Richtung nötigte. Im Hin⸗ 
blick auf die erörterten Rechtsfehler mußte das angefochtene 
Urteil aufgehoben werden. Die Entſcheidung entſpricht dem 
Antrage des Oberreichsanwalts. N 


(1. Sen. v. 17. Mai 1927; 1 D 367/27.) A.) 


11. [Geſetzes einheit zwiſchen Betrug und 
Tabakſteuerhinterziehung nach 8856,64 Tab St G.] 

Mit Recht wendet ſich die Reviſion des Angekl. dagegen, 
daß die StK. wegen Betrugs in Tateinheit mit Tabalſtener⸗ 
hinterziehung geſtraft hat. Wie das L. ſelbſt nicht ver⸗ 
kennt, wird von der Rechtſprechung des RG. (RGSSt. 60, 97) 
die Auffaſſung vertreten, daß eine Steuerhinterziehung, die 
ſich durchaus in den Formen des gemeinen Betrugs abſpielt, 
die aber andererſeits weiter nichts als eine Abwehr von 
ſteuerrechtlichen Anforderungen und von Eingriffen der Finanz⸗ 
behörden zum Gegenſtande hat (ſog. Steuerbetrug) ausſchließ⸗ 
lich den Sonderbeſtimmungen des Steuerſtrafrechts unterſteht, 
ſo daß Geſetzeseinheit, nicht Tateinheit vorliegt, und daß das 
allgemeine dem Sondergeſetze zu weichen hat. Dieſe Grund⸗ 
ſätze find ausgeſprochen für das Vergehen nach 8 359 RAbg d., 
der hier keine Anwendung finden kann, weil das TabStG. 
noch nicht der RAbgO. angepaßt iſt. Sie müſſen aber auch 
für das Vergehen nach 8 56 TabStG. für zutreffend erachtet 
werden. Auch hier muß das Sondergeſetz dem allgemeinen 
vorgehen, und es muß Geſetzeseinheit angenommen werden. 
Mit Unrecht führt die Stk. aus, daß es ſich hier nicht ledig⸗ 


Die Anwendbarkeit des 8 368 Nr. 5 iſt zu Recht bejaht. Das 
RG. verwertet dieſe Vorſchrift trotz der Verjährung mit zur Be⸗ 
gründung der Fahrläſſigkeit. Auch hiergegen iſt an ſich nichts ein⸗ 
zuwenden. Nur muß natürlich beachtet werden, daß die Begehung 
eines bloßen Gefährdungsdelikts von der Art des 8 368 Nr. 5 nie⸗ 
mals für ſich allein ausreichen kann, um ein auf den Erfolg des 
Verletzungsdelikts bezügliches Verſchulden zu konſtruieren. Die obige 
Entſch. läßt dieſen Umſtand aber auch nur mit ins Gewicht fallen. 

LR. Priv Doz. Dr. Mannheim, Berlin. 


56. Jahrg. 1927 Heft 52/53] 
lich um die Abwehr von Anforderungen der Finanzbehörden 
handele. Das Weſentliche bei dem Unternehmen der Angekl. 
war zunächſt, daß V. und P. als Inhaber ſteuerpflichtiger 
Betriebe einen unmittelbaren Steuervorteil aus der gemein⸗ 
ſchaftlichen Handlungsweiſe ziehen ſollten, indem ſie, ohne 
daß eine Vernichtung von Tabakerzeugniſſen und verwendeten 
Steuerzeichen vorausgegangen war, größere Mengen von 
Steuerzeichen koſtenlos oder faſt koſtenlos erhielten, die ſie 
nun zur Banderolierung unverſteuerter Waren verwenden 
konnten, ohne daß tatſächlich die Steuer entrichtet wurde. 
Denn V. und P. erhielten den Erſatz für die angeblich ver⸗ 
nichteten Steuerzeichen nicht in barem Gelde, ſondern nach 
8 27 der Tabakſteuer⸗Ausführungsbeſtimmungen durch Liefe⸗ 
rung anderer Steuerzeichen, die für ſie einen unberechtigten 
Steuervorteil darſtellten. Sie wehrten damit die berechtigte 
Anforderung der Steuerbehörde, die auf Entrichtung der vor⸗ 
geſchriebenen Steuer ging, ab und verſchafften ſich Steuer⸗ 
zeichen ohne Bezahlung der Steuer. Erſt dann ſollten ſie, und 
zwar aus ihrem Vermögen, eine bare Vergütung an den 
Angekl. K. zahlen, der durch ſeine dienſtpflichtwidrige Hand⸗ 
lung die Erſchleichung des Steuervorteils ermöglicht hatte. 
Dieſe Vergütung, die ein Beſtechungsgeld darſtellte, war erſt 
die mittelbare Folge des Unternehmens, mochte auch die 
Höhe der Vergütung nach dem Umfange des erſchlichenen 
Steuervorteils bemeſſen werden. Es liegt daher kein Grund 
vor, für dieſen Fall von den in RGSt. 60, 97 dargelegten 
Grundſätzen abzugehen. Sonach iſt die Annahme eines mit 
der Hinterziehung in Tateinheit begangenen Betrugs rechts⸗ 
irrtümlich. 

(1. Sen. v. 25. Jan. 1927; 1 D 870/26.) D.] 


12. [8 22 Abſ. 1 Kraftfahrz G. Allein die Tat⸗ 
ſache der Selbſtanzeige begründet die Straf- 
loſigkeit.] f) 

Das LG. hat für erwieſen erachtet, daß der Angekl. nach 
dem auf ſein Verſchulden zurückzuführenden Zuſammenſtoße 
mit einem Bauernwagen, bei dem das Pferd und der Lenker 
des Wagens ſchwer verletzt worden ſind, die Unfallſtelle ſo⸗ 
fort mit ſeinem Kraftwagen verließ, um ſich der Feſtſtellung 
ſeines Fahrzeuges und ſeiner Perſon zu entziehen. Daraus 
ergibt ſich ohne weiteres, daß er ſich nach der Überzeugung 
des VR. der Feſtſtellung durch die Flucht entzogen hat. 
Seine Verurteilung aus § 22 Abſ. 1 des KraftfahrzG. unter⸗ 
liegt keinem rechtlichen Bedenken. Die Beſtimmung dieſes Ge⸗ 
ſetzes, daß der Täter ſtraflos bleibe, wenn er ſpäteſtens am 
nächſtfolgenden Tage nach dem Unfalle Anzeige bei einer 
inländiſchen Polizeibehörde erſtatter und die Feſtſtellung des 
Fahrzeuges und ſeiner Perſon bewirkt habe, hat nicht die ihr 
von dem Beſchwerdeführer beigelegte Bedeutung, daß die 
Slrafloſigkeit des Täters auch dann eintreten müſſe, wenn 
die — von einer Selbſtanzeige unabhängigen — Ermittlungen 
der Behörde ſchon vor Ablauf der für die ſtrafbefreiende 
Selbſtanzeige bewilligten Friſt zur Feſtſtellung ſeiner Perſon 
und des von ihm geſteuerten Fahrzeuges geführt haben. Der 
§ 22 KraftfahrzGG. bezweckt zwar die Feſtſtellung des Kraft⸗ 


Zu 12. 8 22 Abſ. 1 S. 2 KraftfahrzGG. hat infolge der ſchlechten 
Diktion des Geſetzgebers Anlaß zu Zweifeln gegeben. Die Faſſung: 
„Er (der Führer eines Kraftfahrzeugs) bleibt ſtraflos, wenn er 
ſpäteſtens am nächſtfolgenden Tage nach dem Unfall Anzeige bei 
einer inländiſchen Polizeibehörde erſtattet und die Feſtſtellung des 
Fahrzeugs und ſeiner Perſon bewirkt“, hat vereinzelt zu der u. a. 
auch von Eger S. 490 vertretenen Auffaſſung geführt, daß die 
Straftat erſt mit dem Ablauf des auf den Unfall folgenden Tages 
vollendet ſei, daß ſomit das Verſtreichen eines weiteren Tages 
nach dem Unfall ohne Selbſtanzeige mit zum ſtraſbaren Tat⸗ 
beſtand gehöre. Dieſe Auffaſſung iſt widerſinnig. Strafbar iſt 
nach 8 22 Abſ. I S. 1 das „Unternehmen“ der Automobilflucht. 
Der Tatbeſtand iſt vollendet, ſobald die Flucht „unternommen“, 
was nicht gleichbedeutend mit „verſucht“ iſt, da das „Unter⸗ 
nehmen“ ein nicht mit dem Verſuch zu identifizierender, ſelb⸗ 
ſtändiger ſtrafrechtlicher Begriff iſt. Folgerichtig kommt Ober⸗ 
länder⸗Bezold S. 468 zu dem Ergebnis, daß der Führer auch 
ſchon dann ſtrafbar iſt, wenn er mit der Ausführungshandlung der 
Flucht noch nicht angefangen, ſondern nur die nächſten Vor⸗ 
bereitungshandlungen getroffen, den Motor in Tätigkeit geſetzt, die 
Bremſe gelöſt und den Führerſitz eingenommen hat. 

Dieſes Unternehmen iſt ſtrafbar. Es kann deshalb nicht ſtraf⸗ 
los „bleiben“, wenn ihm Selbſtanzeige folgt, ſondern nur ſtraf⸗ 


Rechtſprechung 


fahrzeugführers, will ſie aber durch ſein eigenes Ver⸗ 
halten erreichen; er ſoll nach einem Unfalle nicht fliehen 
oder — wenn er es doch getan hat — ſich wenigſtens am 
folgenden Tage ſelbſt anzeigen. Nicht ſeine Feſtſtellung be⸗ 
gründet Strafloſigkeit, ſondern ſeine eigene Tätigkeit, näm⸗ 
lich der Umſtand, daß er ſelbſt die Feſtſtellung bewirkt hat. 
Nur wenn dieſe Vorausſetzung erfüllt iſt, tritt Strafloſigkeit 
ein. Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung wird durch die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte der angegebenen — in dem Regierungs⸗ 
entwurf nicht enthaltenen — Geſetzesbeſtimmung lediglich be⸗ 
ſtätigt. Hiernach ſollte dem Täter nicht das Recht gegeben 
werden, nach der Flucht ſeine Selbſtanzeige bis zum Ablaufe 
des nächſtfolgenden Tages willkürlich hinaus zuſchieben, 
man iſt vielmehr hierbei — das läßt der Kommiſſionsbericht 
erſehen — von der Annahme ausgegangen, daß ſich bei einem 
Unfalle i. S. des $ 7 KraftfahrzG. für den Lenker des Kraft⸗ 
fahrzeuges Umſtände ergeben könnten, die geeignet wären, ihn 
ſelbſt in eine Gefahr für Leib oder Leben zu bringen, und 
daß bei deren Vorliegen ihm nach billigem Ermeſſen nicht 
zuzumuten ſei, die ihm drohende Gefahr auf ſich zu nehmen. 
Gedacht war hierbei namentlich an das Auftreten einer er⸗ 
regten Volksmenge. Für ſolche Fälle ſollte dem Führer des 
Kraftwagens die Möglichkeit geboten werden, die durch ſeine 
Flucht an ſich verwirkte Strafe durch rechtzeitige eigene An⸗ 
zeige abzuwenden. Entſcheidend für den Eintritt der Straf⸗ 
loſigkeit iſt hiernach nicht der Lauf einer beſtimmten Friſt, 
ſondern die Tatſache der Selbſtanzeige, eine Art tätiger Reue, 
ſo daß im vorliegenden Falle der Beſchwerdeführer, der eine 
Selbſtanzeige nicht erſtattet hatte, ſich nicht mit Erfolg darauf 
berufen kann, zur Zeit der Feſtſtellung ſeiner Perſon und 
ſeines Wagens ſei die Friſt zur Erſtattung der Anzeige noch 
nicht abgelaufen geweſen. Die von dem Beſchwerdeführer 
unter Berufung auf die — im Schrifttum übrigens über⸗ 
wiegend bekämpften — Ausführungen von Eger (in ſeinem 
Kommentar zum Geſetze über den Verkehr mit Kraftfahr⸗ 
zeugen) vertretene gegenteilige Auffaſſung müßte zu dem 
von dem Geſetzgeber nicht gewollten Ergebniſſe führen, daß 
der fliehende, aber auf ſeiner Flucht alsbald verfolgte und 
eingeholte Täter wegen Vergehens aus § 22 Abſ. 1 a. a. O. 
niemals beſtraft werden könnte. 

(3. Sen. v. 10. Okt. 1927; 3 D 567/27.) A.] 


13. [Fahrläſſigkeit des Kraftwagenfüh⸗ 
rer s. 17) 2 

Der Angekl. iſt mit ſeinem mit Scheinwerfern ver⸗ 
ſehenen Kraftwagen auf der Landſtraße, und zwar ſo weit 
rechts, als es nach der Ortlichkeit möglich war, in mäßigem 
Tempo, mit ungefähr 20 Stundenkilometer Geſchwindigkeit, 
gefahren. Beim Entgegenkommen des hell erleuchteten Poſt⸗ 
autos hat er vorſchriftsmäßig abgeblendet, und, als er merkte, 
daß er durch das helle Licht dieſes Autos geblendet wurde, 
hat er ſofort den Entſchluß gefaßt zu halten und zu dieſem 
Zwecke den Gang herausgenommen. Noch während er aber 
damit beſchäftigt war, iſt er mit einem in ſeiner Fahrtrichtung 
etwa zwei Meter vom rechten Bordſtein entfernt ſtehenden 


los werden. Mit anderen Worten: Die ſpäteſtens am nächſt⸗ 
folgenden Tag nach dem Unfall erſtattete Selbſtanzeige bewirkt die 
Strafloſigkeit des Fluchtunternehmens, fie bildet einen Straf⸗ 
aufhebungsgrund, der ſeine rechtspolitiſche Urſache darin hat, 
daß bie Allgemeinheit und der Geſchädigte ein Intereſſe an der 
Feſtſtellung von Führer und Fahrzeug haben (vgl. Oberländer, 

ezold, Das Automobilrecht S. 69). Die ſtrafaufhebende Tat⸗ 
ſache iſt die eigene Tätigkeit des Führers. Er muß durch 
eine formell richtige Selbſtanzeige (bei einer inländiſchen Polizei⸗ 
behörde), die Feſtſtellung ſeines Fahrzeugs und ſeiner Perſon 
bewirken. Seine Ermittlung, gleichgültig ob ſie vor oder nach Ab⸗ 
lauf der eintägigen Friſt erfolgt, hebt die Strafe nicht auf. 

Dieſe Schlußfolgerungen ergeben ſich aus dem Tatbeſtand des 
§ 22 Abf. 1 S. 1, insbeſ. aus dem Begriff des „Unternehmens“. 
Das oben abgedruckte Urt. des NG. gelangt zu demſelben Ergebnis 
im weſentlichen aus der Entſtehungsgeſchichte der Strafbeſtimmung. 

Wegen einer genauen Darſtellung dieſer Entſtehungsgeſchichte 
ſ. Oberländer-Bezold ©. 64. 

RA. Siegfrid Wille, München. 

Zu 13. Das Urt. muß — den mancherlei laut gewordenen An⸗ 
feindungen zum Trotz — als richtig anerkannt werden. Mit Recht 
wird verlangt eine Prüfung darüber, ob der Angekl. den Wagen 
nicht ſofort hätte anhalten können und müſſen. Die Blendung durch 
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Handwagen zuſammengeſtoßen und hat dabei den Nebenkl. 
und deſſen Mutter, die ſich neben dem Handwagen befanden, 
umgeriſſen. Weder der Angekl. noch der neben ihm ſitzende 

euge H. hat den Handwagen vorher bemerkt. Durch den 
uſammenſtoß iſt der Nebenkl. verletzt, ſeine Mutter getötet 
worden. Da der Kraftwagen des Angekl. nach dem Unfalle 
unmittelbar neben der getöteten Frau Sch. ſtand, ſieht die 
StR. als erwieſen an, daß feine Geſchwindigkeit bei dem 
Zuſammenprall nur ſehr gering geweſen ſein kann. Etwa 
100 Meter vor der Unfallſtelle hatte der Angekl. Hupen⸗ 
zeichen gegeben, die nach Annahme des Zeugen H. die Ver⸗ 
letzten gehört haben müßten. Bei dieſer Sachlage hat die 
SLR. angenommen, daß der Angekl., der nach ihrer Anficht 
den Handwagen nur deshalb nicht geſehen hat, weil er ge⸗ 
blendet wurde, die ihm als Kraftwagenführer obliegenden 
Pflichten erfüllt und den Unfall des Nebenkl. und ſeiner 
Mutter nicht durch Fahrläſſigkeit verurſacht habe. Allein die 
Begründung des angefochtenen Urteils reicht nicht aus, um 
ein Verſchulden des Angekl. zweifelsfrei auszuſchließen. Aller⸗ 
dings hat der Angekl., als er ſich durch das Poſtauto ge 
blendet fühlte, inſofern alsbald die erforderlichen Anſtalten 
zum Halten getroffen, als er den Gang herausgenommen hat. 
Erſichtlich hat die StK. aber eine Prüfung nach der Richtung 
unterlafien, ob er nicht in der Lage und verpflichtet ge⸗ 
weſen wäre, durch Benutzung der Fußbremſe ſeinen Wagen 
ſofort zum Stehen zu bringen. Ferner hätte es einer Er⸗ 
örterung der Frage bedurft, ob der Angekl. nicht ſchon zu 
dem Zeitpunkte, als er des hell erleuchteten Poſtautos an⸗ 
ſichtig wurde, mit der Möglichkeit hätte rechnen müſſen, daß 
er bei deſſen Näherkommen ſo vollſtändig geblendet werden 
könnte, daß er nichts mehr ſehen konnte, und ob er dann nicht 
verpflichtet geweſen wäre, ſchon in jenem Zeitpunkle ſeine 
Geſchwindigkeit noch mehr herabzuſetzen oder gar ſeinen Wagen 
anzuhalten, bis das Poſtauto vorübergefahren war. Da in 
dieſen Beziehungen die Schuldfrage noch eine weitere Klärung 
erfordert, mußte das angefochtene Urteil auf die Rev. des 
Nebenkl. aufgehoben werden. 

Bd. 


(1. Sen. v. 21. Okt. 1927; 1 D 536/27.) 


14. [8 119 BranntwMon G. Verkürzung der 
Monopoleinnahmen durch Verwendung des 
Branntweins zu eigenem Nutzen.] 7) 


Die StR, hat die Beſtimmung des $ 120 Ziff. 2 Branntw⸗ 
Mon. nicht verkannt. Unter amtlicher Überwachung ſtand 
der hier in Betracht kommende Branntwein nicht mehr. Sie 
war vielmehr nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des an⸗ 
gefochtenen Urteils, wenngleich infolge eines Verſehens, auf 
gehoben worden. Der Fall liegt inſoweit nicht anders, als 
ſonſt bei Branntwein, der ſich im freien Verkehr befindet, 
nachdem die zuſtändigen Beamten, durch irgendeinen Irrtum 
veranlaßt, ihn dorthin haben gelangen laſſen, ſtatt ihn für 
die Monopolverwaltung zu übernehmen. Wenn eine Brennerei 
erloſchen ift, fo erſtreckt ſich die amtliche Überwachung, wie 
aus 847 Abſ. 2 des Geſetzes in Verbindung mit 83 66, 


Scheinwerfer iſt erfahrungsgemäß ſo ſtark, daß ſie auch bei noch 
beträchtlicher Entfernung der Scheinwerfer die Sicht vollſtändig 
ausſchließt. Daß aber auf der Straße Menſchen, Gefährte uſw. 
ſich in der Fahrbahn befinden, muß der Kraftwagenführer als 
wahrſcheinlich unbedingt im Bereich ſeiner Erwägungen haben. Wer 
bei dieſer Sachlage weiterfährt, fährt gleichſam mit geſchloſſenen 
Augen auf offener Straße. Deshalb iſt die Frage danach durchaus 
gerechtfertigt, ob nicht im Hinblick auf die ſo erhebliche Gefahr 
ein völliges Anhalten des Kraftwagens geboten iſt. 

Ob dieſes Anhalten durch Benutzung der Fußbremſe — wie 
das RG. annimmt — oder auf andere Weiſe bewirkt wird, iſt 
gleichgültig. Es ſei auch nur nebenbei erwähnt, daß das Heraus⸗ 
nehmen des Ganges nicht zum Halten des Kraftwagens führen 
muß, ſondern meiſt, insbeſ. bei Gefälle, geradezu eine Erhöhung der 
Geſchwindigkeit herbeiführt. 

8 18 Abf. 2 der VO. v. 15. März 1923/18. April 1924 i. d. 
Faſſ. v. 5. Dez. 1925 schreibt vor, daß bei behindertem Überblick 
über die Fahrbahn ſo langſam zu fahren iſt, daß das Fahrzeu 
auf kürzeſte Entfernung zum Stehen gebracht werden kann. Wir 
die Behinderung des Überblickes zur Verhinderung, ſo wird das 
völlige Anhalten zur notwendigen Folge. 

RA. Dr. Cerf, Leipzig. 

Zu 14. Das Urt. des RG. führt in das Geſtrüpp der Geſetz⸗ 

gebung über das Reichsbranntweinmonopol hinein. Das Untergericht 
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277 ff. der Brennerei VO. hervorgeht, nur auf die dort etwa 
noch vorhandenen Brenn vorrichtungen, alſo nicht auf 
erzeugte Flüſſigkeiten. Das angefochtene Urteil läßt aber eine 
ausreichende Prüfung der Frage vermiſſen, ob nicht der 
äußere und der innere Tatbeſtand des 8 119 BranntwMoncG. 
erwieſen iſt. In dieſer Beziehung kommt folgendes in Betracht. 
Nach 8 58 des Geſetzes iſt der im Monopolgebiet herge⸗ 
ſtellte Branntwein der Reichsmonopolverwaltung abzulie⸗ 
fern. Ein Ausnahmefall, der die Ablieferungspflichkigkeit des 
Branntweins beſeitigt hätte — 8 76 des Geſetzes — iſt nicht 
feſtgeſtellt, lag offenbar auch nicht vor. Daß dieſe geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen den Angekl. und insbeſ. Ernſt S. als 
ehemaligem Leiter und Eigentümer einer Branntweinbrennerei 
bekannt waren, wurde durch den feſtgeſtellten Sachverhalt 
fo nahe gelegt, daß die Sta., wenn es für die Feſtſtellung 
einer Monopolhinterziehung darauf ankam, zu der Frage 
Stellung nehmen mußte, ob die Angekl. dieſe Beſtimmungen, 
die gerade den Eingang der Monopoleinnahmen ſichern ſollen, 
gekannt haben. Wird dieſe Kenntmis feſtgeſtellt, ſo liegt weiter 
die Schlußfolgerung außerordentlich nahe, daß ſie ſich ſagten, 
die geſetzlichen Monopoleinnahmen würden dadurch verkürzt, 
daß ſie mit dem Branntwein, ſtatt ihn abzuliefern, in der 
von den Tatrichtern feſtgeſtellten Weiſe verfuhren. Wenn die 
SIR. ausführt, die Angefl. ſeien nicht verpflichtet geweſen, 
den in Betracht kommenden Branntwein zur Abnahme an⸗ 
zumelden, fo läßt fie unberücksichtigt, daß die Angekl. ſich 
nicht lediglich untätig verhalten, ſondern den Branntwein in 
beſtimmter Weiſe verwendet haben. Es iſt nicht erſichtlich, 
inwiefern die Angekl. angenommen haben ſollten, die im Irr⸗ 
tum befangenen Steuerbeamten ſeien rechtlich in der Lage ge⸗ 
weſen, die in 88 58, 59, 83 ff. des Geſetzes getroffenen Be⸗ 
ſtimmungen hinſichtlich des hier in Rede ſtehenden Brannt⸗ 
weins außer Kraft zu ſetzen. Waren ſie ſich aber dieſer Rechts⸗ 
lage bewußt, ſo bleibt unverſtändlich, inwiefern ſie nicht mit 
dem in 8 119 des Geſetzes bezeichneten Vorſatz gehandelt 
hätten, als ſie, indem ſie den Branntwein zu ihrem Nutzen 
verwendeten, die Monopolverwaltung um die ihr zuſtehenden 
Einnahmen brachten. Das angefochtene Urteil unterlag daher 
der Aufhebung. 

@. Sen. v. 31. März 1927; 3 D 177/27.) A.] 


II. Verfahren. 

15. [Die in 8 239 Ziff. 1—4 KO. angeführten 
Bankrotthandlungen brauchen nicht vor der Zah⸗ 
lungseinſtellung oder der Konkurseröffnung be⸗ 
gangen zu ſein. Eine Verheimlichung kann, wenn 
durch vorherige Befragung eine Rechtspflicht zur 
Mitteilung geſchaffen iſt, auch durch Unterlaſſen 
ſtattfinden.] 

Rechtsirrtümlich iſt die in der Reviſionsbegründung ver⸗ 
tretene Meinung, in § 239 KO. werde vorausgeſetzt, daß die 
einzelnen darin unter 1 bis 4 aufgeführten Bankrotthand⸗ 
lungen vor der Bahlungseinftellung oder der Konkurseröff⸗ 


hatte die Strafbarkeit verneint, weil ihm bei der Verwendung des 
Branntweins das Tatbeſtandsmerkmal der amtlichen Überwachung zur 
Erfüllung des in Betracht kommenden Vergehens der an kein Schuld⸗ 
moment geknüpften Hinterziehung aus 8 120 Ziff. 4 BranntmMon®. 
zu fehlen ſchien. Mit Recht verweiſt das RG. demgegenüber auf das 


Zutrefſen der allgemeinen Strafklauſel des 9119, die, dem Betrug 


verwandt, die Hinterziehung allerdings an Vorſatz oder Abſicht knüpft. 
Es erklärt ſich dabei nicht, ob die Alternative des Erſchleichens oder 
der vorſätzlichen Bewirkung eines ungerechtſertigten Vorteils vorliegt. 
Auch dies wohl mit Recht. Dagegen ſcheint es, daß das NG. ſich bei 
der Begründung etwas zu ſehr von dem gemeinſtrafrechtlichen Begriff 
des Betrugs hat leiten laſſen. Der Tatbeſtaud der vorſäßlichen Hinter⸗ 
ziehung nach 8 119 BranntwMonG verlangt nicht die Beſchädigung 
eines fremden Vermögens. Es genügt vielmehr die Bewirkung eines 
nicht gerechtfertigten Vorteils. Deshalb liegt wohl der Hinweis, daß 
durch das Verhalten der Angekl. anſcheinend die Einnahmen der 
Monopolverwaltung verkürzt worden ſeien, neben der Sache. Nach 
der geſeplichen Veſtimmung weſentlich iſt, daß das Verhalten den 
Angekl. einen Vorteil brachte oder bringen ſollte, auf den ſie keinen 
geſetzlichen Anſpruch hatten, ohne Rückſicht darauf, ob und inwieweit 
dadurch auch die der Reichs monopolverwaltung zuſtehenden Einnahmen 
gekürzt worden ſind. 


RA. Prof. Dr. Heinrich Wimpfheimer, Berlin. 
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nung begangen ſein müßten, zum mindeſten hinſichtlich der 
Verheimlichung oder Beiſeiteſchaffung von Vermögensſtücken 
(Nr. 1), um die es ſich im vorliegenden Falle allein handelt. 
Die bisherige Rſpr. des RG. (vgl. RGSt. 11, 386; 14, 
221; 22, 436) hat zu dem, dem jetzigen § 240 KO. entſpre⸗ 
chenden früheren § 210 ausgeführt, daß es der Anwendbar⸗ 
keit des Geſetzes nicht entgegenſtehe, wenn die Bankrotthand⸗ 
lung der Zahlungseinſtellung oder der Konkurseröffnung nach⸗ 
folge. Hieran iſt, und zwar auch für § 239 Nr. 1 feſtzuhalten. 
Daß die gegenteilige Meinung im Falle der Zahlungseinſtel⸗ 
lung gerade in beſonders ſchwerwiegenden Verfehlungen die 
Strafloſigkeit des Schuldners zur Folge haben könnte, liegt 
auf der Hand und iſt in RGGSt. 14, 221, 223 näher dargelegt, 
das gleiche muß aber auch für den Fall der Konkurseröffnung 
gelten. Die Vergangenheitsform („verheimlicht oder beiſeite 
geſchafft haben“), die das Geſetz anwendet — worauf der 
Verteidiger Gewicht legt —, ſoll hier das Verhältnis zur 
Zeit der Beſtrafung, nicht zur Zeit des Eintritts der für ſie 
erforderlichen Vorausſetzungen bezeichnen. Die gleiche An⸗ 
ſicht wird auch allgemein im Schrifttum vertreten. Eine Ge⸗ 
ſetzesverletzung liegt deshalb nicht vor, wenn das BG. die 
nach feiner Beweisannahm erſt im Laufe des Konkursver⸗ 
fahrens erfolgte Abtretung der Forderung an die Ehefrau als 
ein Beiſeiteſchaffen angeſehen hat. Aber auch die Annahme 
einer Verheimlichung durch Unterlaſſen einer Mitteilung an 
den Konkursverwalter iſt bei der hier gegebenen Sachlage nicht 
rechtsirrig. Der Verteidiger meint unter Bezugnahme auf 
das Schrifttum, dieſes Tatbeſtandsmerkmal werde nicht durch 
Verſchweigen ohne Befragung erfüllt, es erfordere ein Han⸗ 
deln. Wenn aber, wie im vorliegenden Falle feſtgeſtellt iſt, 
vorher der Konkursverwalter den Schuldner eindringlich auf 
ſeine Pflicht zur Angabe aller Vermögensſtücke hingewieſen 
und ihn genau befragt hatte, und wenn dann ſpäter der 
Schuldner ſich eines vorher überſehenen Vermögensſtückes 
erinnert, ſo beſteht eine Rechtspflicht zur Mitteilung auch 
ohne eine nochmalige Befragung. 
(2. Sen. v. 27. Okt. 1927; 2 D 840/27.) A.] 


16. [Ne bis in idem. Die rechtskräftige Ent⸗ 
ſcheidung, daß es ſich um ſelbſtändige Straf⸗ 
taten handle, ſchließt es aus, daß der ſpäter er⸗ 
kennende Richter feſtſtellt, daß dieſe Straftaten 
nur unſelbſtändige Beſtandteile einer anderen 
Straftat feien] 

Der Angekl. iſt durch rechtskräftiges Urteil des Schöffen⸗ 
gerichts G. v. 15. März 1927 wegen Betrugs in zwei Fällen 
verurteilt worden. Er macht mit der Rev. geltend, daß die 
neuerdings ihm zur Laſt gelegte Tat mit jenen beiden anderen 
gleichliegenden Betrugsfällen in Fortſetzungszuſammenhang 
ſtehe und deshalb bereits rechtskräftig abgeurteilt ſei. Das 
BG. iſt dieſem ſchon in der Hauptverhandlung erhobenen Ein⸗ 
wand unter Berufung auf die Rſpr. des RG. mit der Be⸗ 
gründung entgegengetreten, daß in jedem der drei Fälle eine 
andere Perſon geſchädigt ſei und eine Verſchiedenheit der ge⸗ 
ſchädigten Perſonen dem Begriff der fortgeſetzten Handlung 
widerſpreche. Dieſe Kuffaſſung beruht auf Rechtsirrtum und 
entſpricht keineswegs der Rſpr. des R., das in zahlreichen 
Entſch. betont hat, daß die Verſchiedenheit der durch Straf⸗ 
taten verletzten Perſonen nur dann der Annahme einer Fort⸗ 
ſetzungstat entgegenſtehe, wenn ein ſog. höchſtperſönliches 
Rechtsgut verletzt ſei wie Leben, Freiheit, Ehre, Geſundheit 
(RGSt. 27, 19; 31, 150; 43, 134; 44, 223 [229]; 53, 274; 
59, 98; andererſeits RGSt. 18, 317 [320]; 57, 352; 58, 183). 
Das Vermögen, welches beim Betrug das verletzte Rechtsgut 
bildet, iſt kein höchſtperſönliches. Die vom BG. angezogene 
Entſch. des 3. StSen. in RGSt. 26, 175 gibt zwar der ande» 
ren Auffaſſung Raum, daß der 3. Sen. aber jedenfalls dieſen 
Standpunkt längſt verlaſſen hat, geht aus RGSt. 49, 66 mit 
aller Deutlichkeit hervor. Iſt ſonach die Rechtsanſicht des LG. 
zu mißbilligen, ſo iſt doch der Einwand der rechtskräftig ab⸗ 
geurteilten Sache aus einem anderen Grunde nicht ſtichhaltig. 
Obwohl die beiden am 15. März 1927 abgeurteilten Vetrugs⸗ 
fälle im weſentlichen gleich lagen und ſich zur ſelben Zeit zu⸗ 
getragen haben, hat das Gericht damals nicht eine fort⸗ 
geſetzte Tat, ſondern zwei ſelbſtändige Handlungen an⸗ 

enommen. Dies verbietet dem ſpäter erkennenden Richter, 
m Widerſpruch mit dem früheren rechtskräftigen Urteil feſt⸗ 
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zuſtellen, daß jene rechtskräftig für ſelbſtändig erachteten 
Straftaten dieſer Selbſtändigkeit entbehren und nur unſelb⸗ 
ſtändige Beſtandteile einer anderen Straftat ſeien. Dies würde 
einen Eingriff in die Rechtskraft des früheren Urteils bi 
deuten (RGSt. 15, 23 [28]; 26, 162). 

A.] 


(2. Sen. v. 7. Nov. 1927; 2D 871/27.) 

17. [Es beſteht kein grundſätzliches Be⸗ 
denken, die Beratung über das Urteil mit der 
Beratung über die Notwendigkeit einer ein« 
zelnen Prozeßhandlung zu verbinden und nach 
Erledigung dieſer Prozeßhandlung und Ver⸗ 
ſtändigung über die Feſthaltung an dem be⸗ 
ſchloſſenen Urteil dieſes ohne eine erneute Ab⸗ 
ſtimmung zu verkünden.] 


Das Schwurgericht hat die Beweisaufnahme geſchloſſen, 
die Schlußvorträge der Beteiligten entgegengenommen und 
ſich ſodann zur geheimen Beratung und Abſtimmung zurück⸗ 
gezogen. Dabei iſt es zu dem Ergebnis gekommen, falls die 
Zeugin Sch. ihre vorläufig uneidliche Ausſage aufrechterhalte 
und mit dem Zeugeneide bekräftige, die Verurteilung des Be⸗ 
ſchwerdeführers ſo, wie ſie erfolgt iſt, zu verkünden. Dem⸗ 
gemäß iſt nochmals in die Vernehmung der Zeugin eingetreten. 
Dieſe hat an ihrer Ausſage feſtgehalten und ſie beſchworen. 
Die Prozeßbeteiligten haben — das ergibt das Sitzungs⸗ 
protokoll — bei nochmaliger Anhörung nichts Neues vor⸗ 
gebracht. Nachdem ſodann die ſämtlichen Mitglieder des Ge⸗ 
richts durch Zeichen ihr Einverſtändnis kundgegeben hatten, 
iſt das vorher beſchloſſene Urteil vom Vorſitzenden, ohne noch⸗ 
malige geheime Beratung und Abſtimmung, verkündet worden. 
Der Grundſatz, daß die Urteilsfindung eine vollſtändig zu 
Ende geführte Hauptverhandlung vorausſetzt (RGSt. 58, 
253), beruht auf § 261 StPO. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß 
das Gericht den Inbegriff der Verhandlung ſeinem Urteile 
erſt zugrunde legen kann, wenn der geſamte Verhandlungs- 
ſtoff bedingungslos vorliegt. Weder begrifflich noch ver⸗ 
fahrensrechtlich beſteht jedoch ein Hindernis für das Gericht, 
ſich vor dieſem Zeitpunkt unter formeller Beratung und Ab⸗ 
ſtimmung über die tatſächliche und rechtliche Bewertung des 
bisher vorliegenden Verhandlungsſtoffes mit dem Vorbehalte 
bindend ſchlüſſig zu machen, daß dieſer Verhandlungsſtoff ſich 
als der endgültig maßgebende erweiſen werde. Dieſe Bedingt⸗ 
heit wohnt jeder Urteilsberatung und Abſtimmung darüben 
inne, da es bis zur Verkündung der Entſcheidung den Prozeß⸗ 
beteiligten freiſteht, die Wiedereröffnung der Beweisaufnahme 
zu verlangen (RGSt. 59, 420 [421]). Erfolgt aber die Ber 
ſchließung des Urteils ſtets unter dem ſelbſtverſtändlichen Vor⸗ 
behalte, daß ſich bis zu ſeiner Verkündung keine Anderung des 
Verhandlungsergebniſſes herausſtellt, und ſteht beim Aus⸗ 
bleiben dieſer Vorausſetzung der Verkündung des ſo be⸗ 
ſchloſſenen Urteils kein Hindernis im Wege, ſo kann es für die 
Gültigkeit der Beratung und Abſtimmung inſoweit nur darauf 
ankommen, ob wirklich der ihr zugrunde gelegte Verhandlungs⸗ 
ſtoff der endgültige geblieben iſt (RGSt. 43, 51). Daß eine 
Urteilsberatung unter bewußter Unterbrechung der Beweis⸗ 
aufnahme und vor den Schlußvorträgen der Prozeßbeteiligten 
ſinn⸗ und gegenſtandslos ſein würde, bedarf keines Wortes. 
Es beſteht aber kein grundſätzliches Bedenken dagegen, ſie, 
nachdem die Beweisaufnahme im übrigen erledigt iſt und die 
Prozeßbeteiligten gehört find, mit der Beratung und Be 
ſchließung über die Notwendigkeit einer einzelnen Prozeß⸗ 
handlung, z. B. der Vereidigung eines Zeugen zu verbinden 
und das Urteil auf den Fall abzuſtellen, daß der erwartete 
Erfolg, beiſpielsweiſe die Aufrechterhaltung der Ausſage unter 
dem Zeugeneide, eintritt. Beſtätigt ſich dieſe Vorausſetzung, 
ſo fehlt es an einer Anderung des Verhandlungsergebniſſes, 
wie es dem Urteile zugrunde gelegt wurde, und es iſt daher 
für eine nochmalige Beratung und Abſtimmung kein Raum, 
ſofern nicht eines der Gerichtsmitglieder nach dieſer Richtung 
Zweifel hegt und die Wiedereröffnung der Beratung verlangt. 
Die Verſtändigung hierüber iſt ihrem Weſen nach keine „Ab⸗ 
ſtimmung“ i. S. der 88 193 ff. GVG. und nicht an deren 
Form gebunden. Ebenſowenig enthält die Frage des Vor⸗ 
ſitzenden an die Gerichtsmitglieder, ob eine nochmalige. Be⸗ 
ratung gefordert werde, ein „Votum“. 

LA.] 


(3. Sen. v. 3. Nov. 1927; 3 D 972/27.) 
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** 18. [88 219, 244 A b ſ. 2 StPO. Auf die zur Vor⸗ 
bereitung der Hauptverhandlung bei dem Vor⸗ 
ſitzenden geſtellten Beweisanträge kann die 
Verfügung nur dahin ergehen, daß dem Antrag 
entſprochen oder daß er abgelehnt wird. Erhält 
der Angeklagte den Beſcheid, daß über ſeinen 
Antrag in der Hauptverhandlung Beſchluß ge⸗ 
faßt werde, ſo wird er in ſeiner Verteidigung 
unzuläſſig beſchränkt, wenn über den Antrag 
des Angeklagten in der Hauptverhandlung kein 
Gerichtsbeſchluß ergeht.] 7) 


Der Verfahrensrüge des Angekl. kann der Erfolg nicht 
verſagt bleiben. Zwar hat er in der Hauptverhandlung vor 
dem BG. keinen Beweisantrag auf Vernehmung weiterer 
Zeugen geſtellt. Ein Anlaß für das Gericht, gemäß 8 244 
Abſ. 2 StpßO. einen Beſchluß zu faſſen, beſtand deshalb nicht, 
und daran wurde auch dadurch nichts geändert, daß der An⸗ 
geklagte vor der Hauptverhandlung bei dem Vorſitzenden einen 
ſolchen Antrag geſtellt und darauf den Beſcheid erhalten hatte, 
über ihn werde in der Hauptverhandlung Beſchluß gefaßt 
werden. Das RG. hat bereits in Entſch. v. 20. Jan. und 
23. Febr. 1880 (RGgſpr. 1, 251, 376) erkannt, daß ſich die 
Vorſchrift des 8 244 Abſ. 2 StPO. nur auf in der Haupt⸗ 
verhandlung ſelbſt geſtellte Beweisanträge beziehe und hieran 
in ſtändiger Rſpr. feſtgehalten. Trotzdem liegt hier ein Ver⸗ 
fahrensverſtoß vor, durch den der Angekl. in ſeiner Ver⸗ 
teidigung in unzuläſſiger Weiſe beſchränkt worden iſt. In 
8 219 StPO. iſt angeordnet, daß dem Angekl., der zur Vor⸗ 
bereitung der Hauptverhandlung Beweisanträge bei dem Vor⸗ 
ſitzenden des Gerichts geſtellt hat, die hierauf ergehende Ver⸗ 
fügung bekanntzugeben ſei. Dieſer Bekanntmachung kommt 
eine erhebliche verfahrensrechtliche Bedeutung zu, wie ſich aus 
den Beſtimmungen der 88 220, 246 StPO. ergibt. Die hier⸗ 
nach dem Angekl. zuſtehenden Rechte dürfen ihm nicht ver⸗ 
kümmert werden. Darum darf die Verfügung nur dahin 
gehen, daß dem Antrag entſprochen, oder daß er abgelehnt 
werde. Denn nur dann iſt der Angekl. in der Lage, ſich über 
die Ausübung der ihm nach den erwähnten Beſtimmungen zu⸗ 
ſtehenden Rechte ſchlüſſig zu machen. Hält der Vorſitzende 
einen Antrag nicht ohne weiteres für unerheblich, glaubt er 
ihm aber doch aus verfahrensleitenden Erwägungen, 3. B. 
weil die Ausführung der Ladungen vor dem Hauptverhand⸗ 
lungstermin nicht mehr möglich erſcheint, nicht mehr ent⸗ 
ſprechen zu ſollen, fo muß er ihn zunächſt ablehnen und dies 
dem Angekl. eröffnen, wobei ihm anheimgeſtellt werden kann, 
den Antrag in der Hauptverhandlung zu erneuern; dagegen 
ſteht dem Vorſitzenden nicht die Befugnis zu, von einer Ver⸗ 
fügung überhaupt abzuſehen und ſie dem erkennenden Gericht 
für die Hauptverhandlung zu überlaſſen. Denn dadurch wird 
das erkennende Gericht keineswegs mit dem Antrag befaßt. 
Ein dem Angekl. vor der Hauptverhandlung zugehender Be⸗ 
ſcheid des Vorſitzenden, über ſeinen Antrag werde in der 
Hauptverhandlung Beſchluß gefaßt werden, entſpricht mithin 
nicht dem § 219 StPO. Er iſt aber geeignet, den Angekl. 
in einen Irrtum über die Verfahrenslage zu verſetzen und in 
ihm den Glauben zu erwecken, er habe alles, was ihm ob⸗ 
liege, getan, und es werde keinesfalls eine ihm ungünſtige 
Entſcheidung erlaſſen werden, ohne daß vorher ſein an den 


Zu 18. Die vorl. Entſch. räumt, wenigſtens zu einem erheb⸗ 


lichen Teil, mit einem Formalismus auf, den man — unter Auf⸗ 
gabe des v. Rſpr. 1, 251 vertretenen Standpunkts — zu Unrecht auf 
die Prinzipien der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit gegründet hat 
(ſ. z. B. RG.: Goltd Arch. 65, 365). Anträge, die nicht in der Häupt⸗ 
verhandlung ſelbſt geſtellt find, hat die nach dem Urt. in Rſpr. 1, 251 
liegende Rſpr. des RG. (und zwar ſchon von dem Urt. in Rſpr. 1, 
376 [378] ab) konſtant als unbeachtlich angeſehen. Das ſoll nun in 
Zukunft jedenfalls inſoweit nicht gelten, als dem Angekl. auf feinen 
vor der Hauptverhandlung geſtellten Antrag mitgeteilt ift, daß 
über ihn in der Hauptverhandlung entſchieden werde. Der Fall liegt 
analog dem vom .: DIZ. 1913, 979 entſchiedenen, in dem 
ein in der Anklageſchrift benannter Zeuge nicht geladen und die 
Nichtladung dem Angekl. auch nicht in der Hauptverhandlung er⸗ 
öffnet war. Auch in jenem Fall hat ſich das RG. auf den Stand⸗ 
punkt geſtellt, daß der Angekl. ſich darauf habe verlaſſen dürfen, 
daß der Zeuge in der Hauptverhandlung vernommen werde. In ſpä⸗ 
teren Entſch. hat allerdings das RG. dieſe Auffaſſung nicht wieder⸗ 
holt, ohne allerdings ausdrücklich von dieſem Urt. abzurücken. Für 
den von dem vorl. Urt, entſchiedenen Fall hat zuerſt das KG.: 
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Vorſitzenden gerichteter Antrag beachtet und über ihn ent⸗ 
ſchieden werde. Auf eine ſolche Zuſicherung des Vorſitzenden 
muß ſich der Angekl. verlaſſen dürfen, und es kann ihm, zum 
mindeſten dann, falls es ſich wie im vorliegenden Falle um 
einen rechtlich nicht geſchulten und nicht von einem Ver⸗ 
teidiger beratenen Menſchen aus einfachen Volkskreiſen han⸗ 
delt, nicht zur Schuld angerechnet werden, wenn er annimmt, 
die ihm gewordene Beſcheidung entſpreche den geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen und werde eingehalten werden, und wenn er es 
deshalb unterläßt, ſeinen Antrag zu wiederholen. Auf ſeinen 
Willen, auf den Antrag zu verzichten, kann aus einem ſolchen 
Verhalten keinesfalls geſchloſſen werden. Nun hätte freilich 
der Angekl. im Laufe der Hauptverhandlung und namentlich 
durch das Stellen des Schlußantrags des Staatsanwalts auf 
Verwerfung feiner Ber ung feinen Irrtum möglicherweiſe 
erkennen können, und wäre dann, wenn er auf die Zeugen noch 
Gewicht legte, in der Lage geweſen, auf eine Beſcheidung über 
ſeinen Antrag zu dringen, aber bei einem Manne vom Bil⸗ 
dungsgrade des Angekl. iſt dies, obwohl er, wie ſich aus den 
Akten ergibt, ſchon an mehreren Hauptverhandlungen be⸗ 
teiligt geweſen iſt, nicht vorauszuſetzen. Es muß vielmehr mit 
der Möglichkeit gerechnet werden, daß er auch nach den Schluß⸗ 
anträgen geglaubt hat, das Gericht werde zunächſt ſeinen Be⸗ 
weisantrag beraten und beſcheiden. Er brauchte auch dann noch 
nicht damit zu rechnen, daß der Vorſitzende die ihm gegebene 
Zuſicherung nicht halten werde. Durch die Erteilung der Zu⸗ 
ſicherung unterſcheidet ſich der Fall von dem, in dem entgegen 
der Vorſchrift in 8 219 StPO. auf einen Antrag eine Ver⸗ 
fügung des Vorſitzenden entweder überhaupt nicht ergeht oder 
dem Angekl. nicht bekanntgemacht wird. Indem der Vor⸗ 
ſitzende eine ſolche Beſcheidung erteilt, übernimmt er die Ver⸗ 
pflichtung, den Antrag dem erkennenden Gericht zu unter⸗ 
breiten und für eine Entſchließung beſorgt zu ſein. Eine ſolche 
von ihm übernommene Verpflichtung muß er ebenſo aus⸗ 
führen wie eine, die ihm im Geſetz ausdrücklich übertragen iſt. 
Verſäumt er dies, ſo wird zwar nicht durch einen Beſchluß 
des Gerichts — deshalb iſt auch 8 338 Nr. 8 StPO. nicht an⸗ 
wendbar — wohl aber durch eine der Verfahrenslage zuwider⸗ 
laufende Unterlaſſung des Vorſitzenden der Angekl. in ſeiner 
Verteidigung unzuläſſig beſchränkt. Durch den Antrag be⸗ 
zweckte der Angekl. die Vernehmung von Zeugen, die bei der 
den Gegenſtand der Unterſuchung bildenden Handlung wenig⸗ 
ſtens im Anfang zugegen waren. Auf den Verfahrensverſtoß 
kann das Urteil beruhen. Die vom erk. Sen. in ſeinem Ur⸗ 
teile v. 10. Juni 1926 — II 349/26 — vertretene entgegen⸗ 
ſtehende Anſicht wird nicht aufrechterhalten. Hiernach iſt das 
angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zur neuen Ver⸗ 
handlung an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. 
A.] 


(2. Sen. v. 26. Sept. 1927; 2 D 580/27.) 


19. [Anordnung des Gerichts, die Beweis⸗ 
anträge ſchriftlich zu überreichen. Die Ab leh⸗ 
nung eines Beweisantrages muß dem Revi⸗ 
ſionsgericht die Möglichkeit der Nachprüfung 
geben. Das RG. hält für ſtändige Praxis des 
Verbots der Beweisvorwegnahme aufredt.]}) 


Infolge gerichtlicher Anordnung hat der Angekl. ſeine 
Beweisanträge ſchriftlich überreicht. Darin hat er den An⸗ 


3.46, 134 die Wiederholung des Beweisantrags für nicht erforder⸗ 
lich erklart, und die gleiche Auffaſſung wird man meines Erachtens 
auch für die Fälle vertreten müſſen, wo auf einen vor der Haupt⸗ 
verhandlung geſtellten Beweisantrag eine Entſch. nicht ergangen 
oder jedenfalls dem Angekl. nicht zugeſtellt iſt. Aber auch darüber 
hinaus laſſen ſich Fälle denken, wo das den Strafprozeß be⸗ 
herrſchende Prinzip der Ermittlung der materiellen Wahrheit das 
Gericht nötigen muß, einen bereits vor der Hauptverhandlung abge⸗ 
lehnten Beweisantrag erneut zu prüfen, ſei es, weil die Veränderung 
der Sachlage dazu Anlaß gibt, ſei es, weil die Gründe, auf die die 
damalige Ablehnung des Beweisantrags geſtützt war, nicht mehr zu⸗ 
treffen. Gegenüber einer hinreichend ſubſtantiierten Rüge wird die 
Reviſionsinſtanz in ſolchen Fällen prüfen müſſen, ob die Vorinſtanz 
fi) das Prinzip des 8 155 Abſ. 2 genügend zum Bewußtſein ge⸗ 
bracht hat. RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 


Zu 19. Zu den in der Praxis ſich immer mehr einbürgernden 


Anordnungen des Vorſitzenden, die Beweisantröge ſchriftlich zu über⸗ 


reichen, hat derſelbe Senat ſchon früher Stellung genommen und 
ſolche Anordnung für zulaſſig erklärt (. JW. 1927, 911 35). Eben⸗ 
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trag geſtellt: In Fällen, wo die Anzeigenden noch nicht eid⸗ 
lich vernommen ſind, dieſelben zu vernehmen, aus welchem 
Grunde ſie zur Lieferung gekommen ſind, und ob ſie auf 
Grund der guten Auskünfte geliefert haben, oder die Firma R. 
unwahre Verſprechungen gemacht hat. — Dieſen nicht un⸗ 
erheblichen Antrag hat die Stͤ. mit der Begründung ab⸗ 
gelehnt, daß die Behauptungen „zum Teil bereits widerlegt“ 
erſcheinen, zum anderen Teil als wahr unterſtellt würden. 
Die Begründung iſt rechtlich zu beanſtanden. Sie läßt zu⸗ 
nächſt nicht erkennen, inwieweit die fraglichen Behaup⸗ 
tungen bereits als widerlegt erachtet und inwieweit ſie als 
wahr unterſtellt werden. Dem RG. iſt dadurch die Möglich⸗ 
keit der Nachprüfung entzogen. Überdies verſtößt die Begrün⸗ 
dung gegen den in ſtändiger Rſpr. des RG. betonten Grund⸗ 
ſatz der Unzuläſſigkeit einer Vorwegnahme des Beweisergeb⸗ 
niſſes (vgl. RGSt. 46, 384; 47, 105). Dieſer Mangel führt 
zur Aufhebung des Urteils. 

(2. StS. v. 26. Sept. 1927; 2 D 554/27.) A.] 


20. [8 267 StPO. Die beſondere Lage des 
Falles kann dazu nötigen, im Urteil näher zu 
begründen, weshalb mehrere Einzelhandlungen 
nicht als eine einheitliche fortgeſetzte Handlung 
aufgefaßt ſind.] /) 

Der Angekl. iſt durch das Urt. des Schöffengerichts beim 
LG. R. v. 17. Dez. 1926 wegen 2 fortgeſetzter Verbrechen des 
Betrugs im Rückfalle zur Geſamtſtrafe von 2 Jahren Zucht⸗ 
haus und zum Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte auf die 
Dauer von 5 Jahren verurteilt worden. Das Urt. iſt rechts⸗ 
kräftig. Die Strafe wird in der Strafanſtalt U. vollzogen. 
Den Gegenſtand der Verurteilung bildeten einige i. J. 1923 
und zahlreiche in den Jahren 1925 und 1926 begangene Be⸗ 
trügereien, von denen die erſteren und letzteren je zu einer 
fortgeſetzten Handlung zuſammengefaßt wurden. Durch das 
nunmehr angefochtene BU. des LG. M. v. 13. Jan. 1927 
iſt der Angekl. weiter wegen 6 Verbrechen des vollendeten 
und 2 Verbrechen des verſuchten Betrugs im Rückfalle zur 
Geſamtſtrafe von 2 Jahren 6 Monate Zuchthaus verurteilt 
worden. Den Gegenſtand dieſer Verurteilung bildeten Be⸗ 
trügereien, die der Angekl. nach Annahme des BG. in der 
Zeit von Ende Mai bis Anfang Auguſt 1925 gemeinſchaftlich 
mit dem früheren Mitangekl. Fritz Sch. begangen hat. In 
der gegen das letztere Urt. eingelegten Rev. wird unter an⸗ 
derem geltend gemacht, das BGG. habe zu Unrecht Tatmehr⸗ 
heit ſtatt Fortſetzungszuſammenhang angenommen und über⸗ 
dies verkannt, daß die vom LG. M. abgeurteilten Einzelhand⸗ 
lungen auch mit den vom Schöff®. beim LG. R. abgeurteilten 
Einzelhandlungen im Fortſetzungszuſammenhang ſtünden, daß 
daher die Strafklage durch das rechtskräftige Urt. v. 17. Dez. 
1926 verbraucht ſei. Der Rev. kann der Erfolg nicht verſagt 
werden. Ob mehrere gleichartige, gegen das gleiche Rechtsgut 
gerichtete und gegen das gleiche Strafgeſetz verſtoßende Hand⸗ 
lungen des nämlichen Angekl. als eine fortgeſetzte Straftat 
oder als mehrere ſelbſtändige Straftaten zu beurteilen ſind, 
hängt davon ab, ob ſie ſich als ſtückweiſe Verwirklichung eines 
einheitlichen Geſamtvorſatzes oder als Ausflüſſe mehrerer 
ſelbſtändiger Vorſätze darſtellen. Hierbei reicht, wie das BG. 
ſchon hervorgehoben hat, nach der Rſpr. des RG. ein all- 


fo wie jene Entſch. ſieht auch das vorl. Urt. davon ab, daß in ſolchem 
Falle der Nachweis der Verleſung des Beweisantrages durch das 
Sitzungsprotokoll nicht geführt zu werden braucht. Daß darin in 
gewiſſem Sinne eine Durchbrechung des Mündlichkeitsprinzips liegt, 
kann nicht geleugnet werden. Auf die weiter von dem vorl. Urt. be⸗ 
tonten Grundsätze muß das RG. immer wieder aufmerkſam machen, 
weil die Inſtanzgerichte fortwährend dagegen verſtoßen. Zu beachten 
iſt, daß die Rev Inſt, ſich nicht daran geſtoßen hat, daß der Antrag⸗ 
ſteller die „Ob“⸗Form gewählt hat. Immerhin iſt dieſe Form nicht 
ungefährlich, da ſie ſchon dazu geführt hat, den Antrag als Beweis⸗ 
ermittlungsantrag anzuſehen, indem das Gericht aus dieſer Form 
geſchloſſen hat, daß der Antragſteller die Beweiserhebung nicht ernſt⸗ 
lich habe aufſtellen wollen, vielmehr lediglich vom Gericht gefordert 
habe, ihre Richtigkeit nachzuprüfen. 
RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 

Zu 20. Wiederholt hat das RG. ausgesprochen, daß bei zeit⸗ 
lichem Auseinanderfallen der einzelnen Handlungen nicht die An⸗ 
nahme der Real konkurrenz, ſondern die der Einheit der Handlung 
einer beſonderen Begründung bedarf (ſ. ſchon RGSt. 10, 54; 13, 
291). Daß eine formaliſtiſche Anwendung dieſes Grundſatzes zu un 
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gemeiner Entſchluß, bei ſich bietender Gelegenheit gleichartige 
ſtrafbare Handlungen zu begehen, zur Annahme einer fort⸗ 
geſetzten Straftat nicht aus. Ob ein einheitlicher Geſamtvorſatz 
oder völlig ſelbſtändige Vorſätze für jede einzelne Handlung 
vorliegen, iſt zwar im weſentlichen Sache tatfächlicher Feſt⸗ 
ſtellung. Rechtlich iſt jedoch zu beachten, daß die Annahme 
eines Geſamtvorſfatzes nicht ſchon deshalb ausgeſchloſſen iſt, 
weil die durch gewiſſe Zwiſchenräume voneinander getrennten 
Handlungen jeweils neue Teilvorſätze erfordern, durch welche 
ſie im einzelnen ausgeſtaltet und den Umſtänden angepaßt 
werden. Im gegebenen Falle ſtehen die auf einen verhältnis⸗ 
mäßig kurzen Zeitraum zuſammengedrängten Handlungen auch 
in weſentlichen Einzelheiten — Erſchwindelung von Waren 
auf Kredit unter Verwendung von Karten und Briefbogen 
mit gleichem ſchwindelhaftem Vordruck und unter Mitwirkung 
des gleichen Mittäters — einander derart nahe, daß Zweifel 
darüber aufkommen können, ob das BG. den Begriff des 
Geſamtvorſatzes nicht zu eng ausgelegt und ihn etwa nur 
wegen untergeordneter Abweichungen in der Ausführung 
der Einzelhandlungen verneinen zu müſſen geglaubt hat. Das 
BG. hätte bei der beſonderen Lage des Falles zur Aus⸗ 
räumung ſolcher Zweifel näher angeben ſollen, weshalb es 
für jede Einzelhandlung einen geſonderten Vorſatz angenom⸗ 
men hat. Dies gilt um jo mehr, als im Urt. des SchöffG. 
beim LG. R. für eine ganze Reihe ähnlicher Betrügereien, 
die teils vor, teils nach, vielleicht auch während der im an⸗ 
gefochtenen Urt. erörterten Handlungsreihe verübt worden 
ſind, den Fortſetzungszuſammenhang bejaht hat. Was ſodann 
die Frage des Verbrauchs der Strafklage anlangt, ſo war es 
Sache des zuletzt urteilenden Richters, zu prüfen, ob die von 
ihm zu behandelnden Fälle, die neben den früher abgeurteilten 
Fällen herliefen und ähnlich gelagert waren, in den vom 
früheren Urt. angenommenen Fortſetzungszuſammenhang hin⸗ 
einfielen oder nicht. Daß eine ſolche — ſchon in der Be⸗ 
rufungsbegründung angeregte — Prüfung ſtattgefunden hat, 
laſſen die Urteilsgründe nicht erkennen. Es wird insbeſ. zu 
erörtern ſein, ob der Umſtand, daß die zuletzt abgeurteilten 
Einzelhandlungen — abweichend von den früher abgeurteilten 
— gemeinſchaftlich mit Fritz Sch. und anſcheinend unter Ver⸗ 
wendung anderer Vordrucke und anderer Referenzen begangen 
ſchleßt. die Annahme eines Fortſetzungszuſammenhanges aus⸗ 
ließt. 
(I. Sen. v. 8. Juli 1927; 1 D 500/27.) A.] 


21. [8273 Abſ. 3 StPO. „Vollſtändige Nieder- 
ſchreibung“ liegt auch dann vor, wenn nur ein 
trennbarer Teil einer Ausſage niedergeſchrie⸗ 
ben iſt und es nur auf die Feſtſtellung des Wort⸗ 
lautes dieſes Teiles ankommt.] 


(I. Sen. v. 18. Okt. 1927; 1 D 842/27.) A.] 


* 22. [8 303 StPO. Der Nebenkläger iſt nicht 
„Gegner“ des Angeklagten.] 


Zur wirkſamen Zurücknahme der Berufung, mithin aber 
ebenſo zu ihrer teilweiſen Zurücknahme durch Beſchränkung 
des Rechtsmittels auf das Strafmaß bedarf es nach Beginn 
der Hauptverhandlung der Zuſtimmung des „Gegners“ (8 303 
StPO.). Gegner des Angekl. iſt in dieſem Sinne auch der 
Nebenkläger. Ob deſſen Zuſtimmung im Falle des § 303 
StPO. auch dann erforderlich ift, wenn er in der Berufungs⸗ 
verhandlung weder erſcheint, noch ſich vertreten läßt, tft eine 
in der StWO. nicht ausdrücklich geregelte Frage; ihre Be⸗ 
antwortung muß vielmehr aus der allgemeinen verfahrens⸗ 
rechtlichen Stellung entnommen werden, die der Nebenkläger 
durch ſeinen Anſchluß an die öffentliche Klage erlangt. Hier⸗ 
bei iſt davon auszugehen, daß der Nebenkläger ungeachtet 
ſeiner Zulaſſung nicht zu denjenigen Beteiligten gehört, deren 
Mitwirkung im Verfahren und insbef. deren Anweſenheit in 
der Hauptverhandlung nach dem Geſetz notwendig iſt (vgl. 
8400 SPD.) Zwar hat er nach erfolgtem Anſchluß die 
Rechte des Privatklägers (§ 397 StPD.). Ob und in welchem 
Umfang er von ihnen Gebrauch machen will, ſteht jedoch in 


gerechten Ergebniſſen führen könnte, zeigt gerade unſer Fall. Das 
RG. hat denn auch in ähnlicher Weiſe wie ſonſt aus der Eigenart des 
Falles gefolgert, daß nicht unerörtert bleiben durfte, ob nicht eine 
Ausnahme von der Regel vorlag. 

MA. Dr. Mar Alsberg, Berlin. 
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jeinem freien Belieben. Soweit er es unterläßt, feine Rechte 
durch Teilnahme am Verfahren auszuüben, nimmt dieſes ohne 
Rückſicht auf ihn feinen Fortgang (vgl. 8 398 Abſ. 1 StPO.). 
Vorbehaltlich der Befugnis zur Einlegung von Rechtsmitteln 
(8 401 StPO.) muß er demgemäß bei Unterlaſſung der ihm 
zuſtehenden Beteiligung am Verfahren deſſen Ergebniſſe ſo 
hinnehmen, wie ſie ſich ohne ihn geſtaltet haben. Das gilt 
ſelbſt dann, wenn von ſeiner Benachrichtigung und Zuziehung 
zum Verfahren wegen Kürze der Zeit abgeſehen wurde und 
er infolgedeſſen möglicherweiſe gar nicht in der Lage war, 
ſich über die Wahrnehmung der ihm zuſtehenden Rechte 
ſchlüſſig zu werden (§ 398 Abſ. 2 SPD.) Auf eine be⸗ 
ſondere Benachrichtigung über den Verlauf des Verfahrens 
hat der Nebenkläger im allgemeinen keinen Anſpruch. Zwar 
iſt er zur Hauptverhandlung ſowie, wenn dies (z. B. im Falle 
des § 224 SPD.) ſämtlichen Beteiligten gegenüber vor⸗ 
geſehen iſt, auch zu ſonſtigen Terminen zu laden (vgl. 8 398 
Abſ. 2 StPO.); abgeſehen von der ausnahmsweiſe vorgeſchrie⸗ 
benen Zuſtellung des Urteils ($ 400 StPO.) bedürfen dagegen 
verkündete Entſch. einer weiteren Bekanntgabe an den Neben⸗ 
kläger auch dann nicht, wenn ſie in ſeiner Abweſenheit er⸗ 
gangen ſind. Vielmehr iſt es ſeine Sache, ſich um den Gang 
des Verfahrens zu kümmern, um darüber zu befinden, in wel⸗ 
chem Umfang er von der Befugnis, ſich als Gegner des An⸗ 
geklagten zu betätigen, Gebrauch machen will. Soweit er 
das unterläßt, fällt trotz ſeines Anſchluſſes an die öffentliche 
Klage deren Vertretung ausſchließlich der Staatsanwaltſchaft 
zu. Auch im Falle des § 303 StPO. kommt daher nur fie als 
„Gegner“ des Angekl. in Betracht, wenn der Nebenkläger die 
Gelegenheit, ſich über ſeine Zuſtimmung zur Zurücknahme 
oder Beſchränkung des Rechtsmittels zu erklären, nicht wahr⸗ 
nimmt. Ohne Grund hat hiernach die Rev. des Angekl. gel⸗ 
tend gemacht, ſeine in der Berufungsverhandlung unter Zu⸗ 
ſtimmung der Staatsanwaltſchaft erklärte Beſchränkung der 
Berufung auf das Strafmaß ſei nicht wirkſam geworden, weil 
es hierzu außerdem der Zuſtimmung des nicht erſchienenen 
Nebenklägers bedurft habe. 

(2. Sen. v. 20. Okt. 1927; 2 D 350/27.) A.] 


gayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
Strafſachen. 
Berichtet von IR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


1. 58 244, 325 StPO. Wird ein Antrag auf wiederholte 
Vernehmung eines Zeugen geſtellt, ſo muß unterſchieden 
werden: Wird der Zeuge Über eine neue Tatſache benannt, 
ſo handelt es ſich um einen neuen Beweisantrag, deſſen 
Ablehnung nur im Rahmen des $ 244 StPO. erfolgen kann. 
Wird die wiederholte Vernehmung aber nicht über eine 
neue Tatſache beantragt, ſondern nur, um dem BG. oder 
der Verteidigung den perſönlichen, tieferen Eindruck der 
Zeugenausſage zu verſchaffen oder in der Hoffnung, daß 
die Vernehmung vielleicht ſachdienliche weitere Ergebniſſe 
zutage fördern oder Anlaß zur Ausdehnung der Beweis⸗ 
erhebung geben können, dann findet 8 244 StPO. keine 
Anwendung. Vielmehr hat hier das BG. zu prüfen, ob 
die Verleſung der Ausſage des Zeugen für die Zwecke der 
Verteidigung die perſönliche Vernehmung vollſtändig er⸗ 
ſetzen kann. Kommt das Gericht unter Würdigung der Nie⸗ 
derſchrift über die Zeugenausſage zu dieſer Anſicht, ſo 
iſt die neuerliche Vernehmung nicht veranlaßt, andernfalls 
iſt dieſe anzuordnen (vgl. RGSt. 58, 378 und die dort 
angef. Entſch.). 

(BayOb eG., St., Urt. v. 30. Sept. 1927, RevReg. I Nr. 446/27.) 


Oberlaudesgerichte. 


Berlin. Strafſachen. 

1. Auch ein ſtaatlich angeſtellter Förſter hat die 
allgemeinen polizeil. Vorſchriften bezüglich des Maul⸗ 
korbzwanges der Hunde auch bei feinem Jagdhunde zu 
befolgen. 

Nach der PolVO. müſſen alle Hunde einſchließlich der Zug 
hunde auf öffentlichen Straßen, Plätzen oder an Orten, wo Men⸗ 
ſchen zu verkehren pflegen, mit einem Maulkorb, der das Beißen 
unmöglich macht, verſehen ſein. Ausgenommen hiervon find „Blin⸗ 
denführer⸗ und Polizeihunde, ſowie Heereshunde im Dienſt“. Die 
Pol VO. findet ihre geſetzliche Grundlage im § 6 zu b und k des 
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Geſ. über die Polizeiverwaltung v. 11. März 1850, inſofern fie be⸗ 
zweckt, die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf öffent⸗ 
lichen Wegen zu ſchützen, wie Geſundheitsſchädigungen der Straßen⸗ 
paſſanten zu verhindern. Sie bat mit der Verhütung der Tollwut 
und überhaupt mit dem Biehfeuchen®. v. 26. Juni 1909 (RGBl. 
519) nichts zu tun; deshalb iſt auch eine Bezugnahme auf 8 114 
der preuß. viehſeuchenpolizenichen Anordnung v. 1. Mai 1912 und der 
gleichlautenden Bundesratsvorſchriften v. 7. Dez. 1911 (RGBl. 1912, 
4) verfehlt. Die F.ſtraße in G. iſt eine öffentliche Straße, jedenfalls, 
auch ſoweit ſie noch nicht bebaut iſt, ein Ort, wo Menſchen zu ver⸗ 
kehren pflegen. Deshalb mußte der Angekl., wenn er ſich von 
ſeinem Hunde begleiten ließ, ihm vorher einen beißſicheren Maul⸗ 
korb anlegen. Daß die Straße in dem hier fraglichen Teil auf 
forſtfiskaliſchem Boden liegt, ſpielt keine Rolle. Maßgebend ift der 
Wortlaut der PolVO.; die von ihr zugelaſſenen Ausnahmen find 
als ſolche eng auszulegen. Der Angekl. kann keine von dieſen 
für ſich mit Recht in Anſpruch nehmen. Daraus, daß er als ſtaat⸗ 
licher Forſtſchutzbeamter Hilfsbeamter Fer StA. it (L öwe⸗Roſen⸗ 
berg, GG., Anm. 3 zu $ 152), erwächſt für ihn keineswegs die 
Berechtigung, ſeinen Jagdhund als Polizeihund gelten zu laſſen. 
Dazu gehörte der Nachweis, daß der Jagdhund als Polizeihund 
ausgebildet und als ſolcher dem Angekl. ſeitens der Polizeibehörde 
überwieſen worden ſei; das hat der Angekl. aber nicht behaupten 
können. Als Polizeihunde find auch nur beſondere Arten von 
Hunden zugelaſſen, Jagdhunde gehören nicht dazu (v. Bitter, 
Handw. Buch II S. 283). Überdies ſind vom Maulkorbzwang auch 
Polizeihunde nur dann befreit, wenn ſie ſich in dieſer Eigenſchaft 
gerade im Dienſt befinden. Das trifft hier bei dem Hunde des 
Angekl. nicht zu, iſt wenigſtens nach den Angaben des Angell. 
nicht anzunehmen. Hiernach ſteht der Verurteilung des Angehl. nichts 
im Wege. Hat er ſich über die Auslegung der PolVO. geirrt, jo ber 
traf ſein Irrtum das Strafgeſetz und befreite ihn nicht von der 
ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit. Irrte er aber über den Umfang 
ſeiner Amtsbefugniſſe, indem er glaubte, als ſtaatlicher Förſter ſeinen 
Hund ohne Maulkorb überall mit ſich führen zu dürfen, ſo betraf 
ſein Irrtum allerdings das Verwaltungsrecht, ſtand daher dem 
Tatſachenirrtum gleich und war geeignet, ihn ſtraflos zu machen. Je⸗ 
doch hätte er durch ſachgemäße Erkundigung dieſen Irrtum ver⸗ 
meiden können, hat ihn alſo durch Fahrläſſigkeit verſchuldet ($ 59 
Abſ. 2 StcHB.). Deshalb befreite auch dieſer Irrtum ihn von feiner 
Ar Verantwortung nicht. Er war demgemäß zu ver⸗ 
urteilen. 
(KG., 1. StS., Urt. v. 20. Mai 1927, 18 342/27.) 


2. Offentliche Fußballwettſpiele dürfen am Buß⸗ 
id und am Karfreitage wie am Totenſonntagenichtſtatt⸗ 
inden. 


Der Vorderrichter hat dem Verhalten des Ungekl. eine Zur 
widerhandlung gegen die 88 12 und 17 Oberpräſidial O. für die 
Provinz Weſtfalen v. 24. Juli 1897, betr. die äußere Heilig⸗ 
dane der Sonn⸗ und Feiertage (Extrabeilage zum Stück 35 des 
Amtsbl. Minden 1897, 282) i. d. Faſſ. der VO. v. 10. Okt. 1924 
(Amtsbl. 1924, 158), entgegen der Auffaſſung der Polizeibehörde 
aus dem Grunde nicht erblickt, weil das Abhalten eines Fußball 
wettſpiels nicht als verbotene Schauſtellung i. S. der erwähnten 
Vorſchriften anzuſehen ſei. Er hat deshalb den Angekl. freie 
geſprochen. Die Rev. der StA. hatte Erfolg. Die erwähnte Ober⸗ 
präſidialVO. findet in der in ihrer Eingangsformel in 8575 ge⸗ 
nommenen Allerhöchſten Kabinettsorder v. 7. Febr. 1837 (BE. 
1837, 19) über die Befugnis der Behörden, durch polizeiliche Be⸗ 
ſtimmungen die äußere Heilighaltung der Sonn⸗ und Feſttage zu 
bewahren, ihre geſetzliche Grundlage. 8 12 OberpräſidialV O., deſſen 
erſter Abſatz ſich mit der Veranſtaltung öffentlicher und privater 
Tanzmuſiken, von Bällen und ähnlichen Luſtbarkeiten befaßt und 
dieſe für beſtimmte Feſttage, wie für die Vorabende des erſten 
Weihnachts⸗, Oſter⸗ und Pfingſtfeſtes, des Bußtages und der dem 
Andenken der Verſtorbenen gewidmeten Jahrestage (Allerſeeligen⸗ 
tag und Totenſonntag) ſowie für dieſe Tage ſelbſt und in der 
ganzen Karwoche verbietet, beſtimmt in feinem zweiten Abſatz: 
„Am Bußtage, am Karfreitag und an den dem Andenken der Ver⸗ 
ſtorbenen gewidmeten Jahrestagen (Allerſeeligentag und Toten⸗ 
ſonntag) dürfen außerdem theatraliſche Vorſtellungen ſowie Licht⸗ 
ſpielvorführungen, Schauſtellungen und öffentliche Luſtbar⸗ 
keiten nicht ſtattfinden.“ Von dieſem Verbot werden nur ausge⸗ 
nommen: 1. Darbietungen geiſtlicher Muſik; 2. theatraliſche Vor⸗ 
ſtellungen von Stücken ernſten Inhalts, die von der Poltzei⸗ 
behörde als der Bedeutung des Tages angemeſſen genehmigt wer⸗ 
den; 3. Lichtſpielvorführungen ernſten Inhalts, hinſichtlich deren 
dasſelbe Erfordernis gilt und die weiterhin nicht vor ſechs Uhr 
abends beginnen und keine andere Mufikbegleitung als ſolche durch 
Harmonium haben dürfen. Danach dürfen unter anderem am Buß⸗ 
tage Schauſtellungen nicht dargeboten werden. Der Vorderrichter 
glaubt der Veranſtaltung des Fußballwettſpiels den Charakter einer 
1. S. der erwähnten Vorſchriften verbotenen Schauſtellung verſagen 
zu ſollen, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob von den Zuſchauern 
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Eintrittsgelder erhoben werden oder nicht. Er ſtützt dieſe Auf⸗ 


faſſung auf den Zweck der Vorſchriften, den er darin erblickt, daß 
mit dem Verbot nur ſolche Veranſtaltungen haben getroffen werden 
ſollen, die mit der beſonderen Weihe des Tages nicht vereinbar 
ſeien, was ſeiner Meinung nach von Fußballwettſpielen nicht 
elten könne, und glaubt auch aus dem inneren Zuſammenhang des 
12 insbeſ. mit $ 11 herausleſen zu ſollen, daß der Geſetzgeber 
ſelbſt ſportliche Veranſtaltungen dem Verbot nicht habe unterſtellen 
wollen. Was aber zunächſt den letzterwähnten Grund anlangt, ſo 
läßt er ſich aus einem Zuſammenhalt des § 12 der VO. mit 8 11 
derſelben nicht i. S. des Vorderrichters herleiten. $ 11 Abſ. 1 be⸗ 
ſtimmt: „An Sonn- und Feiertagen find während des Hauptgottes⸗ 
dienſtes ($ 16) und des Nachmittagsgottesdienſtes, inſoweit dieſer 
nicht über 3¼ Uhr nachmittags hinausreicht, alle Muſikauffüh⸗ 
rungen, Schauſtellungen, Lichtſpielvorführungen und thea⸗ 
traliſche Vorſtellungen einſchließlich ſolcher Proben dazu, die durch 
Geräuſch nach außen hin wirkſam werden, ferner Wettrennen und 
alle mit Geräuſch verbundenen geſellſchaftlichen Vereinigungen und 
Vergnügungen an öffentlichen Orten, namentlich das Kegelſpiel, 
Scheiben⸗ und Vogelſchießen, desgleichen alle die Sonntagsruhe 
ſtörenden Beläſtigungen in Privaträumen oder Privatgärten ver⸗ 
boten. Nach Satz 2 gilt dieſes Verbot für Turn⸗ und Sportfeſte 
ſowie turneriſche und ſportliche Veranſtaltungen nur, ſofern ſie den 
Gottesdienſt unmittelbar zu ſtören geeignet ſind.“ Schon aus 
dieſer Heraushebung der ſportlichen Veranſtaltungen geht hervor, 
daß der Geſetzgeber ſie an ſich als Schauſtellungen i. S. ſeiner Vor⸗ 
ſchriften erachtet hat. Denn andernfalls hätte es einer Vorſchrift 
wie derjenigen des Satz 2 nicht bedurft, durch welche den ſport⸗ 
lichen Veranſtaltungen eine Sonderſtellung gegenüber den übrigen 
nel eingeräumt wird. Aus dieſer Sonderſtellung ſport⸗ 
licher Veranſtaltungen im $ 11 Abſ. 1 der VO. kann aber für eine 
gleiche Ausnahmeſtellung derſelben im $ 12 aus dem Grunde nichts 
hergeleitet werden, weil beide Vorſchriften trotz des gemeinſamen 
wecks der äußeren Heilighaltung der Sonn⸗ und Feſttage ver⸗ 
chiedene Sonderzwecke verfolgen. Wie dies der Sen. in ſeinem 
Urt. v. 30. April 1926, 1 S 321/26 (KJ. ErgBd. 5, 174) in 
Anſehung eines am Totenſonntag veranſtalteten Preiskegelns für 
die ähnlich lautenden Vorſchriften der OberpräſidialVO. für die 
Provinz Schleswig⸗Holſtein v. 3. Febr. 1925 (Amtsbl. Schleswig 
S. 83) näher dargelegt hat, bezweckt $ 11 den Schutz der äußeren 
Heilighaltung aller Sonn- und Feſttage ohne Rückſicht auf ihre 
größere oder geringere Bedeutung nur für die Zeit des 
Gottesdienſtes und will dieſen Zeitraum von Störungen durch 
lärmende Vergnügungen freihalten, durch welche die Abhaltung des 
Gottesdienſtes unmittelbar beeinträchtigt werden könnte. Darauf 
zielt auch der MinErl. v. 6. Nov. 1921 ab, wenn er es für nicht 
angängig erklärt, turneriſche und ſportliche Veranſtaltungen ohne 
Rückſicht darauf, ob fie eine unmittelbare Störung des Gottes⸗ 
dienſtes beſorgen laſſen, z. B. in der Nähe von Kirchen oder ſon⸗ 
ſtigen Räumen, in denen Gottesdienſt abgehalten wird, ganz all⸗ 
gemein während dieſer Zeit zu verbieten. Demgegenüber hebt 8 12 
als lex specialis beſondere Feiertage und ſchon deren Vorabende 
aus der en Zahl gewöhnlicher Sonn- und Feſttage heraus 
und will für ihre ganze Dauer die äußere Weihe und 
innere Erhebung nicht durch Vergnügungen geſtört wiſſen. Inner⸗ 
halb dieſer herausgehobenen Feſttage unterwirft die Vorſchrift 
wiederum den Buß⸗ und Bettag, den Karfreitag und den Aller⸗ 
ſeeligen und Totenſonntag beſonders ſtrengen Beſchränkungen. Sie 
nimmt nur 90 Veranſtaltungen von dem Verbot der Ab- 
haltung aus, ſofern ſie in beſonderer Weiſe dem Ernſt des Tages 
Rechnung tragen. Dagegen unterwirft ſie Schauſtellungen aus⸗ 
nahmslos dem Verbot der Veranſtaltung. Schon hieraus ergibt ſich, 
daß ſportliche Veranſtaltungen im Falle des § 12 keine Sonder⸗ 
ftellung genießen. Daß dies auch die Auffaſſung des Min. des Inn. 
iſt, geht aus ſeiner zur Auslegung der Vorſchrift mit ins Gewicht 
fallenden Verfügung über die äußere Heilighaltung des dem Buß⸗ 
tage im weſentlichen gleichgeſtellten Karfreitags v. 22. Febr. 1926 
(MBl. i. V. 1926, 207 15 hervor. In ihr heißt es, das grund⸗ 
ſätzliche Verbot gelte auch für gewerbliche Veranſtaltungen, wie 
Rennen, Boxkämpfe und ähnliche Darbietungen. Läßt ſich danach 
aus dem Inhalt der Vo. ſelbſt nichts dafür herleiten, daß ſport⸗ 
liche Veranſtaltungen ganz allgemein von dem Verbot nicht be⸗ 
troffen ſein ſollten, ſo kann auch im übrigen der Auffaſſung des 
Vorderrichters nicht beigetreten werden, daß Fußballwettſpiele aus⸗ 
nahmslos mit der beſonderen Weihe des Bußtags durchaus verein⸗ 
bar und deshalb zuläſſig ſeien. Vielmehr kommt es für das Verbot 
allein darauf an, ob ſie ſich als „Schauſtellungen“ erweiſen. Den 
Charakter einer ſolchen haben aber nicht nur diejenigen Ver⸗ 
anſtaltungen, bei welchen dem Publikum Perſonen, Tiere, Bilder 
oder ſonſtige Gegenſtände als ſolche zur Schau geſtellt werden (ogl. 
5 33 b GewoO.; NJ. 36 C 71), ſondern darüber hinaus alle die⸗ 
jenigen Vorführungen, die wie insbeſ. auch der Kampf beſtimmter 
Perſonengruppen untereinander zu sportlichen Zwecken ganz all» 
gemein den Zweck verfolgen, die Schauluſt der Allgemeinheit zu 
befriedigen. Dieſes Ziel ſetzen ſich aber auch Fußballwettſpiele, 
ſofern ſie auf öffentlichen Plätzen ausgetragen werden und zu ihnen 
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eine unbeſtimmte Menſchenmenge zugelaſſen wird. Dabei braucht 
noch nicht einmal darauf beſonders Gewicht gelegt zu werden, daß 
die Schau von Wettſpielen, mögen dieſe auch ſelbſt von rein ſport⸗ 
lichen Gründen getragen ſein, erfahrungsgemäß Anlaß zum Wetten 
der Zuſchauer untereinander bietet und damit die Spielleidenſchaft 
auslöſt, die mit der inneren Erhebung, zu der der Feſttag Anlaß 
bieten ſoll, nicht vereinbar iſt, aber auch nach außen hin in die 
Erſcheinung treten kann und ſo als Folgeerſcheinung gleichfalls die 
äußere Heilighaltung des Feſttags beeinträchtigt. In Überein⸗ 
ſtimmung mit dieſen Rechtsgrundſätzen hat der Gen. bereits früher 
(Recht 1916, 211) ausgeſprochen, daß Fußballwettſpiele, zu denen 
Zuſchauer gegen Erhebung von Eintrittsgeldern zugelaſſen werden, 
als verbotene Schauſtellungen zu erachten ſeien. Danach war ent» 
gegen der Auffaſſung des Vorderrichters durch das Verhalten des 
Angekl. der äußere Tatbeſtand der Strafvorſchrift des § 12 als 
verwirklicht zu erachten. An dieſem Ergebniſſe kann auch der Um⸗ 
ſtand nichts ändern, daß am gleichen Tage auch in anderen 
Städten Wettſpiele abgehalten worden ſind. Denn abgeſehen da⸗ 
von, daß die den Gegenſtand regelnden Vorſchriften in den ein⸗ 
zelnen Provinzen nicht gleich lauten — die einheitliche Regelung 
des geſamten Rechtsgebiets iſt zwar in Ausſicht genommen, bisher 
aber nicht erfolgt (ogl. Min Erl. v. 24. Juni 1926) —, erhellt 
nicht, daß nicht auch wegen der Veranſtaltung gleicher Spiele in 
anderen Städten Strafverfolgungen ſtattgefunden haben. Im übrigen 
iſt die ſtrafrechtliche Beurteilung der hier zur Anklage ſtehenden 
Tat von der in anderen Orten bei gleichem Anlaß betätigten be⸗ 
hördlichen Auffaſſung nicht abhängig. Im Hinblick auf das zuvor 
erlaſſene polizeiliche Verbot kann auch an dem Verſchulden des 
Angekl. kein Zweifel fein. Sein etwaiger Irrtum hätte ſich nur als 
ein ſolcher über die Tragweite des § 12 kennzeichnen laſſen, mithin 
als Strafrechtsirrtum, dem keine Bedeutung einzuräumen war. 
Somit rechtfertigte fi die Verurteilung des Angekl., wobei bie 
Beſtrafung auf § 366 Ziff. 1 StGB. als der eigentlichen Straf⸗ 
vorſchrift zu ſtützen war. 
(KG., 1. StS., Urt. v. 18. Mai 1927, 1 8 348/27.) 


* 


„ 


3. 8318 StPO. Das Rev. iſt zur Nachprüfung der 
vom BG. getroffenen Auslegung einer anſich zweifelhaften 
Berufungserklärung befugt. (A. M. Löwe⸗Roſenberg 17. Aufl. 
Anm. 2 zu g 319 StPD. unter Hinweis auf Bayob eG St. 19, 
221.) Die Frage der Beſchränkung des Rechtsmittels auf 
das Strafmaß iſt von Fall zu Fall unter Würdigung aller 
aus der Sachlage ſich ergebenden Umſtände zu entſcheiden. 

Die Anſicht, daß die Auslegung der Rechtsmittelerklärung durch 
das BG. für das Nev®. bindend ſei, vermag der erk. Sen. nicht zu 
billigen. Die Auslegung der Berufungserkklärung iſt vielmehr auch 
Sache des RevR. Es beſteht hier kein Grund, von der Regel ab⸗ 
zuweichen, daß bei Beurteilung prozeßrechtlicher Reviſionsbeſchwerden 
das MevG. zur freien Würdigung auch der tatſächlichen Unterlagen 
der Reviſionsbeſchwerde berufen iſt (Löwe⸗Roſenberg, Anm. 2b 
und 50 zu § 337 StpßO.). Der Sen. hat demzufolge ſtets — jo 
zuletzt noch im Urt. v. 26. März 1927 (2 8 109/27) — die Anſicht 
vertreten, daß die Nachprüfung der Frage, ob die Berufung auf das 
Strafmaß wirkſam beſchränkt ſei, dem Revch. obliegt. Er bleibt bei 
dieſer Anſicht um ſo mehr, als neuerdings das oben für die gegen⸗ 
teilige Meinung angeführte Bay Obo. in dem Urt. des 2. StS. 
v. 26. April 1926, II 146/26 (DRZ. 1926 Rſpr. Sp. 187 Nr. 655) von 
der bei Löwe⸗Roſenberg, Anm. 2 zu § 318 StPO. angegebenen 
Entſch. v. 6. Nov. 1919 abgewichen iſt. Ebenſowenig teilt das RG. 
die Anſicht, daß die Auslegung der Rechtsmittelerklärung für das 
Rev. bindend fei. Dies ergibt ſich aus NGSt. 58, 372. Dort tritt 
das RG., ohne ſich an die Auslegung des BG. zu binden, in eine 
ſelbſtändige Prüſung der Frage ein, ob der der Rechtsmittelerklärung 
beigefügte Zuſatz „da die Strafe zu hoch iſt“ bloß den Beweggrund 
für die Berufungseinlegung angeben ſolle oder die Bedeutung einer 
gewollten Einſchränkung des Rechtsmittels auf die Straffrage gehabt 
babe. Die Frage, ob eine ſolche Beſchränkung ſtattgefunden hat, läßt 
ſich nur von Fall zu Fall feſtſtellen, und dabei kommt es weſentlich 
nicht allein darauf au, welchen Wortlaut die Erklärung hatte, in 
der der Verzicht gefunden werden ſoll, ſondern es muß dabei nament⸗ 
lich auch die Ausdrucksweiſe und ſprachliche Gewandtheit deſſen, von 
dem fie herrührt, in Betracht gezogen werden (RGSt. 58, 372). Es 
iſt darüber unter Würdigung aller aus der Sachlage ſich ergebenden 
Umſtände zu entſcheiden. Dieſe aber ergeben hier, daß eine wirk⸗ 
ſame Beſchränkung der Berufung auf das Strafmaß von ſeiten des 
Angekl. nicht ſtattgefunden hat. Der Wortlaut der Erklärung des 
Angekl. allein, er lege „wegen Höhe der Strafe“ Berufung ein, recht⸗ 
fertigt bei dem einfachen und ſprachlich ungewandten Manne nicht 
den Schluß, er habe in dieſer Erklärung ſeine Abſicht, die Anfech⸗ 
tung des Urt. auf das Strafmaß zu beſchränken, ausgeſprochen. 
Derartigen Leuten liegt es keineswegs fern, dem Gericht den rechtlich 
allerdings völlig gleichgültigen Beweggrund für eine Rechtsmittel⸗ 
einlegung mitzuteilen. Daß dies der Sinn der Erklärung des UngeRl. 
war, ergibt ſich aus ſeinem weiteren Verhalten in der Hauptverhand⸗ 
lung. Dort hat er ſich ausdrücklich darauf berufen, daß er zur Zeit 
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der Begehung der Handlung „ſinnlos betrunken“ geweſen ſei. Damit 
hat er unzweifelhaft mangelnde Zurechnungsfähigkeit 1. S. des 8 51 
SGB. geltend gemacht, ſich alſo auf einen Schuldausſchließungs⸗ 
grund berufen, mithin die Schuldfeſtſtellung des Schöff®. angegriffen. 
Liegt hiernach eine wirkſame Beſchränkung der Berufung auf das 
Strafmaß nicht vor, fo hat die StR. dadurch, daß ſie ſich auf den 
Standpunkt geſtellt hat, daß in der erneuten Hauptverhandlung ledig⸗ 
lich das Strafmaß nachzuprüfen ſei, gegen das Prozeßrecht verſtoßen. 
(KG., 2. StS., Urt. v. 8. Okt. 1927, 2 8 564/27.) 
Mitgeteilt von KR. Körner, Charlottenburg. 
* 


4. 8344 Abſ. 2 Satz 2 StPO. Die Rüge einer Ver⸗ 
letzung des Rechtsbegriffs der fog. teilweiſen Rechtskraft 
iſt reine Verfahrensrüge. 

Wenn vorweg der Nebenkl. den Standpunkt vertreten hat, die 
materielle Rechtsrüge — eine Verfahrensrüge iſt nicht erhoben wor⸗ 
den — eröffne auch eine Nachprüfung der Entſch des BG. wonach 
in der Einlegung der Ber. hier eine Beſchränkung auf das Strafmaß 
nicht zu finden ſei, ſo iſt dem nicht beizutreten. Richtig iſt zwar, 
daß der Begriff der Rechtskraft an ſich gemiſcht⸗rechtlicher Natur 
iſt, ſowohl die verfahrensrechtlichen Vorſchriften über die Unanfecht⸗ 
barkeit — Rechtskraft — richterlicher Entſch. als auch deren mate⸗ 
rielle Folge, die Tilgung des ſtaatlichen Strafanſpruchs — ne bis 
in idem — in ſich begreift, und ferner, daß nach herrſch. Recht- 
ſprechung ſich dieſe beiden Seiten des Begriffs der Rechtskraft 


nicht voneinander trennen und bei Erhebung der Reviſions⸗ 
rüge einer Verletzung des Begriffs der Rechtskraft nicht ge⸗ 
trennt behandeln laſſen, ſo daß die Erhebung dieſer Rüge 


auch beim Fehlen einer Begründung i. S. § 344 Abſ. 2 Satz 2 
SPD. zur Nachprüfung auch nach der verfahrensrechtlichen Seite hin 
nötigt. Gleiches kann jedoch für den Begriff der ſog. teilweiſen 
Rechtskraft nicht gelten, weil dieſer ein rein prozeßrechtliches, aus 
den Beſtimmungen der 88 318, 327 StPO. hergeleitetes und aus⸗ 
ſchließlich prozeßrechtliche Wirkungen äußerndes Gebilde iſt. Die 
Rüge einer Verletzung dieſes Rechtsbegriffs der teilweiſen Rechts⸗ 
kraft iſt eine reine Verfahrensrüge und bedarf der beſonderen Be⸗ 
gründung gemäß $ 344 Abſ. 2 Saß 2 SD. 
(KG., 2. StS., Urt. v. 26. Jan. 1927, 2 8 700/26.) 
Mitgeteilt von KR. Körner, Charlottenburg. 


* 


5. 8 359 Ziff. 5 StPO. Sachverſtändige find nur 
dann als neue Beweismittel anzuſehen, wenn von ihnen 
auf Grund ihrer bereits erfolgten Beſchäftigung mit der 
den Gegenſtand des Verfahrens bildenden Sache beſon⸗ 
dere Kenntniſſe des Einzelfalls zu erwarten ſind. 


Der in der Beſchwerde geſtellte Antrag, weitere Sachverſtän⸗ 
dige über den Geiſteszuſtand des Verurteilten zur Zeit der Tat zu 
vernehmen, entſpricht nicht den Erforderniſſen des § 359 Ziff. 5 
SIPD., da er nicht ein neues Beweismittel i. S. dieſer Beſtimmung 
geltend macht. Als neu ſind nur ſolche Beweismittel anzuſehen, 
von denen das Gericht keinen Gebrauch machen konnte, weil es 
von der Möglichkeit, ſie zu benutzen, keine Kenntnis hatte. Das iſt 
bei Sachverſtändigen, an deren Zuziehung das Gericht weder der 
Zahl noch der Perſönlichkeit der Gutachter nach behindert iſt, in 
der Regel nicht der Fall. Sachverſtändige ſind vielmehr nur dann 
als neue Beweismittel anzuſehen, wenn von ihnen auf Grund ihrer 
bereits erfolgten Veſchäftigung mit der den Gegenſtand des Ver⸗ 
fahrens bildenden Sache beſondere Kenntniſſe des Einzelfalls zu 
erwarten ſind, alſo ihre Benennung mit der Behauptung einer 
neuen Tatſache, wie z. B. der Sachverſtändige habe den Ver⸗ 
urteilten nach einer Beobachtung für geiſteskrank erklärt oder er 
habe bei ihm Anzeichen einer bisher nicht feſtgeſtellten Krankheit 
gefunden, verbunden iſt. Dieſe Auffaſſung ſteht nicht im Widerſpruch 
zu der vom RG. in Roß St. 57, 158 vertretenen Anſicht. Der dort 
behandelte Fall liegt offenbar jo, daß entweder die StA. dem Ge⸗ 
richt mit der zweiten Anklage das ſchriftliche Gutachten eines 
Sachverſtändigen vorgelegt oder das Gericht vor der Eröffnung des 
Hauptverfahrens gem. $ 202 SPD. einen Sachverſtändigen gehört 
hatte, ſo daß als neu auch die Tatſache in Betracht kam, daß der 
Sachverſtändige bei der Prüfung der Sache zu einem die Anklage 
ftügenden Ergebnis gekommen war, jo daß alſo die Vorausſetzung 
vorlag, unter der auch nach der Anſicht des erk. Sen. ein Sach⸗ 
verſtändiger als neues Beweismittel anzuſehen iſt. 

(KG., 2. StS., Beſchl. v. 3. Dez. 1927, 2 W 462/27.) 
Mitgeteilt von KGR. Körner, Charlottenburg. 
* 


6. 88 346, 349 StPO. Auch bei Rechtzeitigkeit der 
Einlegungeiner nicht ordnungmäßig begründeten Reviſion 
hat die gemäß 88 346, 349 11 StPO. ergehende Entſch. nur 
deklaratoriſche Wirkung (A. M. Beſchl. des 1. St S. des KG. 
v. 29. Sept. 1926, GA. 71, 43 und RGSt. 53, 236). Der Ab⸗ 
lauf der Verjährungsfriſt des $ 67 StGB. ſteht, auch wenn 


Rechtſprechung 
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fie erſt nach Einlegung der Reviſion abgelaufen iſt, des⸗ 
halb dem Erlaß eines Urt. auf Verwerfung der Reviſion 
nicht entgegen. f) 

Es fragt ſich, ob der Sen. gleichwohl bei feiner Entſch. (Ver⸗ 
werfung der unvorſchriftsmäßig begründeten und fomit unzuläſſigen 
Rev.) die Tatſache zu berückſichtigen habe, daß nach der Einlegung 
der Rev. während eines Zeitraums von mehr als einem halben Jahre 
keine richterliche Handlung gegen den Angekl. vorgenommen worden 
iſt (88 68 I, 67 III St@B.). Das wäre nach der ſtänd. Rſpr. des 
1. StS. des KG. (vgl. oben gen. Beſchl.) zu bejahen. Er nimmt an, 
daß, iſt die Rev. rechtzeitig eingelegt, aber nicht ordnungsmäßig be⸗ 
gründet, erſt die nach 88 346, 349 J 1 StPO. zu treffende Entſch. 
die Rechtskraft ſchafft, halt daher den Eintritt einer Strafverfolgungs⸗ 
verjährung zwiſchen der Einlegung der Rev. und dem Erlaſſe der Entſch. 
nach 88346, 349 StPO. für möglich und würde eine ſolche Ver⸗ 
jährung hier gem. 8 67 III Stoß B. für gegeben erachten. Der 1. StS. 
ſtützt ſich dabei auf 8 343 StPO., indem er im Anſchluß daran den 
Satz aufſtellt, die Hemmung der Rechtskraft werde nicht etwa ſchon 
durch den Ablauf der zur Rechtfertigung der Rev. geſetzten Friſt, ſon⸗ 
dern erſt durch die auf Grund der 88 346, 349 StPO. ergehende 
Entſch. beſeitigt, und demgemäß der Entſch., die eine rechtzeitig ein⸗ 
gelegte, aber nicht ordnungsmäßig begründete Rev. verwirft, rechts⸗ 
begründende (konſtitutive) Wirkung beilegt. Daß nach rechtzeitiger 
Einlegung der Rev. die Rechtskraft des Urt. erſt durch die gemäß 
88 346, 349 Sto. ergehende Entſch. herbeigeführt wird, nimmt 
auch das RG.: RGSt. 53, 236 an. Dieſelbe Anſicht wird vertreten 
von Meves: Holtz. II, 476; Löwe⸗Roſenberg, 17. Aufl., 
Anm. 8 zu 8 246 StPO. und Pr MirkVerf. v. 30. Juli 1883 
(Müller, PrJuſtVerw., 6. Aufl., II, 1574). 


Dies kann aber nicht aus 8 343 I StPO. gefolgert werden. Er 
beſtimmt nur, daß durch rechtzeitige Einlegung der Rev. die Rechts⸗ 
Kraft des Urt. gehemmt wird, jagt aber nichts darüber, wie dieſe Hem⸗ 
mung wieder beſeitigt wird. Da darüber auch ſonſt eine ausdrück⸗ 
liche Beſtimmung nicht getroffen iſt, ſo kann das nur aus den all⸗ 
gemeinen Beſtimmungen über Rechtsmittel und den ſonſtigen Vor⸗ 
ſchriften über die Rev. entnommen werden. Daß, wenn innerhalb der 
Reviſionsfriſt Rev. eingelegt iſt, die Rechtskraft nur durch eine ge⸗ 
richtl. Entſch. herbeigeführt werden kann, tt daraus nicht zu ent⸗ 
nehmen. Es unterliegt keinem Bedenken, daß, wenn innerhalb der 
Reviſionsfriſt Rev. eingelegt iſt, die Rechtskraft durch Zurücknahme 
der Rev. ohne gerichtl. Entſch. herbeigeführt werden kann. Daß bei 
rechtzeitiger Einlegung der Rev. die Rechtskraft nur durch einen ge⸗ 
richtl. Beſchl. herbeigeführt werden kann, iſt auch deshalb nicht richtig, 
weil auch in dieſem Falle die Rechtskraft des Urt. ſchon vor der Ein⸗ 
legung der Rev. durch Verzicht aller Anfechtungsberechtigten auf das 
Rechtsmittel herbeigeführt ſein kann. Daß die 88 346, 349 SPD. 
darüber Beſtimmung treffen, wie die gem. § 343 eingetretene Hem⸗ 
mung wieder beſeitigt wird, kann auch deshalb nicht angenommen 
werden, weil die dort vorgeſchriebenen Entſch. nicht nur für den Fall 
der rechtzeitigen Einlegung der Rev., ſondern auch für den Fall der 
nicht rechtzeitigen oder ſonſt unzuläſſigen Reviſionseinlegung vorge⸗ 
ſehen und beide Fälle vollſtändig gleichmäßig geregelt ſind. Daraus 
ergibt ſich, daß aus dieſen Paragraphen nur die Vorſchrift zu ent⸗ 
nehmen ift, daß, wann und wie bei Einlegung der Rev. über dieſe eine 
gerichtliche Entſch. zu ergehen hat, daß aber die Regelung der Frage, 
wie die gem. 8 343 I eingetretene Hemmung wieder beſeitigt wird, 
anderen Beſtimmungen zu entnehmen iſt. Entſcheidend aber gegen die 
Annahme, daß bei rechtzeitiger Einlegung, aber nicht geſetzmäßiger Be⸗ 
gründung der Rev. erſt die darüber ergehende Entſch. die Rechtskraft 


Zu 6. I. Die EntſchGründe drehen ſich um die Frage, ob ein 
Urt., gegen das rechtzeitig Rev. eingelegt iſt, erſt mit der Rechts⸗ 
kraft der zu der Rev. Stellung nehmenden Entſch. (des judex a quo 
oder des judex ad quem) rechtskräftig wird, oder ob dieſe Entſch., 
ſoweit fie auf Verwerfung der Rev als unzuläſſig lauten, nur dekla⸗ 
ratoriſch find, die Rechtskraft alſo bei Mangelhaftigkeit der Re⸗ 
viſionsrechtfertigung ſchon mit dem Ablauf der Rechtfertigungsfriſt ein⸗ 
tritt. Obige Entſch. ſpricht ſich mit Recht in letzterem Sinne aus. 
Wenn fie ſich auf 8 449 im Zuſammenhalt mit $ 346 II Satz 2 
Halbſ. 2 StPO. ſtützt, jo find allerdings zwei Einwendungen zu ge⸗ 
wärtigen: 

1. Die Gegner könnten angeſichts des 8 346 II Satz 2 Halbſ. 2 
zugeben, daß in den Fallen, in denen der judex a quo die Rev. gem. 
8 346 I verworfen hat, die Rechtskraft allerdings nicht erſt mit un⸗ 
genutztem Ablauf der Friſt des $ 346 II oder der Entſch des nach⸗ 
prüfenden Rev. i. S. dieſer Geſetzesſtelle eintrete; ſie könnten aber 
daran feſthalten, daß erſt die Entſch. des judex a quo oder, wenn 
eine ſolche nicht erfolgt fei, die des judex ad quem nach 8 349 1 
die Rechtskraft begründe. Dieſer Standpunkt würde aber eine un⸗ 
erklärliche Halbheit bedeuten. Der gegneriſche Standpunkt kann nur 
damit begründet werden, daß die Rechtskraft nicht eintreten könne, 
folange noch ein ungeklärter Schwebezuſtand beſtehe. Ein ſolcher beſteht 
aber kraft des § 346 II auch über den Verwerfungsbeſchluß des 
judex a quo hinaus; es ift eben damit noch nicht das letzte Wort 
geſprochen. Knüpft man den Eintritt ber Rechtskraft überhaupt erſt 
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des Urt. ſchafft, ſpricht § 449 i. Verb. m. § 346 II 2 StPO. Nach 8449 
find Strafurteile nicht vollſtreckbar, bevor ſie rechtskräftig geworden 
find. Ein vollſtreckbares Urt. muß alſo rechtskräftig jein. Wenn nun 
der letzte Satz des 2. Abſ. des § 346 jagt, dadurch, daß der Bf. gegen 
den ſeine Rev. verwerfenden Beſchl. des Gerichts, deſſen Urt. an⸗ 
gefochten iſt, die Entſch. des Nev®. anrufe, werde die Vollſtreckung 
des Urt. nicht gehemmt, ſo muß daraus gefolgert werden, daß dann 
auch in den Fällen, in denen die Rev. rechtzeitig eingelegt, aber nicht 
ordnungsmäßig begründet iſt, das Urt. rechtskräftig it ohne Rück⸗ 
ſicht auf die in 8 346 I StPO. vorgeſehene Entſch. Denn wenn dieſe 
Entſch, erſt die Rechtskraft des Urt. ſchaffte, fo könnte das Urt. nicht 
rechtskräftig ſein, ehe es nicht jene Entſch. iſt. Da gegen dieſe aber 
noch ein ordentlicher Rechtsbehelf gegeben iſt, fo iſt ſie nicht ſchon 
mit ihrem Erlaß rechtskräftig. Hieraus ergibt ſich, daß die Rechts⸗ 
kraft des Urt. nicht durch die gem. 88 346, 349 11 SERD. zu 
treffende Entſch., ſondern durch die dieſer Entſch. zugrunde liegenden 
Umſtände, wie Nichtbegründung der Rev. in der vorgeſchriebenen Friſt 
und Form und in der zuläſſigen Weiſe, herbeigeführt worden, alſo 
bereits mit dem Ablauf der Reviſionsbegründungsfriſt eingetreten 
iſt. Iſt das aber der Fall, ſo hat die Entſch. nach 88 346, 34911 
SPD. auch im Falle der rechtzeitig eingelegten Rev. nur die Be⸗ 
deutung einer Erklärung, daß das Urt. mangels einer ordnungs⸗ 


mäßigen Anfechtung rechtskräftig geworden iſt. Dieſe Anſicht wird. 


auch vertreten von Oppenheimer⸗Delius, StGB., 14. Aufl., 
830 Abſ. 4; Haas: Ger. 33, 522 und im weſentl. Dalch e, 
Strafvollſtr., 2. Aufl., S. 10. 

Nach alledem iſt bei der Beurteilung der vorl. Sache davon aus⸗ 
zugehen, daß das angef. Urt. mit dem Ablauf der Rebiſionsbegrün⸗ 
dungsfriſt rechtskräftig geworden iſt. Iſt das aber der Fall, ſo war 
für eine Verjährung der Strafverfolgung kein Raum mehr, vielmehr 
kommt nach 8 70 II StGB. nur noch die Verjährung der Strafvoll⸗ 
ſtreckung in Frage. Daher iſt der Umſtand, daß nach der Einlegung 


an die gerichtliche Entſch., fo kann fie folgerichtig in den Falle des 
$ 346 J erſt eintreten, wenn die Friſt des § 346 II ungenutzt ber⸗ 
ſtrichen iſt oder der angerufene Revßi. den Nachprüfungsantrag ver⸗ 
worfen hat. (Die Streitfrage, ob der „Antrag auf Entſch. des RevG.“ 
lt. 5 346 II eine „Beſchwerde“ oder einen Rechtsbehelf sui generis 
bedeutet, kann dabei auf ſich beruhen bleiben.) 

2. Die Gegner könnten, ihren Standpunkt in voller Konſequenz 
durchführend, behaupten wollen, daß in den Fallen, in denen recht⸗ 
zeitig auf Entſch. des Rev. nach 8 346 II angetragen ſei, in der 
Tat die Rechtskraft bis zu der Entſch. des judex ad quem 
hinausgeſchoben ſei, und das Verhältnis des letzten Halbſatzes bes 
8 346 zu 8 449 dahin verſtehen wollen, daß jener letzte Halbſatz eine 
Ausnahme von 8 449 darſtelle. Dann würde das „jedoch“ in 8 346 
letzter Halbſatz fo viel bedeuten wie: „obwohl das Urt. noch nicht 
rechtskräftig it“. Das iſt aber unannehmbar. Eine „vorläufige Voll⸗ 
ſtreckbarkeit“ widerſtrebt dem Geiſte des Strafprozeſſes völlig. Nun 
kann demgegenüber gefragt werden, welchen anderen Sinn denn das 
„jedoch“ in $ 346 letzter Halbſatz habe; wenn die Rechtskraft i. S. 
obiger Entſch. ſchon längſt eingetreten ſei, fo ſei es ja ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, daß der Antrag aus 8 346 I die Vollſtreckung nicht hemme. 
Darauf läßt ſich aber eine befriedigende Antwort geben. 9 449 jagt 
ja nur, daß Strafurteile nicht vollſtreckbar ſeien, bevor fie rechts⸗ 
kräftig geworden ſind. Daß ſie poſitiv ſofort vollſtreckbar find, wenn 
fie rechtskräftig find, ſagt er nicht. Man kann deshalb ohne weiteres 
annehmen, daß eine unzuläſſige Rev. einesteils den Eintritt der 
Rechtskraft nicht hemmt, anderenteils aber grundſätzlich trotz Rechts⸗ 
kraft noch keine Vollſtreckbarkeit gegeben ift, ſolange ſich der Schwebe⸗ 
zuſtand nicht erledigt hat, daß alſo die gerichtlichen Entſch. zwar für 
die Rechtskraft nur deklaratoriſch, für die Vollſtrechbarkeit aber kon⸗ 
ſtitutiv find. Und nun fügt ſich das „jedoch“ in 8 346 letzter Halbſatz 
ganz verſtändlich ein: er knüpft die Vollſtreckbarkeit ſchon an den 
Beſchluß des judex a quo an, obwohl dieſer noch nicht oder nicht 
ſchon das letzte Wort iſt. 4 

So durfte die obige Entid, mit Recht die 88 449, 346 letzter 
Halbſatz zu ihren Gunſten anrufen. Aber auch ein allgemeiner Gedanke 
fällt dabei ins Gewicht. Eine unzuläſſige Rev iſt eine Erklärung, der 
das Geſetz die Wirkungen der Rev. verſagt. Sie ſteht alſo inſofern der 
Nichtgeltendmachung der Reviſion rechtlich gleich. Wenn nun, was ja 
unbeſtritten iſt, die Nichtabgabe einer Reviſionserklärung die Rechts⸗ 
Kract von ſelbſt nach ſich zieht, jo ſpricht alles dafür, daß dies bei 
der unzuläſſigen Rev. nicht anders iſt. Wenn in den letzteren Fällen 
gleichwohl eine gerichtliche Entſch. vom Geſetz gefordert wird, jo er⸗ 
klärt ſich das daraus, daß eben eine ſolche von dem Erklärenden 
herausgefordert iſt, was bei Nichteinlegung nicht der Fall it, und eine 
gerichtliche Antwort darauf als Grundlage für die Vollſtreckung 
erforderlich iſt. , 

Bedenken gegen die in obiger Entſch. vertretene Rechtsauf⸗ 
faſſung könnte man nach folgender Richtung hin erheben wollen: 
wie, fo könnte man fragen, ift denn die Rechtslage, wenn das Rev. 
auf die Rev. hin das Urt. aufgehoben hat, und ſich nunmehr heraus⸗ 
ſtellt, daß die Rev. unzuläſſig war; dann hat ja das Rev. unbewußt 
ein ſchon langſt rechtskräftiges Urt. aufgehoben? Iſt damit die Rechts⸗ 
kraft befeitigt, oder ſchlägt ſie derart durch, daß die Aufhebung als 


Rechtſprechung 


3061 


der Rev. während eines Zeitraumes von mehr als drei Monaten eine 
richterliche Handlung gegen den Angekl. nicht erfolgt iſt, für die vom 
Sen. zu fällende Entſch. bedeutungslos. 
(KG., 2. StS., Urt. v. 12. Nov. 1927, 2 8 593/27.) 
Mitgeteilt von KR. Körner, Charlottenburg. 


* 
Darmſtadt. 


7. 88 226, 374 ff., 391 Abſ. 2 StPO. Es iſt nicht er⸗ 
forderlich, daß der Privatkläger im Urteilsverkündungs⸗ 
termin anweſend iſt. 

Die Frage, ob der Privatkläger, wie der Staatsanwalt ununter⸗ 
brochen der Hauptverhandlung beizuwohnen habe, und ob ſein Aus⸗ 
bleiben in einem Urteilsverkündungstermine als Zurücknahme der 
Privatklage nach 8 391 Abſ. 2 StPO. zu gelten habe, iſt in Schrift⸗ 
tum und Rſpr. beſtritten. Die Notwendigkeit fortgeſetzter Anweſen⸗ 
heit und der Anwendbarkeit des 8 391 beim Ausbleiben des Privat⸗ 
klägers im Urteilsverkündungstermine bejaht Loewe⸗Roſenberg 
in der 17. Aufl., 1927, in Ziff. 2 a zu 8268 und Ziff. 3 zu 8 387, 
ebenſo Beling, Stenglein, Kade und Feiſenberger an 
den bei Loewe⸗Roſenberg angezogenen Stellen; gleiche Anſicht wird 
in der Praxis vertreten vom OSG. Marienwerder (Goltd Arch. 51, 72), 
OLG. Karlsruhe in mehreren Entſch. (insbeſ. v. 13. Nov. 1924: JW. 
1925, 1035/86), OLG. Königsberg (DJ. 31, 244). 

Dagegen wird eine Anweſenheit nicht für erforderlich erachtet 
und die Anwendung des 8 391 Abſ. 2 StPO. verneint vom O LG 
Celle (Goltd Arch. 59, 369), vom Bay Ob LG. am 18. Nov. 1925 
(22. 20, 341 JW. 1926, 2206) und neuerdings vom OLG. Jena 
am 13. Jan. 1927 (HöchſtRR. 1927, 222). 

Der Sen. ſchließt ſich beſonders unter Billigung der Erwägungs⸗ 
gründe des OLG. Jena der letzterwähnten Anſicht an. Zwar iſt 


„abſolut nichtig“ erſcheint? Die Schwierigkeit iſt unleugbar vor⸗ 
handen. Durch fie wird aber die in obiger Entſch. vertretene Rechts⸗ 
auffaſſung deshalb nicht zu Falle gebracht, weil die gleiche Rechtslage 
auch ſonſt eintreten kann, fo beſonders in dem Falle, daß eine Rechts⸗ 
mitteleinlegung überhaupt nicht vorlag, die höhere Inſtanz aber, 
z. B. wegen Verwechſelung verſchiedener Strafſachen miteinander, das 
unangefochtene und demnach rechtskräftige Urt. aufgehoben hat. 

II. Die Erörterungen über den Zeitpunkt, in dem die Rechts⸗ 
kraft eintritt, dienen in obiger Entſch. als Fußpunkt für die Aus⸗ 
ſchaltung der Verjährungsfrage aus dem Geſichtskreiſe des Rev. Der 
Gedankengang iſt dabei der, daß das letztere nur die Verfolgungs⸗ 
verjährung zu berückſichtigen haben würde, dieſe aber mit der Urteils⸗ 
rechtskraft der Vollſtreckungsverjährung Platz gemacht hat. Das iſt 
als ſchlüſſig anzuerkennen. Aber es fragt ſich, ob es des Umweges 
über die Rechtskraftfrage überhaupt bedurfte, um zur Beiſeiteſtellung 
der Verjährungsfrage zu gelangen. Dieſe Frage aber iſt m. E. zu 
verneinen. Denn einer unzuläſſigen Rev. gegenüber it das Rev. 
ſchlechterdings außerſtande, an das angefochtene Urt. zu rühren. Zu 
einer das Urteil aufhebenden oder die Rev. als unbegründet ver⸗ 
werfenden Entſch. führt der Weg nur durch die Vorfeſtſtellung hin⸗ 
durch, daß die Rev. zuläſſig iſt. Einer für unzuläffig befundenen Rev. 
gegenüber gibt es keine andere Entſcheidungsmöglichkeit, als die 
Verwerfung als unzuläſſig (ſpäteſtens in der Hauptverhandlung); 
und dabei ſpielt die Frage gar keine Rolle, ob dieſe Entſch. die 
Rechtskraft erſt „Konſtituiert“, oder fie nur „deklariert“. Belanglos 
iſt dabei auch, ob man die Verfolgungsverjährung zu denjenigen 
Punkten rechnet, die das Rev. auch ohne Rüge (v. A. w.) zu prüfen 
hat, oder nicht. Daß Reviſionsrügen erſt dann auftauchen, wenn die 
Rev. zuläſſig befunden iſt, iſt wohl allgemein anerkannt. Für die 
Amtsprüfung (die für die Verjährung nur dann behauptet werden 
kann, wenn man entgegen der überwiegenden Meinung, die durch die 
Verjährung die Strafbarkeit ſelbſt erlöſchen läßt, durch den Zeit⸗ 
ablauf die Zuläſſigkeit der Strafverfolgung untergehen läßt) 
kann aber nichts anderes gelten. Denn auch die vom RevG. v. A. w. 
vorzunehmende Prüfung, ob der Prozeß zu recht beſteht, liegt erſt 
innerhalb der Frage, ob die Reviſion begründet iſt, und dieſe Frage 
will das Geſetz eben abſchneiden, wo die Rev. nicht einmal „zuläſſig“ 
iſt. Es geht deshalb nicht au, wenn das KG.: Goltd Arch. 71, 43 und 
das RG.: E. 53, 236 aus einer unzuläſſigen Rev. die Einſtellung des 
Verfahrens als Entſch. des Rev. herausſpringen laſſen wollen. Die 
Unzuläſſigkeit der Rev. bedeutet ja gerade, daß ſich die Rev. in 
nichts auflöſt, ſie alſo verworfen werden muß, und ſonſt nichts da 
iſt, womit das Rev. befaßt iſt. Wenn auf ſolche Weiſe Urt. rechts⸗ 
kräftig werden, die in einem unzuläſſigen Verfahren ergangen ſind, 
ſo hat dies nichts Verwunderliches. Dieſes Ergebnis tritt genau ſo 
ein, wenn gegen das in unzuläſſigem Verfahren ergangene Urt. gar 
kein Rechtsmittel eingelegt iſt. So wenig eine höhere Inſtanz hier 
helfend eingreifen kann, indem es v. A. w. die Unzuläſſigkeit des 
Verfahrens ausſpielt, ſo wenig kann ſie eine unzuläſſige Rev. als 
Handhabe benutzen, um helfend einzuſpringen. Dem Urt. muß ſein 
Beſtand gewahrt bleiben, ſoweit ſich nicht die Unzuläſſigkeit des Ver⸗ 
fahrens zur „abſoluten Nichtigkeit“ des Urt. geſteigert hat. 

Prof Dr. E. v. Beling, München. 
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davon auszugehen, daß der Urteilsverkündungstermin als ein Teil 
der Hauptverhandlung anzuſehen iſt (Loewe⸗Roſenberg a. a. O. 
Anm. 2a zu 8268). Demgemäß hat nach 8 226 StPO. auch der 
StA. bei der Urteilsverkündung anweſend zu fein. Die im 8 385 
SPD. für das Privatklageverfahren vorgeſchriebene Zuziehung des 
Privatklägers im gleichen Umfange wie im Offizialverfahren die StA. 
zugezogen wird, findet jedoch nach den Motiven (S. 222) ihre Grenze 
da, wo die Rechte und Pflichten des StA. ein Ausfluß der Staats⸗ 
gewalt dieſes Beamten ſind. Zwar iſt es daher auch erforderlich, daß 
der Privatkläger der Beweisaufnahme, dem Schlußvortrage und der 
Hauptverhandlung inſofern beiwohnt, um in dieſen Prozeßabſchnitten 
die ihm obliegenden Rechte und Pflichten auszuüben und geltend zu 
machen, wie ſie ihm entweder gleich dem StA. oder doch auf Grund 
der Sonderbeſtimmungen des Privatklageverfahrens (88 374 ff. StPO.) 
zuſtehen. Da aber die Anweſenheit des StA. in einem nur und aus⸗ 
schließlich zur Verkündung des Urteils anberaumten Termin nicht der 
Wahrnehmung irgendwelcher Prozeßfunktionen dient, ſondern lediglich 
als Folge der amtlichen Stellung des StA. als eines Organs der 
öffentlichen Rechtspflege anzuſehen iſt, kann aus der Anweſenheits⸗ 
pflicht des StA. bei der Urteilsverkündung nicht eine gleiche des 
Privatklägers abgeleitet werden. Ebenſowenig läßt aber auch die 
Faſſung des 8391 Abſ. 2 StPO. die Folgerung zu, daß der Private 
Kläger im Urteilsverkündungstermine anweſend ſein müſſe. Danach 
gilt es als Zurücknahme der Privatklage, wenn der Privatkläger in 
der Hauptverhandlung „weder erſcheint noch durch einen Rechtsanwalt 
vertreten wird“. Dieſe Sonderbeſtimmung mit ihrer ſtrengen Folge 
für den Privatkläger iſt nach den Motiven (S. 233) geſchaffen, um 
den pünktlichen Betrieb des Verfahrens durch den Privatkläger und 
deſſen Anwalt zu ſichern. Sie knüpft dieſe Folge nicht an eine un⸗ 
unterbrochene Anweſenheit, ſondern nur an ein „Erſcheinen“ in der 
Hauptverhandlung. Es würde deshalb eine durch nichts gerechtfertigte 
Überſpannung der Verpflichtungen des Privatklägers bedeuten, wollte 
man von ihm verlangen, daß er in einem Termine, der nach dem 
ausdrücklichen Beſchluß des Gerichts zu keinem anderen Zweck als dem 
der Verkündung des Gerichtsurteils beſtimmt iſt, anweſend fein müſſe. 


(980. Darmſtadt, StS., Urt. v. 21. Okt. 1927, V 9/27.) 


* 
Dresden. 

8. 9 193 StPO. Auf den Beweggrund kommt es bei 
der Frage nach der Anwendbarkeit des 8 193 StPO. nicht 
an. Inwieweit kann das Reviſionsgericht die Schluß⸗ 
folgerungen des Vorderrichters auf tatſächlichem Gebiete 
beanftanden?+) 

Das LG. hat den Inhalt des Schreibens dahin ausgelegt, daß 
der Angekl. gegen die Beamten des Wohnungsamtes den Vorwurf der 
Rechtsbeugung und der Verletzung der Amtspflichten gemacht hat. Es 
hat ferner feſtgeſtellt, daß Beleidigung i. S. des 8 186 StGB. vor 
liege und 8 193 StGB. nicht einſchlage, da der Angekl. die in dem 


Zu 8. Das Urteil erweckt deshalb erhebliche Bedenken, weil 
das OLG. die ihm hinſichtlich der tatſächlichen Feſtſtellungen ge⸗ 
zogenen Grenzen, die auch das Rev. wahren muß, offenſichtlich über⸗ 
ſchritten hat. Das LG. hat dem Angekl. den Schutz des $ 193 StGB. 
aus zwei Gründen verſagt. Es hat einmal aus dem Haßgefühle, 
das der Angekl. gegen das Wohn A. hegte, und dem er bei jeder Ge⸗ 
legenheit ſchrankenlos Ausdruck gab, geſchloſſen, daß der Angel. 
eine Rechtsausführung überhaupt nicht bezweckt habe. Zum auderen 
hat die StR. den gleichen Schluß daraus gezogen, daß der Angel. 
über die Haltloſigkeit ſeiner in der beanſtandeten Eingabe erneut 
gegen das Wohn A. gerichteten Vorwürfe von deſſen Beamten bereits 
belehrt worden war. Aus den hervorgehobenen Tatſachen Schlüſſe zu 
ziehen, war allein Sache des Tatrichters. Folgerte das LG. aus ihnen, 
daß der Angekl. mit feinem Schreiben lediglich eine Ehrenkränkung 
beabſichtigt habe, fo war dies eine tatſächliche Feſtſtellung. Über 
deren Zuſtandekommen hatte das Gericht nach den einſchlagenden 
Vorſchriften der StPO. ebenſowenig Rechenſchaft zu geben, wie dar» 
über, ob es angenommen hatte, daß der Ungekl. durch die „Beleh⸗ 
rung“ auch tatſächlich überzeugt worden ſei. Das OLG. greift in das 
ihm verſchloſſene Gebiet der tatſächlichen Feſtſtellungen hinein, 
wenn es ausführt, das LG. ſei nur dann berechtigt geweſen, aus der 
„Belehrung“ der Beleidigungsabſicht des Angekel. zu folgern, wenn 
die Belehrung den Angelkl. auch wirklich überzeugt habe. Überdies 
hätte der Angekl., auch ohne überzeugt worden zu ſein, ſehr wohl 
mit ſeiner Eingabe lediglich den Zweck der Ehrenkränkung ver⸗ 
binden können, indem er etwa die belehrenden Worte in den Wind 
ſchlug und ſich ſagte: ſelbſt wenn die Belehrung das Rechte treffen 
ſollte, ſo ſoll die neue Eingabe dennoch abgeſchickt und eine Ehren⸗ 
kränkung für die betreffenden Beamten herbeigeführt werden. 

Auch die Schlußfolgerung des LG. aus dem allgemeinen Haßgefühl 
des Angekl. war von Rechtsirrtum nicht beeinflußt. Die StR. hat nicht 
behauptet, daß der Angekl., weil von Haß gegen das Wohn A. erfüllt, 
berechtigte Intereſſen mit ſeiner Eingabe überhaupt nicht habe verfolgen 
Können, vielmehr hat ſie den Haß nur als einen Veweisgrund dafür 
angeſehen, daß der Angekl. auch im vorl. Fall eine Rechtsausführung 
tatſächlich nicht bezweckt habe Im übrigen trifft es auch nicht zu, 
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Schreiben enthaltenen Außerungen nicht zur Ausführung oder Ver⸗ 
teidigung irgendwelcher Rechte, ſondern lediglich zu dem Zwecke ger 
tan hat, das Wohn A. und feine Beamten in der Ehre zu kränken. 

Das LG. hat ſeine Annahme, daß eine Rechtsausführung vom 
Ingekl. überhaupt nicht bezweckt worden fei, ſondern nur eine Ehren⸗ 
kränkung, zunächſt darauf geſtützt, daß dem Angel. das beleidigte 
Wohn A. ein Gegenſtand des Haſſes geworden fei, dem er bei jeder 
Kleinen Gelegenheit ſchrankenlos Ausdruck gebe. Hiernach iſt das 
LG. davon ausgegangen, daß es für die Beurteilung der Frage, ob 
eine Rechtsausführung oder Rechtsverteidigung als gewollt anzu⸗ 
ſehen fei, weſentlich mit auf den Beweggrund ankomme. Das iſt jedoch 
rechtsirrig. Der Beweggrund iſt dabei vollkommen gleichgültig. Auch 
wenn alſo der Angekl. ſich bei Abfaſſung des Schreibens durch Haß 
gegen das Wohn A. und ſeine Beamten hat leiten laſſen, kann er mit 
dem Schreiben Rechte haben ausführen und verteibigen wollen, und 
hat er dann wegen feiner Außerungen unter dem Schutze des § 193 
SGB. geſtanden, dafern nicht aus der Form derſelben oder aus den 
ſie begleitenden Umſtänden das- Vorhandenſein einer Beleidigung, 
die Abſicht einer ſolchen, zu entnehmen war. 

Weiter aber hat das LG. gemeint, das Nichtvorhandenſein des 
Willens zur Rechtsausführung oder Rechtsverteidigung und das 
alleinige Vorhandenſein, einer ehrenkräukenden Abſicht beim Angehl. 
deshalb annehmen zu ſollen, weil er bereits früher über die Halt⸗ 
loſigkeit feiner Anwürfe gegen das Wohn A. und feine Beamten be⸗ 
lehrt worden ſei. Auch dieſe Annahme erweckt jedoch Bedenken. Eine 
ſolche Schlußfolgerung hätte nur dann eine Berechtigung haben kön⸗ 
nen, wenn, was aber nicht zutrifft, ein Anhalt dafür vorhanden 
wäre, daß der Angekl. ſich auch durch die Belehrungen habe über⸗ 
zeugen laſſen und danach gewußt habe, daß er durch eine 
ee der Anwürfe feiner Sache nicht zu dienen ver⸗ 
möge. 

(Os. Dresden, 1. StS., Urt. v. 29. Juni 1927, 1 OSt 102/27.) 


* 


9. 8244 Abſ. 2 StPO. Beantragt der Angeklagte in 
erſter Linie Freiſprechung, in zweiter die Vernehmung 
weiterer Zeugen, wird darauf die Beweisaufnahme wieder⸗ 
eröffnet und nach ihrer anderweiten Beendigung von den 
Prozeßbeteiligten zum Schluſſe geſprochen, ſo ſtellt die 
unterlaſſene Beſchlußfaſſung des Gerichts zu dem Even⸗ 
tualantrag eine Geſetzesverletzung dar. Dies ſelbſt dann, 
wenn das Beweisthema in dem Urteil als wahr unter» 
ſtellt worden iſt. f) 


In ſeinem Schlußvortrage hat der Verteidiger, nachdem er in 
erfter Linie beantragt hatte, den Angekl. freizuſprechen, in zweiter 
Linie, alſo für den Fall, daß das BG. hierauf nicht zukommen 
ſollte, den Antrag geſtellt, vier Zeugen über ein beſtimmtes Thema 
zu vernehmen. Die Beweisaufnahme iſt daraufhin wieder eröffnet 
und der Sachverſtändige nochmals gehört worden. Dann iſt ſie, ohne 


daß, wie das OLG. ſagt, bei 8 193 StGB. der Beweggrund völlig 
leichgültig ſei. Setzt ſich jemand bei einer Handlung, ſo bei Ab⸗ 
110 eines Schreibens, eine Rechtsausführung zum Ziel, bezweckt er 
ſie alſo, ſo iſt die Vorſtellung, daß durch die Eingabe die Rechts⸗ 
ausführung gefördert werde, wenn nicht allein, ſo mindeſtens mit⸗ 
beſtimmend für den Verfaſſer. Seine Annahme, die Eingabe diene der 
Ausführung ſeiner Rechte, ſtellt demnach einen der Beweggründe für 
ſein Handeln dar. Ein Beweggrund ſchließt andere nicht aus; im 
Gegenteil läßt ſich der Täter ſaſt regelmäßig von einer ganzen Reihe 
von Motiven leiten. Die Annahme des Haſſes würde demnach mit 
der Annahme der Intereſſenwahrnehmung wohl vereinbar ſein. In 
Wahrheit iſt aber der Haß überhaupt nicht unter die Motive zu zählen, 
die im Strafrecht, wenn von Zweck, Abſicht u. dgl. die Rede iſt, eine 
Rolle fpielen. 

Hier kommen ſtets nur reale Motive in Betracht, d. h. ſolche 
auf den Willen einwirkende Vorſtellungen, die einen beſtimmten Ein⸗ 
fluß auf die Außenwelt zum Inhalt haben. Wenn im Gegenſatz hierzu 
von inneren, rein pſychiſchen (vgl. RGSt. 37, 402) Beweggründen 
geiprochen wird, jo wird man den Haß richtig nicht einmal ihnen 
zuzählen, da innere Erwägungen, die zum Beweggrund für 
ein gewiſſes Verhalten werden, bei dem allgemeinen Haßgefühle 
nicht in Frage ſtehen. Hier handelt es ſich vielmehr um einen Trieb⸗ 
reiz, um eine Charakteranlage oder um ein ſog. Urmotiv, das uns 
zwar keinen Aufſchluß gibt, welcher Gedankengang für die Begehung 
einer einzelnen Handlung beitimmenb war, wohl aber erklärt, daß dem 
Täter ein allgemeiner Hang zur Verübung derartiger Handlungen 
innewohnt. DEU. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


Zu 9. 1. Hauptbeweisanträge müſſen nach unbeſtrittener 
RG.⸗Praxis vor dem Urt. beſchieden werden (Löwe⸗Roſen⸗ 
berg 9 zu 5 244; anders jetzt RG.: JW. 1927, 2043 67). Geſchieht 
das nicht, wird aber im Urt. die Wahrheit der Beweisbehaup⸗ 
tung unterſtellt, ſo beruht das Urt. in der Regel nicht auf der 
Übergehung des Antrags (Löwe⸗Roſenberg a. a. O.), 

2. Anders bei dem ſog. Eventua lantrag: er braucht nach 
berrſch. Lehre (vgl. z. B. Gerlaud, Der Deutſche Strafprgeg 
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daß jedoch der Beweisantrag des Verteidigers beſchieden worden 
ware, wiederum geſchloſſen, dem Staatsanwalt das Wort zum 
Schlußvortrag erteilt, und, nachdem der Verteidiger das letzte 
Wort gehabt hatte, der Angekl. darüber, ob er ſelbſt noch etwas 
zu ſeiner Verteidigung anzuführen habe, befragt und hiernach das 
Urt. verkündet worden. 

Erſt in der Begründung desſelben hat das BG. zu dem Be⸗ 
weisantrage ſich dahin geäußert, daß die unter Beweis geſtellte 
Frage, ob der Angekl, früher an Krampfanfällen gelitten habe, 
dahingeſtellt bleiben könne, weil, auch wenn dies zuträfe, die Ver⸗ 
end ergeben habe, daß bei Ausführung der Taten ein ſolcher 

uſtand nicht vorgelegen habe. 

Dieſe Verfahrensweiſe hat dem Geſetze nicht entſprochen. 

Der Beweisantrag iſt zwar vom Verteidiger nur eventuell ge⸗ 
ſtellt worden, jedoch im Rahmen der Beweisaufnahme, die aus 
Anlaß des Beweisantrags wieder eröffnet worden war und durch 
anderweite Vernehmung des Sachverſtändigen fortgeſtellt wurde. 
Zur Ablehnung des Beweisantrages hätte es daher eines förm⸗ 
lichen Beſchl. und noch vor Wiederſchließung der Beweisaufnahme 
und Verkündung des Urt. der Bek. der Gründe an den Antrag⸗ 
ſteller bedurft, aus denen das Gericht die Abhörung der Zeugen 
nicht für erforderlich hielt. Dadurch, daß das BG. das Urt. ges 
ſprochen hat, ohne vorher den Beweisantrag in dieſer Weiſe be⸗ 
ſchieden zu haben, hat es gegen § 244 Abſ. 2 SPD, verſtoßen. 
Auf dieſem Verſtoße kann das angefochtene Urt. beruhen, weil 
dem Antragſteller damit die Möglichkeit genommen worden iſt, 
rechtzeitig noch weitere Anträge zu ſtellen und damit eine dem 
Angekl. günſtige Entſch. in der Sache zu erzielen. 

Dieſe Erwägungen würden ſelbſt dann zutreffen, wenn das 
BG. die den Gegenſtand des Beweisantrags bildenden Tatſachen im 
Urt. als wahr unterftellt hätte. Auch inſoweit würde ein vor Er⸗ 
laſſung des Urt. zu verkündender Gerichtsbeſchluß erforderlich, und 
es würde notwendig geweſen ſein, dem Angekl. die Möglichkeit 
anderweiter Beweisantretung zu geben. 

OLG. Dresden, 1. Sts., Urt. v. 23. März 1927, 1 OSt 14/27.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


1927, S. 364/65; Löwe⸗Roſenberg ea. a. O. und 1 zu 8 258) 
und Rſpr. (vgl. R.: JW. 1927, 164317) erſt im Urt. erledigt 
zu werben. Es entſtehen hier zwei Fragen: 

a) Wann liegt ein bloßer Eventualantrag vor? 5 

b) Wodurch rechtfertigt ſich die verſchiedene Behandlung? 

Mit der erſten Frage beſchäftigt ſich vor allem Alsberg: 
Feſtſchrift f. Heinitz 1020, S. 437 ff.; ferner RG.: JW. 1927, 
164317, wo der Begriff des Eventualantrages — wie Alsberg 
in der Anm. mit Recht ausführt — zu ſehr eingeſchränkt wird. 
Nicht ganz klar auf der Hand liegend iſt die Beantwortung der 
1 Frage. Der vom RG.: JW. 1927, 164317 erwähnte Grund 
indet ſich ſchon in RGSt. 1, 394 und 29, 438. In NGSt. 55, 
109 wird die Entſch. der Frage bereits als ſo unbezweifelbar be⸗ 
handelt, daß eine Begründung nicht mehr erforderlich erſcheint. 
Trotzdem hat das OLG. Dresden zweimal entgegengeſetzt ent⸗ 
ſchieden: außer der obigen Enrſch. kommt Hier noch 8StW. 48, 
HÖHMMN. 28 in Betracht. Allerdings wird in beiden Fällen eine 
beſondere Beſchlußfaſſung nur dann als erforderlich bezeichnet, 
wenn der Eventualantrag vor Schluß der Beweisaufnahme ge⸗ 
ſtellt wird. Aber trotz dieſer Einſchränkung befindet ſich das OL. 
— wie auch Weber in der Anm. zum Urt. 3StW. 48 betont — 
in einem Gegenſatze zu RG. 29, 438. Freilich darf man nicht der 
Löwe⸗Roſenbergſchen Definition des bedingten Antrages fol⸗ 
gen, gegen die ſich Alsberg (Feſtſchrift S. 438) wendet: Löwe⸗ 
Roſenberg betrachten es nämlich anſcheinend als Begriffsmerk⸗ 
mal des bedingten Antrages, daß er erſt nach Schluß der Beweis⸗ 
aufnahme geſtellt wird. Dann wäre alſo der vorher geſtellte An⸗ 
trag überhaupt kein bedingter Antrag, und die Rſpr. des OLG. 
Dresden ſtände mit der des NG. im Einklang. Löwe ⸗Roſen⸗ 
berg können ſich auf die Formulierung mancher NÖ.-Urt. bee 
rufen (3. B. RöiSt. 29, 438 und JW. 1927, 1643). Doch iſt hier 
wohl nur verſehentlich ein nebenſächliches zeitliches Moment vie ler 
zum weſentlichen Merkmal aller Eventualanträge erhoben worden. 
Offenbar iſt auch Reg.: JW. 1927, 1643 inſofern der von Als⸗ 
berg vertretenen Meinung; denn ſonſt könnte dem dort er⸗ 
örterten — vor der Beweisaufnahme geſtellten — Antrage die 
Eigenſchaft eines Eventualantrages nicht lediglich wegen Fehlens 
eines Hauptantrages abgeſprochen worden ſein. Vor allem aber 
ſtellt der 3. Sen. in DRZ. 1927 Nr. 426 beide Arten des Eventual⸗ 
antrages ausdrücklich einander gleich. 

In dieſem demnach nicht nur ſcheinbaren Meinungsſtreite 
möchte ich dem RG. beipflichten. Wer einen unbedingten Be- 
weisantrag ſtellt, der gibt dadurch in der Regel noch nicht zu 
erkennen, wie er ſich im Falle der Ablehnung des Antrages ber» 
halten, welche ſonſtigen Anträge er alsdann ſtellen, welche Aus⸗ 
führungen er machen will. Wer dagegen einen bedingten Beweis⸗ 
antrag ſtellt, alſo z. B. in erſter Linie Freiſprechung, in zweiter 
Linie Beweiserhebung beantragt, der zeigt damit, daß er alle Pfeile 
verſchoſſen hat, alſo bei Ablehnung des Eventualantrages keine 
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Jena. 

10. 8 361 Ziff. 10 StGB. findet Anwendung, wenn der 
Unterhaltspflichtige es unterläßt, ſich um die Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung zu bemühen. f) 


Das AG. hat den Angekl. von der Übertretung des $ 361 
Nr. 10 StGB. freigeſprochen, weil nicht ſchon die Möglichkeit, Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung für feine Familie zu erhalten, feine Leis 
ſtungsfähigkeit i. S. jener Vorſchrift begründen könne. Die Rev. 
der Staatsanwaltſchaft greift dieſe Auslegung des § 361 Nr. 10 
StcßB. mit Recht als rechtsirrig an. Der Zweck dieſer Vorſchrift iſt 
ebenſo wie des § 361 Nr. 5 GEB. der, einen Schutz gegen miß⸗ 
bräuchliche Inanſpruchnahme der Armenpflege zu gewähren (vgl. 
Begründung z. Entw. des Gef. v. 12. März 1894, durch das 
$ 361 Nr. 10 StöB. eingefügt wurde; Druckſ. 1892/99 Nr. 130 u. 
1893/94 Nr. 58). 

Dieſer Zweckbeſtimmung des § 361 Nr. 10 SGB. würde es 
deshalb allerdings nicht entſprechen, wenn man den Unterhaltungs⸗ 
pflichtigen deshalb als zur Erfüllung der Unterhaltspflicht lei⸗ 
ſtungsfähig i. S. dieſer Lorſchrift anſehen wollte, weil er ſich die 
Mittel durch Inanſpruchnahme der Armenpflege verſchaffen 
kann. Die Erwerbsloſenunterſtützung hat aber nicht den Charakter 
der Armenpflege. Ihr Ziel iſt die Wiederaufnahme der Arbeit. 
Sie will die Erwerbsloſigkeit beendigen und bis zur Wiederauf⸗ 
nahme der Arbeit die Arbeitsfähigkeit erhalten (5 1 VO. über die 
Erwerbsloſenfürſorge uſw. i. d. Faſſ. v. 16. Febr. 1924, RGBl. I, 
127). Auch die Mittel der Fürſorge werden auf andere Weiſe auf⸗ 
gebracht als bei der Armenpflege (8 33). Der Erwerbsloſe iſt des⸗ 
halb als leiſtungsfähig i. S. von § 361 Nr. 10 StGB. anzuſehen, 
ſolange er in der Lage iſt, die Mittel zur Erfüllung ſeiner Unter⸗ 
haltspflicht durch Inanſpruchnahme der Erwerbsloſenfürſorge auf⸗ 
un en Es iſt deshalb zu prüfen, ob der Angekl. durch Mel⸗ 
ung beim Arbeitsamt Erwerbsloſenunterſtützung bezogen haben 
würde oder ihm Arbeit vermittelt worden wäre, oder inwieweit 
er neben einer nicht auskömmlichen Arbeit Unterſtützung erhalten 
hätte oder ihm eine lohnendere Arbeit vermittelt wäre. Lagen die 
Vorausſetzungen für die Erwerbsloſenfürſorge nicht vor, ſo wird zu 
prüfen ſein, ob er von ſeinem kAlrbeitsverdienft ſeiner Familie, 
wenn auch nur teilweiſe, hätte Unterſtützung gewähren können 
und ob er ſeine Arbeitskraft gehörig ausgenutzt hat. 

Osch. Jena, 2. SS., Urt. v. 21. Jan. 1927, 8 192/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Böckel, Jena. 
* 
Königsberg. 

II. 88 181, 178 GVG. Die ſofortige Vollſtreckung ber 
Ungebührſtrafe ſchließt die Einlegung der Beſchwerde 
nicht aus. 

Die Beſchwerde des Angekl. iſt, troßdem die Ungebührſtrafe von 
einem Tage Haft fofort gegen ihn vollſtreckt ift, zuläſſig. Allerdings 
kann die Beſchwerde in einem ſolchen Falle niemals einen vollen 


weiteren Anträge mehr zu ſtellen beabſichtigt. Daher braucht er 
auch keine nochmalige Gelegenheit zur Antragſtellung zu erhalten. 
Noch weniger kann ich dem OLG. darin zuſtimmen, daß das 
Urt. der Vorinſtanz auch im Falle der Wahrunterſtellung der Auf- 
hebung unterliegen muß. Zum mindeſten hätte das OLG. ſich hier 
mit der Frage des Beruhens auseinanderſetzen müſſen. 
LR. PrivDoz. Dr. Mannheim, Berlin. 


Zu 10. Die Entſch. ſtimmt mit der bisherigen Nipr. überein. 
„Wenn ber Angekl. imſtande war, ſich durch eine ſachgemäße Aus⸗ 
nupung ſeiner Arbeitskraft den zum Unterhalt feiner Familie er⸗ 
forderlichen Verdienſt zu verſchaffen, ſo war er auch in der Lage, 
feiner Unterſtützungspflicht nachzukommen” (KG.: Johow 370 79; 
ebenſo OLG. Celle: Goltd Arch. 59, 377 ff.). Die Gewährung der Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung ſetzt nicht nur Arbeitsfähigkeit, ſondern 
auch Arbeits willigkeit voraus (5 3 VO. v. 16. Febr. 1924, RGBl. 
1,127). Wer die Erwerbsloſenfürſorge mit dem Ziele der „Beendi⸗ 
gung der Erwerbsloſigkeit durch die Aufnahme von Arbeit“ (8 1 
a. a. O.) nicht in Anſpruch nimmt, zeigt, daß er, wiewohl arbeits⸗ 
fähig, nicht arbeitswillig iſt, d. h. alſo, nicht gewillt iſt, ſeine Ar⸗ 
beitskraft ſachgemäß auszunutzen. Ein ſolcher gilt aber als leiſtungs⸗ 
fähig i. S. 8361 Ziff. 10 StGB. 

An die Stelle der VO. v. 16. Febr. 1924 iſt am 1. Okt. 1927 
das Geſetz über die Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung 
v. 16. Juli 1927 (RGBl. I, 187 ff.) getreten. 887 des neuen Geſetzes 
gewährt die Arbeitsloſenunterſtützung nur dem, der „arbeitsfähig, 
arbeitswillig, aber unfreiwillig arbeitslos iſt“, und entzieht ſie dem, 
der „lich ohne berechtigten Grund trotz Belehrung über die Rechts⸗ 
folgen weigert, eine Arbeit anzunehmen oder anzutreten“ (8 90). 
Auch wer die ihm nach dem neuen Geſetz zuſtehende Arbeitsloſen⸗ 
unterſtützung nicht in Anſpruch nimmt, wird als leiſtungsfähig i. S. 
8361 Ziff. 10 StGB. zu gelten haben. 

Die gleichen Grundſätze wie vorſtehend ſind anzuwenden auf die 
nach Entw. 1925 5 282, Entw. 1927 5314 als Vergehen ſtraf⸗ 
bare „Verletzung der Unterhaltspflicht“. RA. Dr. Jonas, Altona. 
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Erfolg haben, da die Verbüßung nicht ungeſchehen gemacht werden 
kann. Auch kann die Aufhebung der Ordnungsſtrafe nicht die Grund⸗ 
lage für Entſchädigungsanſprüche des zu Unrecht Beſtraften bilden, 
da die Geſ. betr. die Entſch. der im Wiederaufnahmeverfahren frei⸗ 
geſprochenen Perſonen v. 20. Mai 1898 und betr. die Eutſchädigung 
für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft v. 14. Juli 1904 auf die 
Verbüßung von Ordnungsſtrafen nicht Anwendung finden. 

Indeſſen kann trotzdem, wie der StS. unter Aufgabe ſeines 
früheren Standpunkts HöchſtaR. 25, 155 annimmt, die Beſchwerde in 
einem ſolchen Falle nicht als gegenſtandslos angeſehen werden, da der 
Verurteilte ein erhebliches Intereſſe an der Feſtſtellung haben kann, 
daß er ſich keiner Ungebühr oder nur einer ſolchen leichterer Art 
ſchuldig gemacht hat und deshalb die Verhängung einer Haftſtrafe zu 
Unrecht erfolgt iſt. Wenn dieſe Nachprüfung dem Beſchwerdegericht 
entzogen ſein ſollte, hätte es deshalb einer ausdrücklichen Vorſchrift 
bedurft. Statt deſſen läßt 8 181 GVG. die Beſchwerde im Falle des 
8178 ohne jede Einſchränkung zu, obwohl ihr keine aufſchiebende 
Wirkung beigelegt iſt. Die Möglichkeit einer Abänderung muß auch 
deshalb gegeben ſein, weil die Bezahlung der ebenfalls ſofort voll⸗ 
ſtreckbaren Geldſtrafe die Beſchwerde keinesfalls ausſchließt. 

(OLG. Königsberg, Beſchl. v. 14. Nov. 1927. CW 402/27.) 
Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg. 


* 


12. 88 310, 122 StPO. Die den Verfall einer Sicher- 
heit ausſprechende Entſcheidung unterliegt nicht der wei⸗ 
teren Beſchwerde. 5 1 

Durch den angefochtenen Beſchl. hat das LG. die vom AG. 
ausgeſprochene Verfallerklärung der von dem Angehl. geleiſteten 
Sicherheit gebilligt. Die weitere Beſchwerde iſt unzuläſſig. Dies folgt 
nach Anſicht des StS. allerdings noch nicht aus dem Wortlaut des 
8122 Abſ. 2 StPO., nach dem dem Angeſchuldigten und denjenigen, 
die für ihn Sicherheit geleiſtet haben, nur die ſofortige Beſchwerde 
zuſteht. Damit ſollte lediglich zum Ausdruck gebracht werden, daß 
die Entſch. über den Verfall der Sicherheit allein dem Strafrichter 
zuſteht und die Erhebung von Anſprüchen gegen die Staatskaſſe aus⸗ 
geſchloſſen fein ſollte. Für dieſe Annahme ſpricht insbeſ., daß die 
den Verfall ausſprechende Entſch. nach Abſ. 3 a. a. O. die Wirkungen 
eines Zivilendurteils gegen diejenigen hat, die für den Angeſchuldigten 
Sicherheit geleiſtet haben. 

Dagegen ift die weitere Beſchwerde durch 8 310 StPO. aus⸗ 
geſchloſſen, da die angefochtene Entſch. nicht eine Verhaftung betrifft. 
Für die Zulaſſung der weiteren Beſchwerde bei derartigen, in der 
Beſchwerdeinſtanz ergehenden Entſcheidungen iſt die Erwägung maß⸗ 
gebend geweſen, daß Beſchlüſſe, durch die Verhaftungen angeordnet 
werden, von ganz beſonderer Tragweite ſind, da ſie in die perſönliche 
Freiheit eingreifen, und ſie deshalb der Nachprüfung durch eine wei⸗ 
tere höhere Inſtanz nicht entzogen ſein ſollen. Die ausnahmsweiſe 
Zulaſſung der weiteren Beſchwerde iſt deshalb auf Beſchlüſſe zu be⸗ 
ſchränken, die entweder unmittelbar die Freiheit oder Unfreiheit des 
Angeſchuldigten betreffen oder wenigſtens in dieſer Richtung Einfluß 
ausüben können. Eine ſolche einſchneidende Bedeutung hat für einen 
Angeſchuldigten aber nicht die den Verfall einer Sicherheit aus⸗ 
ſprechende Entſch. Denn, da nach 8122 StPO. die Sicherheit nur 
verfällt, wenn ein Angeſchuldigter ſich der Unterſuchung entzieht, 
könnte ſeine Verhaftung auf Grund des noch nicht aufgehobenen, 
ſondern nur in der Vollſtreckung gehemmten Haftbefehls gem. $ 120 
SPD. auch vor Verfallerklärung erfolgen. Ferner hat auch eine 
Verhaftung nach Verfallerklärung nicht in dem Wiederaufleben des 
durch die Sicherheitsleiſtung bisher abgewandten Fluchtverdachts, ſon⸗ 
dern in neuen Tatſachen, in dem ſpäteren Verhalten des Angeſchul⸗ 
digten ihren alleinigen Grund. Andererſeits hat der Angeſchuldigte, 
der es nachweiſen kann, daß er ſeine Abſicht, ſich der Unterſuchung 
zu entziehen, wieder aufgegeben hat, die Möglichkeit, durch erneute 
Sicherheitsleiſtung die Vollſtreckung des Haftbefehls abzuwenden. 

Aus dieſen Gründen hat auch der Komm. von Löwe in ſeiner 
17. Aufl. Anm. 4 zu 8 310 StPO. den in früheren Auflagen ver⸗ 
tretenen Standpunkt, daß die weitere Beſchwerde gegen Beſchlüſſe 
auf Grund des § 122 SPD. zuläſſig ſei, aufgegeben. 

(Os; Königsberg, Beſchl. v. 17. Okt. 1927, CW 395/27.) 


Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg. 


1. 8 147 Sto. Im Steuerſtrafverfahren hat der 
Verteidiger das Recht zur Einſicht der Steuerakten. 
Nach § 409 RAbgdO. kann ſich der Angekl. auch im Steuer⸗ 


ſtrafverfahren durch einen Verteidiger vertreten laſſen. In dieſem 
Falle findet 8 147 SPD. über die Akteneinficht entſprechende 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Anwendung (vgl. Mrozek, RAbgd., Anm. zu 8 409). Der Ver⸗ 
teidiger hat hiernach das Recht zur Einſicht in die „dem Gericht 
vorliegenden Akten“. Zu dieſen gehören auch die Umſatzſteuer⸗ 
akten, zumal auf fie im Strafbeſcheid des Fin A. ausdrücklich als 
Beweismittel Bezug genommen iſt. 

(LG. Torgau, Beſchl. v. 4. Okt. 1927, 4 0 68/27.) 


B. Arbeitsgerichte. 


Landes arbeitsgerichte. 


1. 8 36 Betr. Der Arbeitgeber muß dem Be⸗ 
triebsrat eine Textausgabe des Arbeitsgerichtsgeſetzes 
zur dauernden Benutzung überlaſſen und ihm die Mög⸗ 
lichkeit der Benutzung der Werkbücherei ſowie der vorüber⸗ 
gehenden Entnahme von Büchern aus dieſer geben. 


Der Streit der Parteien gipfelt in der Frage, ob Bücher, 
insbeſ. der Geſetzestext des ArbGG. zu den Geſchäftsbedürfniſſen 
gehören, die der Arbeitgeber dem Betriebsrat nach § 36 Betrgich. 
zur Verfügung zu ſtellen hat, und ob auch eine erläuterte Ausgabe 
der Geſetze verlangt werden kann. Für die Entſch. der Frage iſt 
das ArbGg. zuſtändig nach $ 2 Ziff. 5 ArbGG. Die bisherige Praxis 
der Schlichtungsausſchüſſe und die Anſichten der Komm. z. Betr. 
laſſen erkennen, daß ſich eine einheitliche Rechtsanſchauung bisher 
noch nicht gebildet hat. Jede Partei iſt in der Lage, Vorentſcheidungen 
anzuführen, die für ihre Anſicht ſprechen. Wenn ein Betriebsrat 
ſeine geſetzlichen Aufgaben erfüllen ſoll, ſo braucht er dazu unbe⸗ 
dingt den Text des Betrag., des Arb&G., der geltenden Tarife 
und der etwaigen Arbeitsordnung. Inſoweit kann er nicht auf die 
Bücherei verwieſen werden; dieſe Geſchäftsbedürfniſſe ſind ihm viel⸗ 
mehr zu liefern und zur ſtändigen ungehinderten Benutzung zu 
übenlaffen. Anders liegt die Sache bei Komm. zu arbeitsrechtlichen 
Geſetzen. Braucht er ſie zu ſeiner eigenen Aufklärung über Fragen 
des Arbeitsrechtes, ſo zahlt dieſer Lehrſtoff nicht zu den Ge⸗ 
ſchäftsbedürfniſſen, will der Betriebsrat andere unterrichten, ſo iſt 
der Arbeitgeber noch weniger verpflichtet, ihm dazu den Lehr⸗ 
ſtoff zu liefern. Kommentare gehören alſo nicht zu den Geſchäfts⸗ 
bedürfniſſen, woraus ſich die Ablehnung des dahin gehenden 
Wunſches des Betriebsrates ergibt. Dagegen muß der Betriebsrat 
auf Grund feiner Sonderleiſtung im Betriebe und in Anbetracht 
ſeiner Aufgaben für berechtigt erachtet werden, diejenigen Lehr⸗ 
mittel zu benutzen, die auch anderen Werkangeſtellten zur Ver⸗ 
fügung ſtehen, nämlich die Werksbücherei. Da er ſeine Tätigkeit 
vielfach in den Abendſtunden zu Hauſe auszuüben haben wird, muß 
ihm auch Gelegenheit gegeben werden, die Bücher mit nach Hauſe 
zu nehmen, um ſie in Ruhe durchzuleſen. 

(LArbG. Gleiwitz, Beſchl. v. 26. Okt. 1927, 9 T 6/27.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Deutſchmann, Oppeln. 


C. Verwaltungsbehöoͤrden und Verwaltungsgerichte. 


Reich. 
Reichsverſorgungsgericht. 
Berichtet von Oberregierungsrat Dr. Arendts, Berlin. 


1. 5 57 RVG. Eine Veränderung der Verhältniſſe 
ſetzt nicht notwendig eine Anderung des körperlichen Zu⸗ 
ſtandes des Beſchädigten voraus, ſie kann vielmehr auch 
in einem Wechſel des Berufes liegen, wenn dadurch die 
Erwerbsfähigkeit weſentlich beeinflußt wird. 

(RVGer., Urt. v. 16. Dez. 1925, M 522/25, 21, Grundſaßtz u. 


Berichtigungen. 

Die in JW. 1927, 29109 abgedr. Entſch. des RG. IV 233/27 
iſt nicht am 24. Okt. 1924, ſondern am 24. Okt. 1927 ergangen. 

JW. 1927, 2539, r. Sp., Entſch. des AG Köln⸗Mülheim. 
In der Überſchrift muß es ſtatt „§ 3 Aufwch.“ heißen „83 AnfG.“ 

In dem in Heft 50 abgedruckten Nachruf auf Herrn IR. 
Weisweiler muß folgendes richtiggeſtellt werden: IR. Weis⸗ 
weiler war nicht Ehrendoktor der Univerſität Köln, ſondern 
der Univerſität Bonn. D. S. 


— . p p p c — —— — ——— ́́—x— Pp ——— — — — —— ——ç7ꝙßĩ§5ꝙũ᷑97?Üß• 2 ̃676—%— . 
Von der sonst am Schlusse der Nummer gebrachten Übersicht der Rechtsprechung wird in dieser Nummer Abstand genommen, 
weil das Register 1927 — das diese Übersicht mit umfaßt — bereits im Januar 1928 erscheinen wird. 
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Keichstagsausſchuß für Strafrechtsreform. 


(Beſchlüſſe der 1. Leſung) 
Von Reichsminiſter a. D. Dr Bell, M. d. R., Berlin. 


Am 20. Dez. 1927 beendete der Strafrechtsausſchuß des RT. 
die erſte Leſung des Allg. Teils des ihm im Entw. vorgelegten 
RSGB. Auf die erſte Leſung des Allg. Teils wurden 44 Sitzungen 
mit durchſchnittlich je vierſtündiger Dauer verwandt, unter der be⸗ 
währten Leitung des Abg. Geh. IR. Prof. Dr. Kahl, des hoch⸗ 
verdienten Altmeiſters der Strafrechtswiſſenſchaft. Dazu traten 
noch die vom Verf. als ſtellvertr. Vorſ. geleiteten Sitzungen des 
Unterausſchuſſes. Über die Ausſchußberatung geben die gedruckten 
Ausſchußberichte, die bereits einen ſtattlichen Umfang angenommen 
haben, ein anſchauliches Bild. Nach Beendigung der Ausſchuß⸗ 
arbeiten werden die Druckberichte der breiteſten Offentlichkeit zu⸗ 
gänglich gemacht werden. Wiſſenſchaft und Praxis werden darin 
eine wirkſame Ergänzung der amtl. Begründung des Entw. er⸗ 
blicken. Im allgemeinen wird man dem Ausſchuß ſchon jetzt das 
Zeugnis nicht abſprechen dürfen, daß er mit lebhafter Anteilnahme 


und ſachlichem Eifer ſich ſeiner ſchwierigen Aufgabe gewidmet und 
ſich nicht ohne Erfolg bemüht hat, Verbeſſerungen in die Vorlage 
hineinzubringen. 

Auch dem parlamentariſchen Wanderer mag es vergönnt ſein, 
auf dem Höhenweg eine Atempauſe zu machen, um einen Rück⸗ 
blick zu werfen auf die zurückgelegte Wegeſtrecke und damit zu 
verbinden einen Ausblick auf das noch vor ihm liegende Wanderziel. 

Dem Rückblick ſoll die folgende Wegetafel dienen, die zur 
klaren Orientierung für den Leſer eine Gegenüberſtellung der Vor⸗ 
lage der Reichsregierung mit den Aus ſchußbeſchlüſſen 
erſter Leſung über den Allg. Teil bringt !). 


1) Inſoweit als der Ausſchuß Veränderungen getroffen 
hat; die nicht abgedruckten Paragraphen find uns 
verändert geblieben. 


Vorlage. 
9 4. 
über Maßregeln der Beſſerung und Sicherung iſt nach dem 
Geſetz zu entſcheiden, das zur Zeit der Entſcheidung gilt. 


9 6. 

Die Strafgeſetze des Reichs gelten, unabhängig von den Ge⸗ 
ſetzen des Tatorts, für folgende Taten, wenn fie im Ausland be= 
gangen werden: 

1. Hochverrat und Landesverrat gegen das Reich oder eines 

der Länder und Vergehen gegen die Wehrmacht oder die 
Volkskraft; 


2. ſtrafbare Handlungen, die jemand als Träger eines deut⸗ 
ſchen Amtes oder die jemand gegen den Träger eines 
deutſchen Amtes während der Ausübung ſeines Amtes oder 
in Beziehung auf ſein Amt begeht; 

3. Meineid in einem Verfahren, das bei einer deutſchen Be⸗ 
hörde anhängig iſt; 

4. Verbrechen der Falſchmünzerei; 

5. Verbrechen des Frauenhandels und des Kinderhandels. 

8 7 
Für andere Taten, die im Ausland begangen werden, gelten 
die Strafgeſetze des Reichs, wenn die Tat durch die Geſetze des 
Tatorts mit Strafe bedroht iſt und der Täter 

1. zur Zeit der Tat Deutſcher war oder es nach der Tat ge— 
worden iſt oder 

2. zur Zeit der Tat Ausländer war, im Inland betroffen 
und nicht ausgeliefert wird, obwohl die Auslieferung nach 
der Art der Tat zuläſſig wäre. 


Iſt der Ort der Tat keiner Staatsgewalt unterworfen, ſo 
genügt es, daß die Geſetze des Reichs ſie mit Strafe bedrohen. 


9 13. 

Nicht zurechnungsfähig iſt, wer zur Zeit der Tat wegen Be⸗ 
wußtſeinsſtörung, wegen krankhafter Störung der Geiſtestätig⸗ 
keit oder wegen Geiſtesſchwäche unfähig iſt, das Unrechtmäßige der 
Tat einzuſehen oder nach dieſer Einſicht zu handeln. 

War die Fähigkeit zur Zeit der Tat aus einem dieſer Gründe 
weſentlich vermindert, jo kann die Strafe gemildert werden ($ 73). 


9 14. 

Ein Taubſtummer iſt nicht zurechnungsfähig, wenn er in der 
geiſtigen Entwicklung zurückgeblieben und deshalb unfähig iſt, das Un⸗ 
rechtmäßige der Tat einzuſehen oder nach dieſer Einſicht zu handeln. 

War die Fähigkeit zur Zeit der Tat aus dieſem Grunde 
weſentlich vermindert, fo kann die Strafe gemildert werden ($ 73). 


8 17. 

Vorſätzlich handelt, wer den Tatbeſtand der ſtrafbaren Hand⸗ 
lung mit Wiſſen und Willen verwirklicht oder die Verwirklichung 
zwar nur für möglich hält, jedoch für den Fall der Verwirklichung 
mit ihr einverſtanden iſt. 

Wegen vorſätzlicher Begehung wird nicht be⸗ 
ſtraft, wer irrtümlich einen Sachverhalt annimmt, 
der die Tat rechtfertigen oder ihn ſtraffrei machen würde 

Sl), 

Fahrläſſig handelt, wer die Sorgfalt außer acht läßt, zu der 

er nach den Umſtänden und nach ſeinen perſönlichen Verhältniſſen 


Beſchlüſſe des Ausſchuſſes in erſter Leſung. 


9 4. 

über die im 855 Ziff. 1, 2 und 5, 6 genannten 
Maßregeln der Beſſerung und Sicherung iſt nach dem Geſetz zu 
entſcheiden, das zur Zeit der Entſcheidung gilt. 

8 6. 

Die Strafgeſetze des Reichs gelten, unabhängig von den Ge⸗ 
ſetzen des Tatorts, für folgende Taten, wenn fie im Ausland be- 
gangen werden: 

1. Hochverrat und Landesverrat gegen das Reich oder eines 
der Länder und Vergehen gegen die Wehrmacht oder die 
Volkskraft, bei dem Vergehen des Auswande⸗ 
rungsbetrugs nur, wenn es gerichtet war 
gegen einen Deutſchen; 

2. ſtrafbare Handlungen, die jemand als Träger eines deut⸗ 
ſchen Amtes oder die jemand gegen den Träger eines 
deutſchen Amtes während der Ausübung ſeines Amtes oder 
in Beziehung auf ſein Amt begeht; 

. Meineid in einem Verfahren, das bei einer deutſchen Be⸗ 
hörde anhängig iſt; 
Verbrechen der Falſchmünzerei; 
„Verbrechen des Frauenhandels und des Kinderhandels. 
9 7. 

Für andere Taten, die im Ausland begangen werden, gelten 
die Strafgeſetze des Reichs, wenn die Tat durch die Geſetze des 
Tatorts mit Strafe bedroht iſt und der Täter 

1. zur Zeit der Tat Deutſcher war oder es nach der Tat ge⸗ 
worden iſt oder 

2. zur Zeit der Tat Ausländer war, im Inland betroffen 
und nicht ausgeliefert wird, obwohl die Auslieferung nach 
der Art der Tat zuläſſig wäre, wenn die Tat ſich 
gegen das Rechtsgut eines Deutſchen richtete. 

Iſt der Ort der Tat keiner Staatsgewalt unterworfen und 
richtete ſich die Tat gegen das Rechtsgut eines Deut⸗ 
ſchen oder wurde ſie verübt von einem Deutſchen, ſo 
genügt es, daß die Geſetze des Reichs die Tat mit Strafe bedrohen. 

9 13. 

Nicht zurechnungsfähig iſt, wer zur Zeit der Tat wegen Be⸗ 
wußtſeinsſtörung, wegen krankhafter Störung der Geiſtestätig⸗ 
keit oder wegen Geiſtesſchwäche unfähig iſt, das Unrechtmäßige der 
Tat einzuſehen oder nach dieſer Einſicht zu handeln. 

War die Fähigkeit, das Unrechtmäßige der Tat ein⸗ 
zuſehen oder nach dieſer Einſicht zu handeln, zur 
Zeit der Tat aus einem dieſer Gründe erheblich vermindert, ſo 
iſt die Strafe zu mildern (8 73). 

14. 

Ein Taubſtummer iſt nicht zurechnungsfähig, wenn er in der 
geiſtigen Entwicklung zurückgeblieben und deshalb unfähig iſt, das Un⸗ 
rechtmäßige der Tat einzuſehen oder nach dieſer Einſicht zu handeln. 

War die Fähigkeit, das Un rechtmäßige der Tat ein⸗ 
zuſehen oder nach dieſer Einſicht zu handeln, zur 
Zeit der Tat aus dieſem Grunde erheblich vermindert, ſo iſt 
die Strafe zu mildern ($ 73). 

8 17. 

Vorſätzlich handelt, wer den Tatbeſtand der ſtrafbaren Hand⸗ 
lung mit Wiſſen und Willen verwirklicht oder die Verwirklichung 
zwar nur für möglich Hält, jedoch für den Fall der Verwirklichung 
mit ihr einverſtanden iſt. 


e 


9 19. 
Fahrläſſig handelt, wer die Sorgfalt außer acht läßt, zu der 
er nach den Umſtänden und nach ſeinen perſönlichen Verhältniſſen 


han, 
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verpflichtet und fähig iſt, und deshalb nicht vorausſieht, daß ſich der 
Tatbeſtand der ſtrafbaren Handlung verwirklichen kann, oder, obwohl 
er dies für möglich hält, darauf vertraut, daß es nicht geſchehen wird. 

Die Vorſchriften über fahrläſſige Handlungen 
ſind auch dann anzuwenden, wenn der Täter nur 
deshalb nicht wegen vorſätzlicher Begehung be⸗ 
ſtraft werden kann, weil er infolge eines auf Fahr⸗ 
läſſigkeit beruhenden Irrtums einen Sachverhalt 
angenommen hat, der die Tat gerechtfertigt oder 
ihn ſtraffrei gemacht hätte. 


8 20. 
Rechtsirrtum. 


Handelt der Täter vorſätzlich, aber in einem entſchuldbaren. 
Rechtsirrtum, der ihn das Unrechtmäßige ſeiner Tat nicht er⸗ 
kennen läßt, ſo iſt er ſtraffrei; iſt der Irrtum nicht entſchuldbar, 
fo kann die Strafe gemildert werden (8 73). 


24. 

Eine Tat, die in Notwehr 9 8 wird, iſt nicht rechtswidrig. 

In Notwehr handelt, wer ſich oder einen anderen gegen 
einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff verteidigt, ſoweit die 
Verteidigung erforderlich iſt, um den Angriff abzuwenden, und der 
von der Verteidigung zu erwartende Schaden nicht außer Ver⸗ 
hältnis zu dem durch den Angriff drohenden Schaden ſteht. 

Der Verteidigung gegen einen rechtswidrigen Angriff ſteht 
es gleich, wenn jemand eine fremde Sache beſchädigt oder zer— 
ſtört, um eine durch fie drohende Gefahr von ſich oder einem an⸗ 
deren abzuwenden. 


Hat der Täter die Grenzen der Notwehr überſchritten, ſo 
kann die Strafe gemildert werden ($ 73); iſt die Überſchreitung 
wegen Beſtürzung, Furcht oder Schreckens entſchuldbar, ſo iſt er 
ſtraffrei. 5 

5. 


8 

Im Notſtand handelt, wer eine mit Strafe bedrohte Hand⸗ 
lung begeht, um eine gegenwärtige, nicht anders abwendbare Ge⸗ 
fahr eines erheblichen Schadens von ſich oder einem anderen ab⸗ 
zuwenden, wenn ihm oder dem Gefährdeten unter pflichtmäßiger 
Berückſichtigung der ſich gegenüberſtehenden Intereſſen nicht zu⸗ 
zumuten iſt, den drohenden Schaden zu dulden. 

Iſt der drohende Schaden gegenüber dem aus der Ein⸗ 
wirkung zu erwartenden Schaden unverhältnismäßig groß, ſo han⸗ 
delt der Täter nicht rechtswidrig; andernfalls handelt er zwar 
rechtswidrig, iſt aber ſtraffrei. 

Einwirkungen auf Leib oder Leben ſind nur zum Schutze von 
Leib und Leben zuläſſig. 

$ 24 Abſ. 3 gilt entſprechend. 


8 26. 

Wer den Entſchluß, eine mit Strafe bedrohte Tat zu begehen, 
durch Handlungen betätigt, die den Anfang der Ausführung bilden 
oder nach dem Sachverhalt, den er ſich vorſtellt, bilden würden, 
iſt wegen Verſuchs zu beſtrafen. Der Verſuch eines Vergehens iſt nur 
ſtrafbar, wenn ihn das Geſetz ausdrücklich mit Strafe bedroht. 

Der Verſuch iſt milder zu beſtrafen als die vollendete Tat (8 73). 

Konnte der Verſuch ſchon wegen der Art des vom Täter aus⸗ 
erſehenen Mittels oder Gegenſtandes überhaupt nicht zur Voll⸗ 
endung führen, fo kann das Gericht die Strafe nach freiem Ermeſſen 
mildern. In beſonders leichten Fällen kann es von 
Strafe abſehen. 


4. Abſchnitt. 
Teilnahme. 


§ 29. 
Wer vorſätzlich veranlaßt, daß ein anderer eine Tat ausführt, 
wird als Anſtifter gleich einem Täter beſtraft. 


§ 32. 

Wegen einer Tat, deren Strafbarkeit durch beſondere Eigen⸗ 
ſchaften oder Verhältniſſe begründet wird, ſind Anſtifter und Gehilfe 
ſtrafbar, wenn dieſe Eigenſchaften oder Verhältniſſe bei ihnen oder 
beim Täter vorliegen. Liegen ſie beim Anſtifter nicht vor, ſo kann 
feine Strafe gemildert werden ($ 73). 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


verpflichtet und fähig iſt, und deshalb nicht vorausſieht, daß ſich der 
Tatbeſtand der ſtrafbaren Handlung verwirklichen kann, oder, obwohl 
er dies für möglich hält, darauf vertraut, daß es nicht geſchehen wird. 


8 20. 
Irrtum über die Rechtswidrigkeit. 

Wer irrtümlich einen Sachverhalt annimmt, der 
die Tat rechtfertigen oder den Täter ſtraffrei 
machen würde, kann wegen vorſätzlicher Begehung 
nicht und wegen fahrläſſiger Begehung nur dann 
beſtraft werden, wenn der Irrtum auf Fahrläſſig⸗ 
keit beruht. 

Handelt der Täter vorſätzlich, aber in einem entſchuldbaren 
Rechtsirrtum, der ihn das Unrechtmäßige ſeiner Tat nicht erkennen 
läßt, ſo iſt er PAR. WR ift der Irrtum nicht entſchuldbar, jo iſt 
der Täter ſtrafbar, aber milder zu beſtrafen ($ 73). 


24. 
Eine Tat, die in Notwehr 1 wird, iſt nicht rechtswidrig. 
Notwehr iſt diejenige Verteidigung, welche er⸗ 
forderlich iſt, um einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff 
von ſich oder einem anderen abzuwenden. 


Der Verteidigung gegen einen rechtswidrigen Angriff ſteht 
es gleich, wenn jemand eine fremde Sache beſchädigt oder zer⸗ 
ſtört, um eine durch ſie drohende Gefahr von ſich oder einem 
anderen abzuwenden, ſofern die Beſchädigung oder 
Zerſtörung zur Abwendung der Gefahr erforder⸗ 
lich iſt und der Schaden nicht außer Verhältnis zu 
der Gefahr ſteht. 

Hat der Täter die Grenzen der Notwehr überſchritten, ſo 
iſt er ſtrafbar, kann aber milder beſtraft werden 
(8 73); hat er fie in Beſtürzung, Furcht oder Schrecken über⸗ 
ſchritten, ſo iſt er ſtraffrei. 25 

5. 

Im Notſtand handelt, wer eine mit Strafe bedrohte Hand⸗ 
lung begeht, um eine gegenwärtige, nicht anders abwendbare Ge⸗ 
fahr eines erheblichen Schadens von ſich oder einem anderen ab⸗ 
uwenden, wenn ihm oder dem Gefährdeten nach den Um⸗ 
Händen nicht zuzumuten ift, den drohenden Schaden zu dulden. 


Iſt der drohende Schaden gegenüber dem aus der Ein- 
wirkung zu erwartenden Schaden unverhältnismäßig groß, ſo han⸗ 
delt der Täter nicht rechtswidrig; andernfalls handelt er zwar 
rechtswidrig, iſt aber ſtraffrei. 

Einwirkungen auf Leib oder Leben ſind nur zum Schutze von 
Leib oder Leben zuläſſig. 1 

§ 24 Abſ. 4 gilt entſprechend. 

8 26. 

Wer den Entſchluß, eine mit Strafe bedrohte Tat zu begehen, 
durch Handlungen betätigt, die den Anfang der Ausführung bilden 
oder nach dem Sachverhalt, den er ſich vorſtellt, bilden würden, 
iſt wegen Verſuchs zu beſtrafen. Der Verſuch eines Vergehens iſt nur 
ſtrafbar, wenn ihn das Geſetz ausdrücklich mit Strafe bedroht. 

Der Verſuch iſt milder zu beſtrafen als die vollendete Tat ($ 73). 

Konnte der Verſuch ſchon wegen Fehlens beſonderer 
Eigenſchaften oder Verhältniſſe, die beim Täter 
zur Strafbarkeit erforderlich ſind, oder wegen der 
Art des vom Täter auserſehenen Mittels oder Gegenſtandes überhaupt 
nicht zur Vollendung führen, ſo kann das Gericht die Strafe nach 
freiem Ermeſſen mildern oder von Strafe abſehen. 

4. Abſchnitt. 
Täterſchaft und Teilnahme. 
$ 27a (neu). 
Täterſchaft. 

Täter iſt, wer die Tat ſelbſt begeht. x 

Täter iſt auch, wer ſich zur Ausführung der Tat eines anderen 
bedient, von dem er weiß oder ſich vorſtellt, daß er die Tat nicht 
vorsätzlich begeht oder nicht zurechnungsfähig iſt (mittelbarer Täter). 


8 29. 

Wer vorſätzlich einen anderen zu der von dieſem be⸗ 
gangenen Tat beſtimmt hat, wird als Anſtifter gleich einem 
Täter beſtraft. 

§ 32. 

Wegen einer Tat, deren Strafbarkeit durch beſondere Eigen⸗ 
ſchaften oder Verhältniſſe begründet wird, ſind mittelbarer 
Täter, Anſtifter und Gehilfe ſtrafbar, wenn dieſe Eigenſchaften oder 
Verhältniſſe bei ihnen, bei dem, deſſen ſich der mittel⸗ 
bare Täter zur Ausführung bedient, oder beim Täter vor⸗ 
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Beſtimmt das Geſetz, daß b i f 

RE 1 : „ ee Eigenſchaften oder Ver⸗ 
hältniſſe die Strafe ſchärfen, mildern feen, 55 gilt das nur 
für den Täter, Anſtifter oder Gen, bei dem ſie vorliegen. 


Das Gericht ord 110 

as Gericht ordnet innerhalb zrobezeit die Voll treckun 
der Strafe an, wenn der Verurteilte Bier Tat 1 arg 
die er nad) der Bewilligung des ben Straferlaſſes begangen 
lig abſehen, wenn au die neue Strafe bedingter 

ewilligt oder wegen d 2 
erkannt wird. 5 gen der Tat nur auf Geldſtrafe 
Das Gericht ordnet innerhalb drobezeit di 
t 

der Strafe ferner an, wenn der 9 Sage 
troffenen Anordnungen gröblich zunandelt oder wenn nach 
ſeiner Führung nicht mehr zu erwarte daß er Känftig ein ge⸗ 
ſetzmäßiges und geordnetes Leben führerde. 

Nach Ablauf der Probezeit kann Vollſtreckung der Strafe 
nur angeordnet werden, wenn der Veilte wegen einer neuen 
Tat vor Ablauf der Probezeit oder einem zu dieſer Zeit 
bereits anhängigen Strafverfahren nadfauf der Probezeit ver⸗ 
0 ele Die dien kaur binnen drei Monaten 

er re räftigen Beendigun 8 1 - 
en g gung denen Strafverfahrens an⸗ 

Wird w Berbrecien 

ird wegen eines Verbrechens oporſätzlichen Vergehens 
auf Gefängnis erkannt, ſo kann das Ge 15 er 
die Dauer von mindeſtens einem und tens fünf Jahren für 
e e e erg zu leiden. Der Ausſpruch 
„ ſon eſetz nicht anderes beſtin n b ängni 
von e 95 Monaten gli 8 
ie Dauer der Amtsunfähigkeit won dem Tage ab be⸗ 
oe an dem die Freiheitsſtrafe verbüverjährt der erlaſſen 
1 e e Strafe oder Strafreſt nach einer 
ö ö ültig erlaſſen worden d di i 
die Friſt angerechnet. n 


„ 8 48. 
N „Wer unfähig wird, öffentliche Amter bekleiden, verliert zu⸗ 
gleich für immer die öffentlichen Amter, er inne hat. 


Den öffentlichen Amtern ſtehen gleiche Zugehöri keit zur 
Reichswehr, die aus öffentlichen Wahlen den Rechte, 
die Rechtsanwaltſchaft und öffentliche Würt 


9 49. 
Wer zum Tode oder zu lebenslangeizuchthaus teil 
N . t 
wird, verliert für immer das Recht, in 6 2 10 U geußelfen 
zu wählen oder zu ſtimmen. f r 
. Wird auf zeitiges Zuchthaus erkannt, kann das Gericht 
en Verurteilten für immer oder auf mindens zwei und höch⸗ 
ſtens zehn Jahre für unfähig erklären, in öntlichen Angelegen⸗ 
F G8 zu ſtimmen. 
ird neben Gefängnis die Amtsfähi keaberkannt, jo kann 
115 Gericht den Verurteilten für die Ae a afihigeelt 
au ) für unfähig erklären, in öffentlichen ’Ingelegenheiten zu 
eg mer 195 Ausſpruch i foweit das Geſetz 
3 beſtimmt, nur nebe ängnis n mi f 
Bahre gala en Gefängnis n mindeſtens einem 
8 47 Abſ. 2 gilt entſprechend. 


8 50. 
Das Gericht kann dem Verurteilten die fhigkeit, ö entliche 
Amter zu bekleiden oder in öffentlichen Bet gebeten au 
wählen oder zu ſtimmen, wieder verleihen wer er ſich nach der 
Verbüßung, der Verjährung oder dem Erlaß er Strafe längere 
Zeit gut geführt und der Ausübung öffentlich; Amter oder des 
Wahl- und Stimmrechts wieder würdig erwien hat. Iſt dem 
dal er he in 175 5 Strafreſt na einer Probezeit 
erlaſſen worden, ſo iſt auch di Fü a 
der Probezeit zu berückſichtigen. L 


§ 51. 
Das Gericht kann dem Verletzten und de 

5 m auf deſſen Ver⸗ 
El chete % ee 85 Ane di N 
0 „ ten, die Verurtei = 
in ala bekanntzumachen. e eee 
Umfang und Art der Beh i 2 
weng 1 1 5 er Bekanntmachung weven in der Ent⸗ 

ie Befugnis zur Bekanntmachung erliſcht icht i 
halb eines Monats nach Zuſtellung de 18 ge 75 
ſcheidung davon Gebrauch Be 110 


5 $ 53. 

Wird der Tatbeſtand einer ſtrafbaren Handlu r 

Inhalt einer Schrift, Abbildung br anderen a 115 

ne ſo iſt, ſofern jede Verbreitung ſtrafbar ſein würde, in der 

515 icjetbung auszuſprechen, daß alle Stücke eingezogen werden, 

85 im Beſitz des Verfaſſers, Druckers, Herausgebers, Verlegers, 
hriftleiters oder eines Buchhändlers ſind oder die öffentlich aus⸗ 


liegen. Liegen 


30067 


fie beim Anftifter oder mittelbaren Täter nicht 
vor, jo kann ſeine Strafe gemildert werden (S 73). 

Beſtimmt das Geſetz, daß beſondere Eigenſchaften oder Ver⸗ 
hältniſſe die Strafe ſchärfen, mildern oder ausſchließen, ſo gilt das 
nur für den Täter oder Teilnehmer, bei dem ſie vorliegen. 


8 44. 

Das Gericht ordnet innerhalb der Probezeit die Vollſtreckung 
der Strafe an, wenn der Verurteilte wegen einer Tat verurteilt wird, 
die er nach der Bewilligung des bedingten Straferlaſſes begangen 
hat. Es kann davon abſehen, wenn auch für die neue Strafe bedingter 
Straferlaß bewilligt oder wegen der neuen Tat nur auf Geldſtrafe 
erkannt wird. 

Das Gericht ordnet innerhalb der Probezeit die 
der Strafe ferner an, wenn der Verurteilte den nach 8 43 ge 
troffenen Anordnungen gröblich zuwiderhandelt oder wenn nach 
ſeiner Führung nicht mehr zu erwarten iſt, daß er künftig ein ge- 
ſetzmäßiges und geordnetes Leben führen werde. 

Auch nach Ablauf der Probezeit darf die Vollſtreckung der 
Strafe noch angeordnet werden, wenn der Verurteilte wegen einer 
neuen Tat vor Ablauf der Probezeit oder in einem zu dieſer Zeit 
bereits anhängigen Strafverfahren nach Ablauf der Probezeit ver⸗ 
urteilt worden it. Die Vollſtreckung kann nur binnen drei Monaten 
nach der rechtskräftigen Beendigung des neuen Strafverfahrens an⸗ 
geordnet werden. 


Vollſtreckung 


§ 47. 

Wird wegen eines Verbrechens oder vorſätzlichen Vergehens 
auf Gefängnis erkannt, ſo kann das Gericht den Verurteilten auf 
die Dauer von mindeſtens einem und höchſtens fünf Jahren für 
unfähig erklären, öffentliche Amter zu bekleiden. Der Ausſpruch 
ift, ſoweit das Geſetz nicht anderes beſtimmt, nur neben Gefängnis 
von mindeſtens einem Jahre zuläſſig. 

Die Dauer der Amtsunfähigkeit wird von dem Tage ab be- 
rechnet, an dem die Freiheitsſtrafe verbüßt, verjährt oder erlaſſen 
iſt. Iſt dem Verurteilten die Strafe oder ein Strafreſt nach einer 
Probezeit endgültig erlaſſen worden, ſo wird die Probezeit auf 
die Friſt angerechnet. 


8 48. 

Wer unfähig wird, öffentliche Amter zu bekleiden, verliert zu⸗ 

gleich die öffentlichen Amter, die er inne har. 
S 48a. 

Den öffentlichen Amtern ſtehen gleich die Zugehörigkeit zur 
Reichswehr, die aus öffentlichen Wahlen hervorgegangenen Rechte, 
die Rechtsanwaltſchaft und öffentliche Würden. 

8 49. 

Wer zum Tode oder zu lebenslangem Zuchthaus verurteilt 
wird, verliert für immer das Recht, in öffentlichen Angelegenheiten 
zu wählen oder zu ſtimmen. 

Wird auf zeitiges Zuchthaus erkannt, ſo kann das Gericht 
Verurteilten auf mindeſtens zwei und höchſtens zehn Jahre 


den 
in öffentlichen Angelegenheiten zu wählen 


für unfähig erklären, 
oder zu ſtimmen. 


§ 47 Abſ. 2 gilt entſprechend. 
8 50. 
Die oberſte Juſtizverwaltungsbehörde kann dem Vexurteilten 
die Fähigkeit, öffentliche Amter zu bekleiden oder in öffentlichen 
Angelegenheiten zu wählen oder zu ſtimmen, wieder verleihen. 


8 51. 

Das Gericht kann, wo es das Geſetz vorſieht, dem 
Verletzten und dem, auf deſſen Verlangen die Strafverfolgung 
eingetreten iſt, geſtatten, die Verurteilung auf Koſten des Ver⸗ 
urteilten öffentlich bekanntzumachen. 

Umfang und Art der Bekanntmachung werden in der Ent⸗ 
ſcheidung beſtimmt. 

Die Befugnis zur Bekanntmachung erliſcht, wenn nicht inner⸗ 
halb eines Monats nach Zuſtellung der rechtskräftigen Ent⸗ 
ſcheidung davon Gebrauch gemacht wird. 

8 53. 

Wird der Tatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung durch den 
Inhalt einer Schrift, Abbildung oder anderen Darſtellung be⸗ 
gründet, ſo iſt, ſofern jede Verbreitung ſtrafbar ſein würde, in der 
Entſcheidung auszuſprechen, daß alle Stücke eingezogen werden, 
die im Beſitz des Verfaſſers, Druckers, Herausgebers, Verlegers, 
Schriftleiters oder eines Buchhändlers ſind oder die öffentlich aus⸗ 
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gelegt oder angeboten find; ausgenommen find die Stücke, die zum 
eigenen Gebrauch dieſer Perſonen beſtimmt ſind. Ferner iſt anzu⸗ 
ordnen, daß die Platten und Formen unbrauchbar gemacht wer⸗ 
den, die zur Herſtellung der Schrift, Abbildung oder Darſtellung 
gebraucht worden ſind oder dazu beſtimmt waren. 

Würde die Verbreitung nur unter beſonderen Umſtänden ſtraf⸗ 
bar ſein, ſo können die in Abſ. 1 bezeichneten Maßnahmen ange⸗ 
ordnet merden, ſoweit dies zur Verhinderung weiterer ſtrafbarer 
Handlungen erforderlich iſt. 

Wird der Tatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung nur durch 
einen Teil des Inhalts begründet, der ſich ausſcheiden läßt, ſo iſt 
nur anzuordnen, daß dieſer Teil des Inhalts in den Stücken un⸗ 
brauchbar gemacht wird und daß auch die Platten und Formen nur 
inſoweit unbrauchbar gemacht werden. 


§ 56, 

Wird jemand als nicht zurechnungsfähig freigeſprochen oder 
als vermindert zurechnungsfähig verurteilt, ſo erklärt das Ge⸗ 
richt ſeine Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanſtalt für 
zuläſſig, wenn die öffentliche Sicherheit es erfordert. Dasſelbe 
gilt, wenn ſich nach Erhebung der öffentlichen Klage, jedoch vor 
der Hauptverhandlung ergibt, daß der Täter zur Zeit der Tat nicht 
zurechnungsfähig war, und wenn das Gericht aus dieſem Grunde die 
Eröffnung des Hauptverfahrens ablehnt oder das Verfahren einſtellt. 


§ 57. 

Wird jemand, der gewohnheitsmäßig im Übermaß geiſtige Ge⸗ 
tränke oder andere berauſchende Mittel zu ſich nimmt, wegen 
einer Tat, die er im Rauſch begangen hat, oder wegen Voll⸗ 
trunkenheit (§ 367) zu einer Strafe verurteilt, und iſt ſeine Unter⸗ 
bringung in einer Trinkerheilanſtalt oder in einer Entziehungs⸗ 
anſtalt erforderlich, um ihn an ein geſetzmäßiges und geordnetes 
Leben zu gewöhnen, ſo erklärt das Gericht die Unterbringung 
für zuläſſig. 


§ 58. 

Wirb jemand nach den 58 370—373 zu einer Freiheitsſtrafe 
verurteilt, ſo erklärt das Gericht ſeine Unterbringung in einem 
Arbeitshaus für zuläſſig, wenn ſie erforderlich iſt, um ihn zur 
Arbeit anzuhalten und an ein geordnetes Leben zu gewöhnen. 

Dasſelbe gilt. wenn jemand, der gewohnheitsmäßig zum Er⸗ 
werbe Unzucht treibt, nach 8 374 zu Freiheitsſtrafe verurteilt wird. 

Ein Minderjähriger, deſſen Unterbringung in einem Arbeits⸗ 
haus für zuläſſig erklärt worden iſt, iſt in der Regel ſtatt in einem 
Arbeitshaus in einer Erziehungs- oder Beſſerungsanſtalt unter⸗ 


zubringen; er kann darin auch nach Eintritt der Volljährigkeit be⸗ 
laſſen werden. 


8 59. 

Wird jemand, der ſchon einmal zum Tode oder zu Zuchthaus 

verurteilt war, nach 8 78 als ein für die öffentliche Sicherheit gefähr⸗ 

licher Gewohnheitsverbrecher zu einer Strafe verurteilt, ſo kann das 
Gericht daneben auf Sicherungsverwahrung erkennen. 


8 60. 
Dauer der Unterbringung. 
Die Unterbringung dauert fo lange, als es ihr Zweck erfordert. 
Die Unterbringung in einer Trinkerheilanftalt oder in einer Ent- 
ziehungsanſtalt darf nicht länger als zwei Jahre dauern. 


Die Unterbringung in einer Heil⸗ oder Pflegeanſtalt oder in 
der Sicherungsverwahrung darf drei Jahre nur überſteigen, wenn des 
Gericht ſie vor Ablauf dieſer Friſt von neuem für zuläſſig erklärt 
oder anordnet. 

Die Unterbringung in einer Erziehungs⸗ oder Befferungsanftalt 
darf nicht länger als zwei Jahre dauern. Dasſelbe gilt für die Unter⸗ 
bringung in einem Arbeitshaus, wenn der Verurteilte noch nicht in 
einem Arbeitshaus oder nach § 58 Abſ. 3 in einer Erziehungs⸗ oder 
Beſſerungsanſtalt untergebracht war. War der Verurteilte ſchon ein⸗ 
mal in einem Arbeitshaus oder nach § 58 Abſ. 3 in einer Erziehungs⸗ 
oder Beſſerungsanſtalt untergebracht, ſo darf die Unterbringung in 
einem Arbeits haus drei Jahre nur überſteigen, wenn das Gericht fie 
vor Ablauf dieſer Friſt von neuem für zuläſſig erklärt. 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


i i ie Stücke, die zum 
gelegt oder angeboten find; tommen ſind die St. 0 1 
eigenen Gebrauch dieſer Pen beſtimmt find. Ferner iſt me 
ordnen, daß die Platten urmen unbrauchbar gemacht 15 5 
den, die zur Herſtellung dorift, Abbildung oder Darſtellung 
ebraucht worden ſind oder beſtimmt waren. A 8 
\ Würde die d beſonderen Umſtänden ftraf- 
bar fein, fo können die in! bezeichneten Maßnahmen au 
ordnet werden, ſoweit dies Verhinderung weiterer ſtrafbare 
Handlungen dieſer Art erlich iſt. 
8 Wird der Nabe ſtrafbaren Handlung nur 0 
einen Teil des Inhalts beet, der ſich ausſcheiden läßt, ſo 1 
nur anzuordnen, daß dieſel des Inhalts in den Stucken far 
brauchbar gemacht wird um auch die Platten und Formen 
inſoweit unbrauchbar gemaerden. 


8 56. 

Wird jemand als nzurechnungsfähig freigeſprochen 19 0 
als vermindert zurechnunig verurteilt, jo n das datt 
richt zugleich feine Untegung in einer Heil- oder Pflegean 11 
an, wenn die öffentlichcherheit es erfordert. Dasſelbe 10 
wenn ſich nach Erhebuder öffentlichen Klage, jedoch 15 
der Hauptverhandlung er daß der Täter zur Zeit der e 
zurechnungsfähig war, unnn das Gericht aus dieſem Grunde nr 
Eröffnung des Hauptverfes ablehnt oder das Verfahren einſtellt. 


$ 57. M 

Wird jemand, der hnheitsmäßig im Übermaß geiſtige Ge⸗ 
tränke oder andere bechende Mittel zu ſich nimmt, e 
einer Tat, die er im Rao der in Auswirkung des 99 
mäßigen Genuſſesiſtiger Getränke oder an 50 
berauſchender Mil begangen hat, oder wegen A 
trunkenheit ($ 367) zu r Strafe berurteilt, und iſt ſeine 2 
bringung in einer Triheilanſtalt oder in einer ee 
anſtalt erforderlich, unn an ein geſetzmäßiges und 18 
Leben zu gewöhnen, ſodnet das Gericht zugleich en 
bringung an. Die Unbringung darf nur im 855 99 
mit dem Gutacht eines fachärztlichen a ch 
ſtändigen für zulig erklärt werden. 
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licher Gewohnheitsrbrecher zu Zuchthaus oder zu Bu 
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8 60. 


Die Unterbrigung dauert ſo lange, als es ihr gu ei 
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In den Fällen des Abſ. 3 und des Abſ. 4 Satz 3 iſt je vor Ab⸗ 
lauf von weiteren drei Jahren die Entſcheidung des Gerichts von 
neuem einzuholen, wenn das Gericht nicht eine kürzere Friſt hierfür 
beſtimmt. 


8 61. 
Schutzaufſicht. 

Das Gericht kann eine für zuläſſig erklärte Unterbringung 
eines vermindert Zurechnungsfähigen in einer Heil- oder Pflegeanſtalt 
und eine für zuläſſig erklärte Unterbringung in einer Trinberheil⸗ 
oder Entziehungsanſtalt oder in einem Arbeitshaus auf die Dauer 
von höchſtens zwei Jahren bedingt ausſetzen, wenn es gleichzeitig 
Schutzaufſicht anordnet. 


Erweiſt fi) die Schutzaufſicht als nicht ausreichend, fo wider- 
ruft das Gericht die Ausſetzung. 

Wird die Ausſetzung vor Ablauf der Probezeit nicht widerrufen, 
ſo darf die Unterbringung nicht mehr vollzogen werden. 


8 62. 
Entlaſſung aus der Sicherungsverwahrung. 


Aus der Sicherungsverwahrung darf der Untergebrachte, ſolange 
die vom Geſetz oder vom Gericht feſtgeſetzte Zeit der Unterbringung 
noch nicht abgelaufen iſt, nur mit Zuſtimmung des Gerichts ent⸗ 
laſſen werden. 


63. 

Sind drei Jahre verſtrichen, ſeitdem die Unterbringung hätte 
vollzogen werden können, ſo darf ſie nur noch mit Zuſtimmung des 
Gerichts vollzogen werden. Im Falle des 8 61 wird die Probezeit 
nicht eingerechnet. 


8 64. 

Wird ein Ausländer zu einer Freiheitsſtrafe verurteilt, ſo er⸗ 
klärt das Gericht es für zuläſſig, daß er innerhalb einer Friſt von 
ſechs Monaten nach Rechtskraft der Entſcheidung aus dem Reichs⸗ 
gebiet verwieſen wird, wenn ſein Verbleiben im Inland eine Gefahr 
für andere oder für die allgemeine Sicherheit bedeuten würde. 
In die Friſt wird die Zeit nicht eingerechnet, in der er eine Frei⸗ 
heitsſtrafe verbüßt oder auf behördliche Anordnung in einer Anſtalt 
verwahrt wird. Der Ausſpruch iſt, ſoweit das Geſetz nicht anders 
beſtimmt, nur neben einer Freiheitsſtrafe von mindeſtens drei Mo⸗ 
naten zuläſſig. 

Ein Ausländer, deſſen Unterbringung in einer Heil- oder Pflege⸗ 
anſtalt, in einer Trinkerheilanſtalt oder einer Entziehungsanſtalt, in 
einem Arbeitshaus oder in der Sicherungsverwahrung für zuläſſig 
erklärt oder angeordnet worden iſt, kann ſtatt deſſen oder außer⸗ 
dem aus dem Reichsgebiet verwieſen werden. Kehrt der Ausgewieſene 
unbefugt zurück, ſo kann die Maßregel nachgeholt werden; 8 63 gilt 
entſprechend. 


8 69. 

Bei Bemeſſung der Strafe ſoll das Gericht hauptſächlich ab⸗ 
wägen, inwieweit die Tat auf einer verwerflichen Geſiunung oder 
Willensrichtung des Täters und inwieweit ſie auf Urſachen beruht, 
die dem Täter nicht zum Vorwurf gereichen. Es ſoll berückſichtigen: 


die Beweggründe und den Anreiz zur Tat, den Zweck, den 
der Täter verfolgt hat, die Nachhaltigkeit des zur Tat aufgewen⸗ 
deten Willens und die angewendeten Mittel; 

die verſchuldeten Folgen der Tat; 

das Maß der Einſicht des Täters und den Einfluß krank⸗ 
hafter oder ähnlicher Störungen auf ſeinen Willen; 

das Vorleben des Täters, ſeine perſönlichen und wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe zur Zeit der Tat und der Aburteilung; 

das Verhalten des Täters nach der Tat, insbeſondere ob er 
ſich bemüht hat, den Schaden wieder gutzumachen, der durch die 
Tat entſtanden iſt. 


8 71. 

Iſt dem Verurteilten nach feinen wirtſchaftlichen Verhält- 
niſſen nicht zuzumuten, daß er die Geldſtrafe ſofort zahlt, ſo be⸗ 
willigt ihm das Gericht eine Friſt oder geſtattet ihm, die Strafe in 
beſtimmten Teilbeträgen zu zahlen. 

Das Gericht kann die Vergünſtigungen widerrufen, wenn der 
Verurteilte die Teilzahlungen nicht rechtzeitig leiſtet oder wenn ſich 
feine wirtſchaftlichen Verhältuiſſe weſenklich beſſern. 


8 73. 
Wird die ordentliche Strafe nach einer der Vorſchriften, die 
eine Milderung vorſchreiben oder zulaſſen, gemildert, ſo tritt an 
die Stelle von Todesſtrafen lebenslanges Zuchthaus oder Zuchthaus 


Im Falle des Abſ. 2 iſt je vor Ablauf von wei⸗ 
teren drei Jahren, im Falle des Abſ. 4 Satz 2 je vor 
Ablauf von weiteren zwei Jahren die Entſcheidung 
des Gerichts von neuem einzuholen, wenn das Ge⸗ 
richt nicht kürzere Friſten hierfür beſtimmt. 

Bei der Unterbringung in der Sicherungsver⸗ 
wahrung hat das Gericht je vor Ablauf von drei 
Jahren zu prüfen, ob der Zweck der Unterbringung 
erreicht ift; das Gericht kann die Prüfung in Kür⸗ 
zeren Friſten vornehmen. 

8 61. 
Ausſetzung. 

Im Falle des 856, ſoweit es ſich um einen ver⸗ 
mindert Zurechnungsfähigen handelt, ſowie in den 
Fallen der 8857 und 58, kann das Gericht die Unter⸗ 
bringung auf die Dauer von höchſtens zwei Jahren 
ausſetzen, wenn es gleichzeitig Schutzaufſicht an⸗ 
ordnet. § 43 Abſ. 1 Satz 2 und Abſ. 2 gelten ent⸗ 
ſprechend. In den Fällen der 8857 und 58 kann von 
Schutzaufſicht abgeſehen werden. 

Erweift ſich nachtraglich die Unterbringung als 
notwendig, fo widerruft das Gericht die Ausſetzung. 


8 62. 
Entlaſſung aus der Unterbringung. 


Der Untergebrachte darf, ſolange die vom Geſetz 
oder vom Gericht feſtgeſetzte Zeit der Unterbringung 
noch nicht abgelaufen iſt, nur mit Zuſtimmung des 
Gerichts entlaſſen werden. 


8 68. 

Sind drei Jahre verſtrichen, ſeitdem die Unterbringung Hätte 
vollzogen werden können, ſo darf ſie nur noch mit Zuſtimmung des 
Gerichts vollzogen werden. Wird im Falle des 861 die Aus⸗ 
ſetzung der Unterbringung widerrufen, ſo wird die 
Probezeit in die Friſt des Ab ſ. 1 nicht eingerechnet. 


64. 

Wird ein Ausländer zu einer Freiheitsſtrafe verurteilt und be- 
deutet ſein Verbleiben im Inlande eine Gefahr für andere oder für 
die öffentliche Sicherheit, ſo Kann das Gericht es für zuläſſig 
erklären, daß er innerhalb einer Friſt von ſechs Monaten nach Rechts 
kraft der Entſcheidung aus dem Reichsgebiet verwieſen wird. In die 
Friſt wird die Zeit nicht eingerechnet, in der er eine Freiheitsſtrafe 
verbüßt oder auf behördliche Anordnung in einer Anftalt verwahrt 
wird. Der Ausſpruch iſt, ſoweit das Geſetz nicht anders beſtimmt, 
nur neben einer Freiheitsſtrafe von mindeſtens drei Monaten zuläſſig. 


Ein Ausländer, deſſen Unterbringung in einer Heil- oder Pflege⸗ 
anſtalt, in einer Trinkerheilanſtalt oder einer Entziehungsanſtalt, in 
einem Arbeitshaus oder in der Sicherungsverwahrung angeordnet 
worden ift, kann ſtatt deſſen oder außerdem aus dem Reichsgebiet 
verwieſen werden. Kehrt der Ausgewieſene unbefugt zurück, ſo kann 
die Maßregel nachgeholt werden; 8 63 gilt entſprechend. 


8 69. 

Bei Bemeſſung der Strafe hat das Gericht hauptſächlich ab⸗ 
zu wägen, inwieweit die Tat auf einer verwerflichen Geſinnung oder 
Willensrichtung des Täters und inwieweit ſie auf Umſtänden 
beruht, die dem Täter nicht zum Vorwurf gereichen. Es ſoll dabei 
berückſichtigen: 

die Beweggründe und den Anreiz zur Tat, den Zweck, den 
der Täter verfolgt hat, die Nachhaltigkeit des zur Tat aufgewen⸗ 
deten Willens und die angewendeten Mittel; 

das Maß der Einſicht des Täters und den Einfluß krank⸗ 
hafter oder ähnlicher Störungen auf ſeinen Willen; 

das Vorleben des Täters, ſeine perſönlichen und wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe zur Zeit der Tat und der Aburteilung; 

die verſchuldeten Folgen der Tat; 

das Verhalten des Täters nach der Tat, insbeſondere ob er 
ſich bemüht hat, den Schaden wieder gutzumachen, der durch die 
Tat entſtanden iſt. 

87T, 

Iſt dem Verurteilten nach ſeinen wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſen nicht zuzumuten, daß er die Geldſtrafe ſofort zahlt, ſo be⸗ 
willigt ihm das Gericht eine Friſt oder geſtattet ihm, die Strafe in 
beſtimmten Teilbeträgen zu zahlen. 

Das Gericht kann die Vergünſtigungen widerrufen, wenn der 
Verurteilte die Teilzahlungen nicht rechtzeitig leiſtet, es ſei denn, 
daß er glaubhaft macht, daß es ohne ſein Verſchulden 
nicht möglich iſt. Dasſelbe gilt, wenn ſich die wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe des Verurteilten weſentlich beſſern. 


8 78. ö 

Wird die ordentliche Strafe nach einer der Vorſchriften, die 

eine Milderung vorſchreiben oder zulaſſen, gemildert, ſo tritt an 
die Stelle von Todesſtrafe lebenslanges Zuchthaus oder Zuchthaus 
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nicht unter drei Jahren, an die Stelle von lebenslangem Zucht⸗ 
haus Zuchthaus nicht unter drei Jahren, an die Stelle lebeuslauger 
Einſchließung Einſchließung nicht unter drei Jahren. Iſt eine zeitige 
Freiheitsſtrafe angedroht, ſo darf höchſtens auf drei Viertel des an⸗ 
gedrohten Höchſtmaßes erkannt werden. Iſt ein erhöhtes Mindeſt⸗ 
maß angedroht, ſo kann auf das geſetzliche Mindeſtmaß herabgegangen 
werden. An Stelle von zeitigem Zuchthaus kann auf Gefängnis 
nicht unter drei Monaten, an Stelle zeitiger Einſchließung bei Ver⸗ 
brechen auf Einſchließung nicht unter drei Monaten erkaunt werden. 
Bei Vergehen kann das Gericht an Stelle einer verwirkten Frei⸗ 
heitsſtrafe von höchſtens drei Monaten auf Geldſtrafe erkennen, wenn 
der Strafzweck durch eine Geldſtrafe erreicht werden kann. 


8 78. 

Hat jemand, der ſchon zweimal wegen eines Verbrechens oder 
eines vorſätzlichen Vergehens zum Tode oder zu Freiheitsſtrafe von 
wenigſtens ſechs Monaten verurteilt worden iſt, durch ein neues 
Verbrechen oder vorſätzliches Vergehen eine Freiheitsſtrafe verwirkt, 
und geht aus der neuen Tat in Verbindung mit den früheren Taten 
hervor, daß er ein für die öffentliche Sicherheit gefährlicher Gewohn⸗ 
heitsverbrecher iſt, ſo kann, ſoweit die neue Tat nicht mit ſchwe⸗ 
rerer Strafe bedroht iſt, auf Zuchthaus bis zu fünf Ickhren, und 
wenn die neue Tat ein Verbrechen iſt, auf Zuchthaus bis zu fün- 
zehn Jahren erkannt werden. 


Eine frühere Verurteilung kommt nicht in Betracht, wenn 
zwiſchen ihr und der folgenden Tat mehr als fünf Jahre vergangen 
ſind. In die Friſt wird die Zeit nicht eingerechnet, in der der Ver⸗ 
urteilte eine Freiheitsſtrafe verbüßt oder auf behördliche Anord⸗ 
nung in einer Anſtalt verwahrt wird. 

Eine ausländiſche Verurteilung ſteht einer iuländiſchen gleich, 
wenn die geahndete Tat auch nach deutſchem Recht ein Verbrechen 
oder vorſätzliches Vergehen wäre. 


8 79. 
Die Strafbarkeit einer Tat erliſcht durch Verjährung. Die 
Verjährungsfriſt beträgt: 
1. zwanzig Jahre bei Verbrechen, die mit Todesſtrafe, mit 
lebenslanger Freiheitsſtrafe oder mit Freiheitsſtrafe von 
mehr als zehn Jahren bedroht ſind. 


2. zehn Jahre bei den übrigen Verbrechen, 
3. fünf Jahre bei Vergehen, die mit Freiheitsſtrafe von mehr 
als einem Jahre bedroht ſind, 
4. zwei Jahre bei den übrigen Vergehen. 
Die Friſt richtet ſich nach der ordentlichen Strafe ohne Rückſicht 
auf die Schärfungen und Milderungen, die der Allgemeine Teil vorſieht. 


8 81. 

Die Verjährung ruht, ſolange nach einer geſetzlichen Vorſchrift 
die Verfolgung nicht begonnen oder nicht fortgeſetzt werden kann. 
Für Taten, die nur auf Verlangen oder mit Zuſtimmung verfolgt 
werden, läuft die Verjährung, auch ohne daß das Verlangen geſtellt 
oder die Zuſtimmung erteilt wird. 

Die Verjährung ruht auch, ſolange gegen den Tater das Straf⸗ 
verfahren bei Gericht anhängig iſt; ſie ruht aus dieſem Grunde aber 
höchſtens zwei Jahre oder, wenn die Sache durch Anfechtung der 
Entſch. an ein höheres Gericht gelangt ift, höchſtens drei Jahre. 


8 82. 

Das Gericht kann die Verjährungsfriſt auf 
Antrag der Strafverfolgungsbehörde verlängern, 
wenn es die beſonderen Umſtände des Falles ge⸗ 
bieten. 

Insgeſamt darf die Friſt, auch wenn ſie mehr⸗ 
fach verlängert wird, höchſtens um die Hälfte ver⸗ 
längert werden. 

Der Beſchluß wirkt gegen alle an der Tat beteiligten Perſonen. 


8 83. 

Wird auf Geldſtrafe erkannt, ſo beginnt mit der Rechtskraft 
der Entſch. eine neue Verjährungsfriſt zu laufen. Mit dem Ablauf 
der Friſt erliſcht die Vollſtreckbarkeit der Strafe. Die Friſt beträgt: 

1. zwanzig Jahre bei Todesſtrafe, bei lebenslanger Freiheits⸗ 
ſtrafe und bei Freiheitsſtrafen von mehr als zehn 
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nicht unter drei Jahren, an die Stelle von lebenslangem Zucht⸗ 
haus Zuchthaus nicht unter drei Jahren, an die Stelle lebenslanger 
Einſchließung Einſchließung nicht unter drei Jahren. Iſt eine zeitige 
Freiheitsſtrafe angedroht, ſo darf höchſtens auf drei Viertel des an⸗ 
gedrohten Höchſtmaßes erkannt werden. Iſt ein erhöhtes Minoeſt⸗ 
maß angedroht, ſo kann auf das geſetzliche Mindeſtmaß herabgegangen 
werden. An Stelle von zeitigem Zuchthaus kann auf Gefängnis 
nicht unter drei Monaten, au Stelle zeitiger Einſchließung bet et 
brechen auf Einschließung nicht unter drei Monaten erkannt werden. 
Bei Vergehen muß das Gericht an Stelle einer verwirkten Frei⸗ 
heitsſtrafe von höchſtens drei Monaten auf Geldſtrafe erkennen, wenn 
ſie genügt, um den Strafzweck zu erreichen. 


§ 78. 

Hat jemand, der ſchon zweimal wegen eines Verbrechens oder 
eines vorſätzlichen Vergehens zum Tode oder zu Zuchthaus 
oder zu einer Gefängnisſtrafe von wenigſtens ſechs Mo⸗ 
naten verurteilt worden iſt, durch eine neues Verbrechen oder 
vorſätzliches Vergehen eine Freiheitsſtrafe verwirkt, und geht aus 
der neuen Tat in Verbindung mit den früheren Taten hervor, 
daß er ein für die öffentliche Sicherheit gefährlicher Gewohn⸗ 
heitsverbrecher iſt, jo kann, ſoweit die neue Tat nicht mit ſchwe⸗ 
rerer Strafe bedroht iſt, auf Zuchthaus bis zu fünf Jahren, und 
wenn die neue Tat ein Verbrechen iſt, auf Zuchthaus bis zu fünf⸗ 
zehn Jahren erkannt werden. 

Abſ. 1 findet keine Anwendung, wenn die neue 
Verurteilung oder eine der beiden früheren Ver⸗ 
urteilungen ausſchließlich ein Verbrechen oder Ver⸗ 
gehen gegen die 88 86 bis 117, 165, 169, 170, 171, 175, 
180, 317, 319, 320 betrifft. Dasſelbe gilt, wenn die 
neue Verurteilung oder eine der früheren Verurtei⸗ 
lungen zwar zugleich eine andere Geſetzesverletzung 
betrifft, dieſe jedoch neben der damit zufammen- 
treffenden Geſetzesverletzung der bezeichneten Art 
nicht ins Gewicht fällt. 

Eine frühere Verurteilung kommt nicht in Betracht, wenn 
zwiſchen ihr und der folgenden Tat mehr als fünf Jahre vergangen 
ſind. In die Friſt wird die Zeit nicht eingerechnet, in der der Ver⸗ 
urteilte eine Freiheitsſtrafe verbüßt oder auf behördliche Anord⸗ 
nung in einer Anſtalt verwahrt wird. h 

Eine ausländiſche Verurteilung ſteht einer inländiſchen gleich, 
wenn die geahndete Tat auch nach deutſchem Recht ein Verbrechen 
oder vorſätzliches Vergehen wäre. 


8 79. 
Die Strafbarkeit einer Tat erliſcht durch Verjährung. Die 
Verjährungsfriſt beträgt: 
1. dreißig Jahre bei Verbrechen, die mit Todesſtrafe oder 
mit lebenslanger Freiheitsſtrafe bedroht ſind, 


la. zwanzig Jahre bei Verbrechen, die mit zei⸗ 
tiger Freiheitsſtrafe von mehr als zehn Jahren 
bedroht ſind. 

2. zehn Jahre bei den übrigen Verbrechen, 

3. fünf Jahre bei Vergehen, die mit Freiheitsſtrafe von mehr 
als einem Jahre bedroht ſind, 

4. zwei Jahre bei den übrigen Vergehen. 5 

Die Friſt richtet ſich nach der ordentlichen Strafe ohne Ruͤckſicht 
auf die Schärfungen und Milderungen, die der Allgemeine Teil vorſieht. 

8 81. 

Die Verjährung ruht, ſolange nach einer geſetzlichen Vorſchrift 
die Verfolgung nicht begonnen oder nicht fortgeſetzt werden kann. 
Für Taten, die nur auf Verlangen oder mit Zuſtimmung verfolgt 
werden, läuft die Verjährung, auch ohne daß das Verlangen geſtellt 
oder die Zuſtimmung erteilt wird. 

Die Verjährung ruht auch, ſolange gegen den Täter das Straf⸗ 
verfahren bei Gericht anhängig iſt; ſie ruht aus dieſem Grunde aber 
höchſtens zwei Jahre oder, wenn die Sache durch Anfechtung der 
Eutſch. an ein höheres Gericht gelangt iſt, höchſteus vier Jahre. 


8 82. 
Geſtrichen. 


8 88. . 
Wird auf Geldſtrafe erkannt, ſo beginnt mit der Rechtskraft 
der Entſch. eine neue Verjährungsfriſt zu laufen. Mit dem Ablauf 
der Friſt erliſcht die Vollſtreckbarkeit der Strafe. Die Friſt beträgt: 
1. dreißig Jahre bei Todesſtrafe und bet lebenslanger Frei⸗ 
heitsſtrafe, 
la. zwanzig Jahre bei zeitigen 
von mehr als zehn Jahren, 


Freiheitsſtrafen 
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2. zehn Jahre bei Freiheitsſtrafen von mehr als zwei bis zu 

zehn Jahren, 8 

3. fünf Jahre bei Freiheitsſtrafen bis zu zwei Jahren und bei 

Geldſtrafen von mehr als fünfhundert Reichsmark. 

4. zwei Jahre bei Geldſtrafen bis zu fünfhundert Reichsmark. 

Iſt auf Freiheitsſtrafe und Geldſtrafe zugleich erkannt worden, 
ſo erliſcht die Vollſtreckbarkeit der einen Strafe nicht früher als die 
der anderen. 

§ 85. 
Verlängerung. 

Die Vollſtreckungsbehörde kann die Verjaäh⸗ 
rungsfriſt verlängern, wenn es die beſonderen Um⸗ 
ſtände des Falles gebieten. 

Insgeſamt darf die Friſt, auch wenn ſie mehr⸗ 
fach verlängert wird, höchſtens um die Hälfte ver⸗ 
längert werden. 


2. zehn Jahre bei Freiheitsſtrafen von mehr als zwei bis zu 
zehn Jahren, 
3. fünf Jahre bei Freiheitsſtrafen bis zu zwei Jahren und bei 
Geldſtrafen von mehr als fünfhundert Reichsmark. 
4. zwei Jahre bei Geldſtrafen bis zu fünfhundert Reichsmark. 
Iſt auf Freiheitsſtrafe und Geldſtrafe zugleich erkannt worden, 
ſo erliſcht die Vollſtreckbarkeit der einen Strafe nicht früher als die 
der anderen. 
8 85. 


Geſtrichen 


Aus der obigen Gegenüberſtellung ergibt ſich deutlich, welche 
Anderungen der Ausſchuß an der Vorlage vorgenommen hat. Be⸗ 
rückſichtigt man, daß nach der gedruckten Zuſammenſtellung bisher 
nicht weniger als 166 Anderungsanträge von den verſchiedenen Partei⸗ 
vertretern vorgebracht waren, die nur zum kleineren Teile Annahme 
fanden, ſo wird man in den beſchloſſenen Anderungen eine grund⸗ 
ſtürzende Umgeſtaltung der Vorlage nicht erblicken können. Dabei 
fällt ins Gewicht, daß die ſtändige Parallelarbeit mit dem öſter⸗ 
reichiſchen Strafrechtsausſchuſſe zu weiteſtgehender wechſelſeitiger Rück⸗ 
ſichtnahme zwingt, um i. S. der dringend erwünſchten Rechtsannähe⸗ 
rung das hohe Ziel der möglichſt gleichzeitigen und gleichmäßigen 
Verabſchiedung des neuen Strafgeſetzbuchs in beiden Staaten zu er⸗ 
reichen. Die Erledigung mancher Streitpunkte und Anträge mußte 
auf das Einfch., die Nov. zur StPO. und vor allem auf das Straf⸗ 
Vollzcö. verſchoben werden. An allen dieſen Stellen ſoll aber be— 
ſtimmt, nachdem inzwiſchen ſorgſame Zuſammenſtellung und Sichtung 
erfolgt iſt, deren Regelung erfolgen. Wertvolle Anregungen ſind, 
wie der gedruckte Ausſchußbericht ergibt, auch in zahlreichen An⸗ 
regungen und Auträgen enthalten, die zwar infolge Ablehnung 
durch die Ausſchußmehrheit nicht in das Geſetz hineingearbeitet wur⸗ 
den, gleichwohl aber für deſſen zukünftige Auslegung und praktijche 
Anwendung wertvoll bleiben. 

Der zur Verfügung geſtellte beſchränkte Raum geſtattet nur 
kurze Erläuterungen zu den beſchloſſenen Anderungen, die in Form 
von Anmerkungen zu den einzelnen Abſchnitten des Entwurfs mit 
dem ausdrücklichen Vorbehalt gegeben werden, daß ausführlichere 
Darlegungen zu einem ſpäteren Zeitpunkt erfolgen ſollen. 


J. Abſchnitt. 


1. Für das im erſten Abſchnitte 8 1—7 niedergelegte inter⸗ 
nationale Strafrecht ſind nur die im Druck herausgehobenen Ande⸗ 
rungen, die nicht als weſentlich angeſprochen werden können, erfolgt. 
In den 88 6 u. 7 hat der Ausſchuß die Anwendbarkeit der Vorſchriften 
des NSWB. bei einer Reihe der dort einzeln aufgeführten Delikte 
unter Hinzufügung des Vergehens des Auswanderungsbetrugs ein⸗ 
geſchränkt auf die geſetzlich feſtgelegte Vorausſetzung, daß die Tat 
gerichtet war gegen das Rechtsgut eines Deutſchen. 

Aber auch an dieſer Stelle ſei der dringende Wunſch wieder⸗ 
holt, daß es vereinten Bemühungen der zuſtändigen Abteilungen des 
Völkerbunds, der interparlamentariſchen Union und der krimina⸗ 
liſtiſchen Vereinigungen in nicht zu ferner Zeit gelingen möge, der 
internationalen Rechtszerſplitterung auf kriminaliſtiſchem Gebiete ein 
Ende zu machen und die Kulturſtaaten, die bisher ohne inneren Zu⸗ 
ſammenhaug in grundterſchiedener Ausgeſtaltung die ſchwierigen 
internationalen Strafrechtsprobleme durch eine keineswegs einwand⸗ 
freie Geſetzgebung zu meiſtern verſuchten, auf eine möglichſt einheit⸗ 
liche Linie zuſammenzuführen. 

2. Die im $ 8 nomierte Beſtimmung über Ort und Zeit der 
Tat hat der Ausſchuß aufrechterhalten. 

3. Bei den Vorſchriften über den „Sprachgebrauch“ ſind die 

ff. I u. 2 unverändert geblieben. Die übrigen Ziffern ſollen erſt 
im Anſchluß an den plonderen Teil erledigt werden. 


2. Abſchnitt. 


1. 8 11, Einteilung der ſtrafbaren Handlungen: Unverändert. 
2. 88 12—15, Zurechnungsfähigkeit und verminderte Zu⸗ 
rechnungsfähigkeit“: zu den 88 13 u. 14 iſt für den vermindert 
Zurechnungsfähigen und den Taubſtummen die Strafmilderungs⸗ 
Kann vorſchrift der Borlage vom Ausſchuſſe in eine Muß vor⸗ 
ſchrift umgewandelt jorden. 
3. Aus den Vuſchriften über „Vorſatz und Fahrläſſigkeit“ 
5 16-19) hat der Ausſchuß den 8 17 Abſ. 2 aus logiſchen Er⸗ 
wägungen auf die Nſtimmungen über den Irrtum übertragen. 
4. Demgemäß Miaht der § 20 nach den Ausſchußbeſchlüſſen 
den „Irrtum über de Rechtswidrigkeit“, im Abs. 1 den Tatirrtum, 
im Abf. 2 den Rechtſrrtum. Bei irrtümlicher Annahme eines Sach⸗ 
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verhalts, „der die Tat rechtfertigen oder den Täter ſtraffrei machen 
würde“, iſt Beſtrafung wegen Vorſatzes ausgeſchloſſen; Beſtrafung 
wegen Fahrläſſigkeit erfolgt nur dann, wenn der Irrtum auf 
Fahrläſſigkeit beruht. Dieſer Vorſchrift durch Abſ. 1 entſpricht die 
den Rechtsirrtum, der den Täter „das Unrechtmäßige ſeiner Tat 
nicht erkennen läßt“, treffende Beſtimmung des Abſ. 2, wonach der 
Täter bei entſchuldbarem Rechtsirrtum ſtraffrei bleibt, bei nicht ent⸗ 
ſchuldbarem Irrtum ſtrafbar, aber milder zu beſtrafen iſt. Zu beachten 
iſt, daß die Kann vorſchrift der Vorlage in eine Muß vorſchrift um⸗ 
geſtaltet wurde. 

Die Vorſchriften der 88 21—23 über Haftung für beſondere 
Folgen der Tat, Nichtabwendung eines Erfolgs und Ausſchluß der 
Rechtswidrigkeit blieben unverändert. 

6. Die Notwehrvorſchrift des § 24 hat der Ausſchuß anders 
formuliert und außerdem die im § 53 des geltenden RStGGB. ent⸗ 
haltene Begriffsbeſtimmung der Notwehr in die Vorlage hinüber⸗ 
genommen. Bei der zur Abwendung einer drohenden Gefahr erfolg⸗ 
ten Beſchädigung oder Zerſtörung einer Sache hat der Ausſchuß im 
Abſ. 3 die Gleichſtellung mit der Verteidigung gegen einen rechts⸗ 
widrigen Angriff von dem neu eingeſchalteten Tatbeſtandsmerkmale 
abhängig gemacht, daß „die Beſchädigung oder Zerſtörung zur Ab⸗ 
wendung der Gefahr erforderlich iſt und der Schaden nicht außer 
Verhältuis zu der Gefahr ſteht. 

7. Die im 8 25 enthaltene Beſtimmung über „Notſtand“ hat 
die Faſſung des Entwurfs beibehalten, mit der einzigen Ausnahme, 
daß es aut Schluſſe des erſten Abſatzes einfacher und dehnbarer 
heißt: „— wenn ihm oder dem Gefährdeten nach den Umſtänden 
nicht zuzumuten iſt, den drohenden Schaden abzuwenden.“ 


3. Abſchnitt: Verſuch und Rücktritt (88 26 u. 27). 


Die vielumſtrittene Regelung des Verſuchs mit untauglichen 
Mitteln und am untauglichen Objekt iſt nach langwierigen Beratungen 
unter Umgeſtaltung des Entwurfs dahin erfolgt, daß das Gericht 
nach freiem Ermeſſen die Strafe mildern oder von Strafe abſehen 
kann. Dabei hat der Ausſchuß als geſetzliche Vorausſetzung feſt⸗ 
gelegt, daß der Verſuch ſchon wegen Fehlens beſonderer Eigen⸗ 
ſchaften oder Verhältniſſe, die beim Täter zur Strafbarkeit erforder⸗ 
lich ſind, oder wegen der Art des vom Täter auserſehenen Mittels 
oder Gegenſtandes überhaupt nicht zur Vollendung führen konnte. 

An den ſonſtigen Vorſchriften des Entwurfs hat der Ausſchuß 
nichts geändert. 


4. Abſchnitt: Täterſchaft und Teilnahme (88 27232), 


Zunächſt hat der Ausſchuß im neuen 8 27 eine geſetzl. Begriffs- 
beſtimmung für den Täter und den mittelbaren Täter feſtgelegt. Weiter 
hat er im 8 29 als Anſtifter denjenigen bezeichnet, der vorſätzlich 
einen anderen zu der von dieſem begangenen Tat beſtimmt hat. Die 
im 8 82 normierten „beſonderen Eigenſchaften oder Verhältniſſe“ be⸗ 
durften im Hinblick auf die Geſtaltung der 88 27a u. 29 einer ent⸗ 
ſprechenden Neufaſſung. 


5. Abſchnitt: Strafen (88 33—39). 


Die Beſtimmungen über die Strafarten mit Einſchluß der neu⸗ 
eingeführten „Einſchließung“ hat der Ausſchuß beibehalten und auch 
den Antrag auf Beſeitigung der Todesſtrafe durch Mehrheits⸗ 
beſchluß abgelehnt. Bemerkt ſei aber, daß bei den mehrtägigen und 
mit lebhaften Auseinanderſetzungen verknüpften Erörterungen über 
die Todesſtrafe auch von Gegnern des Antrags auf deren ſofortige 
Beſeitigung nachdrücklich die innere Abneigung gegen dieſe nur noch 
bei dem ſchwerſten Verbrechen des überlegten Mordes im Falle der 
Verſagung mildernder Umſtände anwendbare Strafart betont wurde, 
mit dem Ausdruck der Erwartung, daß die unter dem Druck der 
Staatsnotwendigkeit und Volksſicherheit leider heute noch unver⸗ 
meidbare Strafandrohung durch ruhigere Zeitentwicklung in 
Bälde entbehrlich werde, und daß in der Zwiſchenzeit bis zu ihrer 
Abſchaffung das ſorgſam auszugeſtaltende Begnadigungsrecht weiteſt⸗ 
gehende Auwendung finden jolle. ; 
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6. Abſchnitt: Bedingter Straferlaß (88 4045). 


Dieſe Vorſchriften mit Einſchluß der Normierung der Probezeit, 
der Schutzaufſicht und der Anordnung der Vollſtreckung der Strafe 
wurden nach geringfügigen redaktionellen Anderungen angenommen. 


7. Abſchnitt: Nebenſtrafen und Nebenfolgen (88 46— 54). 


Die Vorſchriften der Vorlage, die in den Unterabſchnitten Ver⸗ 
luft der Amtsfähigkeit, Verluſt des Wahl⸗ und Stimmrechts, Wieder⸗ 
verleihung, Bekanntmachung der Verurteilung und Einziehung be⸗ 
handelt, wurde in allen weſentlichen Teilen unverändert angenom⸗ 
men, mit der Ausnahme, daß im $ 47 der Ausſpruch der Unfähig⸗ 
keit zur Bekleidung öffentlicher Amter an die Vorausſetzung einer 
Gefängnisſtrafe von mindeſtens 1 Jahr — ſtatt 3 Monaten der 
Vorlage — geknüpft worden iſt und daß im § 48 die Worte „für 
immer“ geſtrichen wurden. 


8. Abſchnitt: Maßregeln der Beſſerung und Sicherung (88 55 —64). 


Dieſer außerordentlich bedeutſame Abſchnitt, der durch die vor⸗ 
geſehenen Beſſerungs- und Sicherungsmaßnahmen eine vollſtändige 
Neuerung in das StGB. hineinbringt und zu den wichtigſten Be⸗ 
ſtandteilen der modernen Strafrechtsreform gehört, läßt in Form 
von knappen Noten nicht einmal den notwendigſten Überblick über 
die Bedeutung der Vorlage und der vom Ausſchuß getroffenen Ande⸗ 
rungen geben. Aufgabe tiefſchürfender Abhandlungen muß es ſein, in 
dieſe in die gefamte Strafrechtswiſſenſchaft und Praxis tiefeinſchnei⸗ 
dende Materie einzudringen und zu den Ausſchußbeſchlüſſen kritiſche 
Stellung zu nehmen. Nach Vernehmung mehrerer Sachverſtändiger 
wurden dem Ausſchuß zahlreiche Änderungsanträge vorgelegt, von 
denen aber nur ein Teil in das Geſetz hineingearbeitet wurde. 

1. Die Aufzahlung der im 8 55 enthaltenen ſechs Arten von 
Maßregeln ließ der Ausſchuß unverändert. 

2. An den 88 56—63 nahm der Ausſchuß nur diejenigen 
Anderungen vor, die aus der Gegenüberſtellung durch Sperrdruck 
erſichtlich ſind. 

Da für die Geſtaltung der die Sicherungsverwahrung regeln⸗ 
den 88 59—63 die Feſtſtellung der geſetzlichen Vorausſetzungen für 
den im 8 78 behandelten „Gewohnheitsverbrecher“ von ausſchlag⸗ 
gebender Bedeutung war, ſo wurde die gleichzeitige Regelung beider 
Geſetzesvorſchriften ſowohl vom Unterausſchuſſe wie vom Aus⸗ 
ſchuſſe vorgenommen. Im Hinblick auf die dann erfolgte Neu⸗ 
faſſung des § 78 wurde für die im § 59 als Vorausſetzung für die 
Sicherungsverwahrung beſtimmte „neue Tat“ die zweifache Ande⸗ 
rung beſchloſſen, daß der Täter bei Begehung der neuen Tat über 
21 Jahre alt war und daß für die neue Tat Verurteilung zu 
Zuchthaus oder mindeſtens einjähriger Gefängnisſtrafe erfolgt. 

Die zu den 88 60—63 vom Ausſchuſſe getroffenen Anderungen 
zielen im weſentlichen auf eine klarere und verſtändlichere Faſſung. 
Von beſonderer materieller Bedeutung iſt der letzte Abſatz des 9 60, 
wonach das Gericht bei Unterbringung in der Sicherungsverwah⸗ 
rung — mit Zuläſſigkeit kürzerer Prüfungsfriſten — je vor Ab⸗ 
lauf von 3 Jahren die Erreichung des Zwecks der Unterbringung 
nachzuprüfen hat, und die im § 61 Abſ. 1 und 2 neu geregelte be⸗ 
dingte Ausſetzung der Unterbringung. 

3. Bei 8 64 wandelte der Ausſchuß die unter den feſtgelegten 
Vorausſetzungen für einen Ausländer normierte Muß Vorſchrift 
der Reichsverweiſung in eine Kann⸗Vorſchrift um. 

4. Die aus der Zuſammenſtellung erſichtlichen Anderungen an 
den 88 59—63, die einer weiteren Erläuterung nicht bedürfen, 
wurden in mehreren Sitzungen des Unterausſchuſſes nach Ver⸗ 
nehmung zweier Sachverſtändiger eingehend durchberaten, bis ſie 
zu der festgelegten Einigung führten. 


9. Abſchnitt: Zuſammentreffen mehrerer Geſetzesverletzungen 
98 65—68). 


Die in Theorie und Praxis, beſonders auch durch die Rſpr. 
des R., hervorgetretenen Unzuträglichkeiten bei der unterſchied⸗ 
lichen Behandlung von Ideal- und Realkonkurrenz gaben der Vor⸗ 
lage Anlaß, dem dringenden Wunſche der öſterr. Regierung und 
Strafrechtskommiſſion nach geſetzlicher Gleichſtellung beider Arten 
von Konkurrenzdelikten ſtattzugeben. Die im Ausſchuſſe geäußerten 
Bedenken gegen dieſe ſyſtemakiſche Gleichſtellung ließen ſich auch 
nicht beſeitigen durch die amtliche Begründung, daß die ungün⸗ 
ſtigere Behandlung der Idealkonkurrenz gegenüber dem geltenden 
Recht ein Aquivalent erhalte durch die enkſprechende Beſſerſtellung 
der Realkonkurrenz. Schließlich überwog jedoch bei der Ausſchuß⸗ 
mehrheit der Gedanke, daß es ſich bei § 66 nur um eine Kann⸗ 
vorſchrift handle und daß im Hinblick auf die im $ 69 feſtgelegten 
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jemals über das geſetzliche Höchſtmaß hinausgegangen werde. Darum 
verblieb es bei den Vorſchriften der Vorlage. 


10. Abſchnitt: Strafbemeſſung (88 69— 75). 

1. Da der die allgemeinen Strafbemeſſungsgründe regelnde 
8 69 zu den wichtigſten Vorſchriften des geſamten Stch B. gehört, 
ſo hat ſich begreiflicherweiſe hierüber im Ausſchuſſe eine ausgiebige 
Ausſprache mit mancherlei Anderungsanträgen entſponnen. Dabei 
wurde das bedeutungsvolle Problem des Überzeugungsverbrechers 
nach allen Richtungen durchberaten. Der Ausſchuß hat ſich aber 
in der Hauptſache darauf beſchränkt, die im Entw. enthaltene 
Soll vorſchrift für die Strafzumeſſung im erſten Satze des $ 69 
in eine Muß vorſchrift umzugeſtalten und dann für die fünf 
einzeln aufgeführten Strafbemeſſungsgründe unter Umſtellung ihrer 
Reihenfolge die voranſtellenden Worte zu bringen: „Es ſoll dabei 
berückſichtigen“. 

2. Während der § 70 über Bemeſſung der Geldſtrafe bei⸗ 
behalten wurde, hat der Ausſchuß dem 8 71 für den Betroffenen 
die Milderung hinzugefügt, daß das Gericht die Vergünſtigung 
widerrufen kann, wenn der Verurteilte die Teilzahlungen nicht 
rechtzeitig leiſtet, „es ſei denn, daß er glaubhaft macht, 
daß es ohne ſein Verſchulden nicht möglich ift. Das⸗ 
ſelbe gilt, wenn ſich die wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe des Verurteilten weſentlich beſſern“. 

3. Die im 8 72 geregelte „Einſchließung“ blieb unverändert. 

4. Auch die im § 73 mit der Aufſchrift „Strafmilderung“ nor⸗ 
mierten „beſonderen Milderungsgründe“ hat der Ausſchuß beibe⸗ 
halten, und nur den letzten Satz unter Anderung der Kann vorſchrift 
der Vorlage in eine Muß vorſchrift feſtgelegt, daß das Gericht bei 
Vergehen an Stelle einer verwirkten Geldſtrafe von höchſtens drei 
Monaten auf Geldſtrafe erkennen muß, wenn ſie genügt, um 
den Strafzwech zu erreichen. 

5. § 74: „Mildernde Umſtände“, ferner $ 75: „Zuſammen⸗ 
treffen von Milderungsgründen“, § 76: „beſonders leichte Fälle“ 
und 8 77: „Strafſchärfung“ für „beſonders ſchwere Fälle“ haben 
im Ausſchuß zu keiner Anderung geführt. 

6. Der für die Ausgeſtaltung der Sicherungsverwahrung im 
8. Abſchnitt (88 59 ff.) außerordentlich einſchneidende und daher 
oben bereits erörterte $ 78 über den „Gewohnheitsverbrecher“ hat 
nach langwierigen Verhandlungen im Ausſchuſſe und Unterausſchuſſe 
zu wichtigen Anderungen in doppelter Hinſicht geführt. Zunächſt 
wurde im Abſ. 1 eine erſchwerende Vorausſetzung durch die Ein⸗ 
ſchaltung der Worte „Zuchthaus oder zu einer Gefängnisſtrafe“ 
feſtgelegt. Weiter wurden durch Abſ. 2 ſowohl für die Vorſtrafen 
wie für die neue Strafe, die als geſetzliche Vorausſetzung gelten 
für die gerichtliche Feſtſtellung des „für die öffentliche Sicherheit 
gefährlichen Gewohnheitsverbrechers“, eine Reihe von genau be⸗ 
zeichneten Verbrechen und Vergehen, worunter beſonders auch die 
ſog. politiſchen Delikte fallen, ausdrücklich ausgeſchaltet. Diefe ſehr 
bedeutſame Einſchränkung in der Anwendbarkeit des $ 78 Abſ. 1 
und in der gerichtlichen Kennzeichnung des gefährlichen Gewohn⸗ 
heitsverbrechers ſollen nach dem letzten Satze auch bei Ideal⸗ und 
Realkonkurrenz der ausgeſchloſſenen Delikte mit anderen Straf- 
taten gelten. 


11. Abſchnitt: Verjährung (88 7985). 

An den Vorſchriften über die Verjährung der Strafverfolgung 
(88 79—82) und der Strafvollſtrechung (88 83—85) hat der Aus⸗ 
ſchuß nur inſoweit geändert, als die Verjährungsfrist ſowohl bei 
Strafverfolgung wie bei Strafvollſtreckung für Todesſtrafe und 
lebenslange Freiheitsſtrafen von 20 Jahren auf 30 Jahre aus- 
gedehnt, dagegen die in den 88 82 und 85 an Stelle der ſchema⸗ 
tiſchen „Unterbrechung“ des geltenden Strafrechts vorgeſehene „Ver⸗ 
längerung“ der Verjährungsfriſt geſtrichen wurde. Im Hinblick auf 
dieſe Streichung der 88 82 und 85 lehnte dagegen die Mehrheit 
des Ausſchuſſes die Anträge auf Streichung auch der das „Ruhen“ 
der Verjährung regelnden §8 81 und 84 ab. Dagegen wurde in den 
beiden letzten Worten des § 81 die dreijährige Höchſtfriſt auf vier 
Jahre verlängert. 


Dem Überblick über die Ausſchußbeſchlüſſe zum „Allgemeinen 
Teil“ des RStGGB. mag ein Schlußgedanke angegliedert werden. 

Jetzt hat die „öffentliche Meinung“ das Wort. Sachliche Kritik 
an den Ausſchußarbeiten aus Kreiſen der Rechtswiſſenſchaft und 
der Rechtspraxis, aber auch der Laien und vor allem der Preſſe, 
möge der Förderung des Geſamtwerks und des Geſamtwohls 
dienen! 

Der Ausſchuß wird am 11. Jan. 1928 mit dem zeitrauben⸗ 
deren und ſchwierigeren Arbeitsgebiet, nämlich der Durchberatung 
onderen Teils des StGB., beginnen. Hoffentlich ſtehen 
eiten unter einem guten Stern und werden auch nicht 
Gewölk vorzeitiger Reichstagsauflöſung verdüſtert. 
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